
    

 

Referentenentwurf 

des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr 

Zweite Verordnung zur Änderung der Besonderen Gebührenverord-
nung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für individuell 
zurechenbare öffentliche Leistungen auf dem Gebiet der Verwaltung der 
Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung und weiterer schiff-
fahrtsrechtlicher Vorschriften 

A. Problem und Ziel 

Das Bundesgebührengesetz fordert eine weitgehende Zusammenfassung von Gebühren-
verordnungen, die vor dessen Inkrafttreten nebeneinander existiert haben. Daher hat das 
Bundesministerium für Digitales und Verkehr eine besondere Gebührenverordnung erlas-
sen, die bisher fast alle vorher bestehenden Regelungen in einer Verordnung zusammen-
fasst. Lediglich die Besondere Gebührenverordnung des BMDV für individuell zurechen-
bare öffentliche Leistungen des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie konnte 
bisher nicht integriert werden. 

In der bestehenden Besonderen Gebührenverordnung weisen einige Rahmengebührens-
ätze eine erhebliche Spannbreite auf. Im Bereich der Strompolizei (Abschnitt 1 des Gebüh-
renverzeichnisses) ist zudem teilweise schwer nachvollziehbar, auf die Genehmigung wel-
cher konkreten Tätigkeit sich die erhobenen Gebühren beziehen. 

Bei der Ausstellung oder der Verlängerung von Bootszeugnissen für Sportboote wird im 
Seebereich für motorbetriebene Boote noch die gleiche Gebühr wie für muskelbetriebene 
erhoben, obwohl der Aufwand geringer ist. 

Die Verordnung zur Durchführung der Datenübermittlung an nicht öffentliche Stellen im 
Seeverkehr (See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung) ist ergänzungsbedürftig. 
Sie erlaubt die Übermittlung von Identifikations- und Verkehrsdaten an nicht öffentliche Stel-
len nur, wenn sie der Leistungsfähigkeit des deutschen Seehafens dient, für den die nicht 
öffentliche Stelle tätig ist. Die Praxis hat mittlerweile gezeigt, dass die Übermittlung solcher 
Daten auch für Forschungszwecke zulässig sein muss, die der Erledigung von Aufgaben 
des Bundes gemäß § 1 Seeaufgabengesetz dienen. In den letzten Jahren wurden Unter-
suchungen bei privaten Forschungsinstitutionen in Auftrag gegeben, die solche Daten zwin-
gend benötigen. 

Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit sind das Projekt „LEAS“ oder auch eine Unter-

suchung, die das Deutsche Maritime Zentrum (DMZ) zur Ermittlung eines ökologischen 

Rabattsystems für die Befahrungsabgaben am NOK in Auftrag gegeben hat. Bei dem Pro-

jekt „LEAS“ handelt es sich um ein mit öffentlichen Mitteln beauftragtes Projekt, dessen 

Ziel die Unterstützung der Schifffahrt durch landseitige Entscheidungsempfehlungen zur 

Verbesserung der Sicherheit und Effizienz des küstennahen Seetransportverkehrs für 

Verkehrslagen mit hochautomatisierten bzw. autonomen Schiffen ist.  

In der Anlage II Abschnitt II.1 Nummer 6 der Anlage zur Seeschifffahrtsstraßenordnung ist 

zur Zeit ein falscher Bezug enthalten. 
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B. Lösung 

Die bisherige Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Bundesamtes für Seeschiff-
fahrt und Hydrographie wird in die Besondere Gebührenverordnung des Bundesministeri-
ums für Digitales und Verkehr für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen im Zu-
sammenhang mit der Verwaltung der Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung inte-
griert. Dabei wurden die Gebührentatbestände inhaltlich und der Höhe nach überarbeitet 
und aktualisiert. Aufgrund der dynamischen Entwicklung der erneuerbaren Energien wur-
den im Bereich der Gebühren für öffentliche Leistungen in der Ausschließlichen Wirtschafts-
zone (AWZ) einige neue Gebührentatbestände eingeführt. Neue Gebührentatbestände für 
den Entzug und das Ruhen von Befähigungsnachweisen für Seeleute und für die Erteilung 
einer Befreiung von der Verpflichtung zum Ausfüllen und Mitführen einer Entladebescheini-
gung in der Binnenschifffahrt werden eingeführt. 

Bei einigen Rahmengebühren mit großer Spannbreite werden Erläuterungen eingeführt, die 
die konkrete Gebührenerhebung nachvollziehbarer machen. Bei den Gebühren für strom- 
und schifffahrtspolizeiliche Genehmigungen wird eine Differenzierung nach dem konkreten 
Sachverhalt, für den die Genehmigung erteilt wird, eingeführt. 

Für die Ausstellung oder die Verlängerung von Bootszeugnissen für muskelbetriebene 
Sportfahrzeuge im Seebereich wird ein eigener Gebührentatbestand mit einer aufwands-
entsprechenden Festgebühr eingeführt.  

Die Möglichkeiten der Übermittlung von Daten an nicht öffentliche Stellen werden erweitert. 
Die See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung erlaubt zukünftig auch die Weiter-
gabe von Identifikations- und Verkehrsdaten zu Forschungszwecken, die im Rahmen der 
Aufgaben des Bundes nach § 1 Seeaufgabengesetz liegen.  

Der falsche Bezug in der Seeschifffahrtsstraßenordnung wird korrigiert  

C. Alternativen 

Die Besondere Gebührenverordnung für individuell zurechenbare Leistungen des Bundes-
amtes für Seeschifffahrt und Hydrographie könnte beibehalten werden. Dies widerspräche 
jedoch der Zielsetzung des Bundesgebührengesetzes, eine weitestgehende Vereinheitli-
chung des Gebührenrechts durch Reduzierung bestehender Gebührenverordnungen her-
beizuführen. 

Ohne die Änderung der See-Daten-Übermittlungsverordnung würde zukunftsgerichtete 
Forschung im Bereich der Seeschifffahrt fast unmöglich. 

 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Gebühren des BSH werden an die gültigen Personalkostensätze nach der Allgemeinen 
Gebührenverordnung angepasst. Dadurch entstehen Mehreinnahmen in Höhe von ca. 380 
000 Euro pro Jahr. Durch die Einführung neuer Gebührentatbestände für öffentliche Leis-
tungen im Bereich der AWZ entstehen weitere Mehreinnahmen in Höhe von ca. 3,3 Mio 
Euro. Dabei bleiben einige neue Gebührentatbestände unberücksichtigt, bei denen eine 
seriöse Schätzung der Fallzahlen momentan aufgrund des Fehlens von Erfahrungswerten 
nicht möglich ist. Durch die Einführung der Gebühren für das Ruhen und den Entzug von 
Befähigungsnachweisen entstehen Mehreinnahmen in Höhe von ca. 22 500 Euro pro Jahr. 
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Durch die Einführung einer Gebühr für die Erteilung einer Befreiung von der Verpflichtung 
zum Ausfüllen und Mitführen einer Entladebescheinigung in der Binnenschifffahrt entstehen 
Mehreinnahmen in Höhe von ca. 500 Euro. 

Durch die Einführung eines neuen ermäßigten Gebührentatbestandes für die Ausstellung 
von Bootszeugnissen für muskelbetriebene Fahrzeuge entstehen Mindereinnahmen in 
Höhe von ca. 24 000 Euro. 

E. Erfüllungsaufwand 

Keiner 

 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner 

 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Keiner 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Keine 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Möglichkeit der Weitergabe von Daten zu Forschungszwecken verändert sich der 
Erfüllungsaufwand der Verwaltung in einer Größenordnung, die bei 1-2 Fällen pro Jahr ver-
nachlässigt werden kann. Dabei ist auch der Wegfall der Notwendigkeit, Ablehnungen zu 
begründen, zu berücksichtigen.  

 

F. Weitere Kosten 

Die Gebühren des BSH werden an die gültigen Personalkostensätze nach der Allgemeinen 
Gebührenverordnung angepasst. Dadurch entstehen Kosten für Bürger und Wirtschaft in 
Höhe von ca. 380 000 Euro pro Jahr. Durch die Einführung der Gebühren für den Entzug 
und das Ruhen von Befähigungsnachweisen entstehen Mehrkosten für Bürgerinnen und 
Bürger in Höhe von ca. 22 500 Euro pro Jahr. Durch die Einführung neuer Gebührentatbe-
stände für öffentliche Leistungen im Bereich der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 
entstehen Mehrkosten für die Wirtschaft in Höhe von ca. 3,3 Mio Euro. Dabei bleiben einige 
neue Gebührentatbestände unberücksichtigt, bei denen eine seriöse Schätzung der Fall-
zahlen momentan aufgrund des Fehlens von Erfahrungswerten nicht möglich ist. Durch die 
Einführung einer Befreiung von der Verpflichtung zum Ausfüllen und Mitführen einer 
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Entladebescheinigung in der Binnenschifffahrt entstehen Mehrkosten für die Wirtschaft in 
Höhe von ca. 500 Euro pro Jahr. 
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Referentenentwurf des Bundesministeriums für Digitales und 
Verkehr 

Zweite Verordnung zur Änderung der Besonderen Gebührenverord-
nung des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für individuell 

zurechenbare öffentliche Leistungen auf dem Gebiet der Verwaltung 
der Wasserstraßen und der Schifffahrtsverwaltung und weiterer schiff-

fahrtsrechtlicher Vorschriften 

Vom ... 

Auf Grund  

des § 22 Absatz 4 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 2 und 3 des Bundesgebüh-
rengesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154),    

des § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Seeaufgabengesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 17. Juni 2016 (BGBl. I S. 1489), der zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73) geändert worden ist, und 

des § 9e Absatz 2 Satz 7 des Seeaufgabengesetzes, der zuletzt durch Artikel 2 des Geset-
zes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr.73) geändert worden ist, im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium des Innern und für Heimat 

verordnet das Bundesministerium für Digitales und Verkehr: 
 

Artikel 1  

Änderung der BMDV-Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere 
Gebührenverordnung 

Die BMDV-Wasserstraßen und Schifffahrt Besondere Gebührenverordnung vom 28. Okto-
ber 2021 (BGBl. I S. 4744), die zuletzt durch Artikel 5 der Verordnung vom 22. November 
2023 (BGBl. 2023 II Nr. 321) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt gefasst: 

  

„§ 1 Erhebung von Gebühren und Auslagen 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums für Digitales und Verkehr für die Was-
serstraßen und die Schifffahrt werden Gebühren und Auslagen für individuell zurechenbare 
öffentliche Leistungen  erhoben, die auf Grund der folgenden Vorschriften erbracht werden: 

1. Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG), 

2. Wasserstraßen-Betriebsanlagenverordnung (WaStrBAV),  

3. Schleusenbetriebsverordnung,  
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4. Strandschutzwerk-Sicherungsverordnung Borkum (StrandSchutzwerkSiche-
rungsV),  

5. Dünenschutzverordnung Wangerooge (DünenSchV), 

6. Nord-Ostsee- Kanal-Gefahrenabwehrverordnung (NOK-GefAbwV), 

7. Binnenschiffspersonalverordnung (BinSchPersV), 

8. Binnenschifffahrtsaufgabengesetz (BinSchAufgG), 

9. Rheinschiffspersonalverordnung (RheinSchPersV), 

10. Lotsenordnung für den Rhein zwischen Basel und Mannheim/Ludwigshafen (Rhein-
LotsO), 

11. Binnenschifffahrt-Sprechfunkverordnung (BinSchSprFunkV), 

12. Binnenschiffsuntersuchungsordnung (BinSchUO), 

13. Binnenschifffahrtsstraßen-Ordnung (BinSchStrO), 

14. Rheinschifffahrtspolizeiverordnung (RheinSchPV), 

15. Moselschifffahrtspolizeiverordnung (MoselSchPV), 

16. Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungsgesetz (BinSchAbfUbkAG), 

17. Binnenschiffs-Abgasemissionsverordnung (BinSchAbgasV), 

18. Binnenschifffahrt-Kennzeichnungsverordnung (KIFz-zKV-BinSch), 

19. Binnenschifffahrt-Sportbootvermietungsverordnung (BinSch-SportbootVermV), 

20. Wasserskiverordnung (WasSkiV), 

21. Donauschifffahrtspolizeiverordnung (DonauSchPV) 

22. Talsperrenverordnung (TspV), 

23. Binnenschiffseichordnung (BinSchEO) 

24. Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken (SchRG), 

25. Schiffsregisterordnung (SchRegO), 

26. Binnenschiffsgüter-Berufszugangsverordnung (BinSchZV), 

27. Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungsgesetz (BinSchAbfÜbkAG), 

28. Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung (SeeSchStrO), 

29. Verordnung zur Einführung der Schifffahrtsordnung Emsmündung (EmsSchEV), 

30. Schifffahrtsordnung Emsmündung (EmsSchO), 

31. Sperr- und Warngebietverordnung (SperrWarnGebV), 
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32. Seeaufgabengesetz (SeeAufgG), 

33. Verordnung zu den internationalen Regeln von 1972 zur Verhütung von Zusammen-
stößen auf See, 

34. See-Sportbootverordnung (SeeSpbootV), 

35. Seelotsgesetz (SeeLG), 

36. Seelotsenaus- und -fortbildungsverordnung, 

37. Seelotseignungsverordnung (SeelotseigV), 

38. Verordnung über das Seelotswesen außerhalb der Reviere (SeelotRevierV), 

39. Ems-Lotsverordnung (Ems-LotV), 

40. Weser/Jade-Lotsverordnung (Weser/JadeV), 

41. Elbe-Lotsverordnung (Elbe-LV), 

42. NOK-Lotsverordnung (NOK-LV), 

43. Wismar-Rostock-Stralsund-Lotsverordnung (WIROST-LV), 

44. Verordnung über das Befahren des Naturschutzgebiets „Helgoländer Felssockel“, 

45. Ostsee-Schleswig-Holstein-Naturschutzgebietsbefahrensverordnung (Ost-
seeSHNSGBefV), 

46. Verordnung über das Befahren der Bundeswasserstraßen in Nationalparken im Be-
reich der Nordsee (NPNordSBefV), 

47. Befahrungsregelung Küstenbereich Mecklenburg-Vorpommern (NPBefVMVK), 

48. See-Umweltverhaltensverordnung (SeeUmwVerhV), 

49. See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung (See-DatenÜbermittDV), 

50. Sportbootführerscheinverordnung (SpFV), 

51. Verordnung über die Küstenschifffahrt (KüSchV), 

52. Seesicherheits-Untersuchungs-Gesetz (SUG), 

53. Flaggenrechtsgesetz (FlaggRG), 

54. Flaggenrechtsverordnung (FlRV), 

55. Seeleute-Befähigungsverordnung (See-BV), 

56. See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV), 

57. Schiffssicherheitsverordnung (SchSV), 

58. Schiffsausrüstungsverordnung (SchAusrV), 

59. Bundesberggesetz (BBergG), 
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60. Seeanlagengesetz (SeeAnlG), 

61. Seeanlagenverordnung (SeeAnlV), 

62. Raumordnungsgesetz (ROG), 

63 Windenergie-auf-See-Gesetz in der bis zum 31.12. 2022 geltenden Fassung , so-
weit Verfahren nach Teil 4 Abschnitt 1 und 2 und Teil 5 des Windenergie-auf-See-
Gesetzes (WindSeeG) betroffen sind 

64. Ölschadengesetz (ÖlSG), 

65. Seeversicherungsnachweisgesetz (SeeVersNachwG), 

66. Öl-Pflichtversicherungsbescheinigungs-Verordnung (ÖlPflichtVersBeschV), 

67. Seeversicherungsnachweisverordnung (SeeVersNachwV), 

68. Schiffssicherheitsgesetz (SchSG), 

69. Schiffsbesetzungsverordnung (SchBesV), 

70. MARPOL-Gesetz (IntMeerSchUbk1973G), 

71. Ballastwasser-Gesetz (BallastWG), 

72. Verordnung (EU) Nr. 1257/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
20. November 2013 über das Recycling von Schiffen und zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1013/2006 und der Richtlinie 2009/16/EG (ABl. L 330 vom 
10.12.2013, S.1) in der jeweils geltenden Fassung 

73. Seearbeitsgesetz (SeeArbG), 

74. Maritime-Medizin-Verordnung (MariMedV), 

75. EU-Fahrgastrechte-Schifffahrt-Gesetz (EU-FahrgRSchG), 

76. Sportseeschifferscheinverordnung (SportSeeSchV). 

 

2. § 4 wird wie folgt gefasst: 

„§ 4 Übergangsvorschrift 

(1) Für die Erhebung von Gebühren und Auslagen für  individuell zurechenbare öffentliche 
Leistungen, die vor dem 1. Oktober 2021 beantragt oder begonnen, aber noch nicht voll-
ständig erbracht worden ist, sind die bis zum Ablauf des 30. September 2021 geltenden 
gebührenrechtlichen Regelungen weiter anzuwenden. Gleiches gilt für eine gebührenpflich-
tige Leistung, die bis zum Ablauf des 30. September 2021 vollständig erbracht worden ist. 

(2) Für die Erhebung von Gebühren und Auslagen für  individuell zurechenbare öffentliche 
Leistungen nach Abschnitt 2 der Anlage, die vor dem 18. Januar 2022 beantragt oder be-
gonnen, aber noch nicht vollständig erbracht worden ist, ist das bis zum Ablauf des 17. 
Januar 2022 geltende Recht weiter anzuwenden. 
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(3) Für die Erhebung von Gebühren und Auslagen in Verfahren nach Teil 4 Abschnitt 1 und 
2 und Teil 5 des Windenergie-auf-See-Gesetzes (WindSeeG) vom 13. Oktober 2016 (BGBl. 
I S. 2258, 2310),  auf die das Windenergie-auf-See-Gesetz in der ab dem 1. Januar 2023 
geltenden Fassung anzuwenden ist, ist die Besondere Gebührenverordnung Strom vom 2. 
Januar 2017 (BGBl. I S.3) in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

(4) Für die Erhebung von Gebühren und Auslagen für  individuell zurechenbare öffentliche 
Leistungen nach Abschnitt 4 der Anlage, die vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttre-
tens nach Artikel 4 dieser Verordnung] beantragt oder begonnen, aber noch nicht vollstän-
dig erbracht worden ist, ist diese Verordnung anzuwenden.“ 

3. Die Anlage wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt 1 wird wie folgt geändert: 

aa)  Die Vorbemerkung wird wie folgt geändert: 

aaa) Vor dem Wort „Auslagen“ wird die Angabe „1.“ eingefügt. 

bbb) Folgende Nummer 2 wird angefügt: 

„2. Die Gebühren nach den Nummern 1, 2 und 5 dieses Abschnitts richten sich nach dem 
für die Verfahren jeweils zu betreibenden Aufwand. Maßgeblich für die Einordnung sind die 
Kriterien: Politische Bedeutung des Vorhabens (Haltung von Gebietskörperschaften, Be-
hörden oder Verbänden zum Vorhaben), räumliche Auswirkungen, Gefährdungspotential, 
Intensität des Eingriffs in Natur und Umwelt, Anzahl der Vorhabensträger, Strecken- oder 
Punktvorhaben (z.B. Errichtung einer Schleuse), Lage der Bauwerke, rechtliche oder tat-
sächliche Schwierigkeiten, Anzahl der Betroffene, der Behörden und Verbände sowie die 
Anzahl und Umfang der Einwendungen und Stellungnahmen.“ 

  

bb)  Die Nummern 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

1 Planfeststellung für 
den Ausbau oder 
Neubau von Bun-
deswasserstraßen 

§ 14 Absatz 1 Satz 1 (WaStrG) i. V. 
m. § 74 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes (VwVfG) 

741 163 (Verfah-
ren mit einem 
weit überdurch-
schnittlichen 
Aufwand 

331 490 (Verfah-
ren mit einem 
überdurch-
schnittlichen 
Aufwand) 

147 787 (Verfah-
ren mit einem 
durchschnittli-
chen Aufwand) 

91 891 (Verfah-
ren mit einem 
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unterdurch-
schnittlichen 
Aufwand)“.  

 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„2 Plangenehmigung 
für den Ausbau o-
der Neubau von 
Bundeswasserstra-
ßen 

§ 14 Absatz 1 Satz 4 WaStrG i. V. m. 
§ 74 Absatz 6 VwVfG 

68 727 (Verfah-
ren mit einem 
überdurch-
schnittlichen 
Aufwand) 

17 909 (Verfah-
ren mit einem 
durchschnittli-
chen Aufwand)“. 

 

cc) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

5 Vorläufige Anordnung für 
Teilmaßnahmen zum 
Ausbau oder Neubau 

§ 14 Absatz 2 Satz 1 WaStrG 13 910 (Verfah-
ren mit einem 
überdurch-
schnittlichen 
Aufwand) 

4 815 (Verfah-
ren mit einem 
durchschnittli-
chen Aufwand) 

2 782 (Verfah-
ren mit einem 
unterdurch-
schnittlichen 
Aufwand)“. 

 

dd) Die Nummern 12 bis 22 werden wie folgt gefasst: 

„Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

12 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Entnahme von 
Wasser 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 140 - 844 
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13 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Entnahme fes-
ter Stoffe 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 140 - 1 055 

14 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
das Einbringen fes-
ter Stoffe 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 211 - 2 110 

15 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Entnahme und 
das anschließende 
Einbringen fester 
Stoffe 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 1 055 - 2 813 

16 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
eine Wasserinjekti-
onsbaggerung 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 351 - 2 110 

17 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
das Einleiten von 
Wasser 

§ 31 Absatz 1 Nummer 1 WaStrG 140 - 703 

18 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
festen Anlage für 
die Freizeitschiff-
fahrt 

§ 31 Absatz 1 Nummer 2 WaStrG 351 - 2 110 

19 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
festen Anlage für 
die Berufsschiff-
fahrt auf Binnen-
schifffahrtsstraßen 

§ 31 Absatz 1 Nummer 2 WaStrG 1 688 - 4 220 

20 Strom und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 688 - 11 253 
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die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
festen Anlage für 
die Berufsschiff-
fahrt auf Seeschiff-
fahrtsstraßen 

21 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
schwimmenden 
Anlage für die Frei-
zeitschifffahrt 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 316 - 2 813 

22 Strom und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
schwimmenden 
Anlage für die Be-
rufsschifffahrt 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 688 - 4 220“. 

 

ee) Die folgenden Nummern 23 bis 46 werden angefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„23 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
Bootseinsatzstelle 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 703 - 4 220 

24 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung und 
den Betrieb einer 
Bootshebeanlage 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 055 - 5 626 

25 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
den Neubau oder 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 3 516 - 14 066 
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die Grundsanie-
rung einer Brücke 

26 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
Unterhaltungsar-
beiten an einer Brü-
cke 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 703 - 5 626 

27 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
Unterhaltungsar-
beiten an bestehen-
den Anlagen 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 281 - 2 813 

28 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb einer 
Rohrbrücke 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 688 - 5 626 

29 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb eines 
Dalbens 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 422 - 2 813 

30 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb einer 
unterirdischen Lei-
tungskreuzung 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 125 - 7 033 

31 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb einer 
oberirdischen Lei-
tungskreuzung 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 562 - 4 220 

32 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Verlegung einer 
Leitung 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG bei einer Länge 
von weniger als 
1 km 

562 - 2 813 
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bei einer Länge 
von 1 km bis 5 
km 

1 758 - 7 033 

bei einer Länge 
über 5 km 

1 758 - 10 550   

33 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb eines 
Einleitungs- oder 
Entnahmebau-
werks 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 562 - 8 440 

34 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb eines 
sonstigen Bau-
werks an einer Bun-
deswasserstraße 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 844 - 2 813 

35 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb tempo-
rärer Bauwerke mit 
Blendwirkung 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 281 - 844 

36 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb von 
Messstationen 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 281 - 2 110 

37 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb von 
Lichtinstallationen 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 281 - 844 
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an Bundeswasser-
straßen 

38 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb einer 
Uferbefestigung 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 562 - 5 626 

39 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb von 
Wasserbauwerken 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 562 - 5 626 

40 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb eines 
Tunnels 

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 3 516 – 14 066 

41 Strom- und schiff-
fahrtspolizeiliche 
Genehmigung für 
die Errichtung, die 
Veränderung oder 
den Betrieb einer 
Seilbahn  

§ 31 Absatz 2 Nummer 2 WaStrG 1 688 - 5 626  

42 Genehmigung zum 
Setzen oder Betrei-
ben eines Schiff-
fahrtszeichens 

§ 34 Absatz 2 Satz 2 WaStrG 246 - 844 

43 Nachträgliche Ent-
scheidungen zu 
Genehmigungen 

§ 31 Absatz 2 Nummer 1, § 31 Absatz 
2 Nummer 2, § 34 Absatz 2 Satz 2 
WaStrG   

140 - 2 813 

44 Schriftliche Einzel-
genehmigung für 
die Benutzung von 
Betriebsanlagen 
der Wasserstra-
ßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung 
des Bundes 

§ 3 Absatz 1 Nummer 1 WaStrBAV 

§ 2 Absatz 1 StrandSchutzwerkSi-
cherungsV 

§ 2 Absatz 1 DünenSchV 

§ 12 Schleusenbetriebsverordnung  

 

70,30 - 562 

45 Allgemeine Geneh-
migung für 

§ 3 Absatz 1 Nummer 2 WaStrBAV 457 - 1 055 
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bestimmte Perso-
nengruppen für die 
Benutzung von Be-
triebsanlagen der 
Wasserstraßen- 
und Schifffahrtsver-
waltung des Bun-
des  

46 Fertigung eines 
feststellenden Ver-
waltungsaktes 

 nach Zeitauf-
wand“. 

 

b) Abschnitt 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In den Nummern 4021 und 4022 werden in Spalte 2 hinter dem Wort „Fahr-
tauglichkeitsbescheinigung“ jeweils die Wörter „oder eines Abnahmeproto-
kolls“ eingefügt  

bb) Nummer 702 wird wie folgt gefasst: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„702 Erteilung einer Be-
freiung von der Ver-
pflichtung zum Aus-
füllen und Mitführen 
einer Entladebe-
scheinigung für ei-
nen Zeitraum von 
weniger als einem 
Jahr 

Artikel 6.03 Absatz 7 Satz 4 der An-
lage 2 (Teil B) des Straßburger Abfal-
lübereinkommens für die Binnen-
schifffahrt i. V. m. § 14 Absatz 4 
BinSchAbfÜbkAG 

121“. 

 

cc) Die folgenden Nummern 7021 und 703 werden angefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„7021 Erteilung einer Be-
freiung von der Ver-
pflichtung zum Aus-
füllen und Mitführen 
einer Entladebe-
scheinigung für ei-
nem Zeitraum von 
einem Jahr oder 
länger 

Artikel 6.03 Absatz 7 Satz 4 der An-
lage 2 (Teil B) des Straßburger Abfal-
lübereinkommens für die Binnen-
schifffahrt i.V.m. § 14 Absatz 4 
BinSchAbfÜbkAG 

207 

703 Fertigung eines 
feststellenden Ver-
waltungsaktes 

 nach Zeitauf-
wand“. 
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c) Abschnitt 3 wird wie folgt geändert: 

 aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:  

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„1 Schriftlich erlas-
sene schifffahrtspo-
lizeiliche Verfügun-
gen mit durch-
schnittlichem Auf-
wand (Schiffsab-
messungen, Aufla-
gen und Sachlage 
bekannt) 

§ 56 Absatz 1 SeeSchStrO           § 4 
Absatz 1 SperrWarnGebV § 3 See-
AufgG, § 11 Abs. 1 Ems SchEV 

 

  

238 zuzüglich 
Zulage nach § 4 
Erschwerniszu-
lagenverord-
nung bei außer-
halb der Dienst-
zeit erlassenen 
Verfügungen“. 

 

 bb) Es wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„1a Schriftlich erlas-
sene schifffahrtspo-
lizeiliche Verfügun-
gen mit überdurch-
schnittlichem Auf-
wand (Schiffsab-
messungen unbe-
kannt, Auflagen 
müssen erarbeitet 
werden, Abstim-
mung mit anderen 
Ämtern/GDWS, Be-
fahrung von mehr 
als zwei Revieren 

§ 56 Absatz 1 SeeSchStrO           § 4 
Absatz 1 SperrWarnGebV § 3 See-
AufgG, § 11 Abs. 1 Ems SchEV 

 

 

422-649 zuzüg-
lich Zulage nach 
§ 4 Erschwernis-
zulagenverord-
nung bei außer-
halb der Dienst-
zeit erlassenen 
Verfügungen“. 

 

 

cc) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„3 Genehmigung des 
Verkehrs außerge-
wöhnlicher Schub- 
und Schleppver-
bände sowie des 
Schleppens außer-
gewöhnlicher 

§ 57 Absatz 1 Nummer 2 SeeSch-
StrO 

150 zuzüglich 
Zulage nach § 
4 Erschwernis-
zulagenverord-
nun g bei au-
ßerhalb der 
Dienstzeit 
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Schwimmkörper 
mit durchschnittli-
chem Aufwand 
(Schiffsabmessun-
gen und Auflagen 
bekannt, kein ge-
nehmigungspflichti-
ger Anhang bei 
Schleppverbänden, 
wiederkehrende 
SpG) 

 

erlassenen Ge-
nehmigungen“. 

 

dd) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 3a und 3b eingefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„3a Genehmigung des 
Verkehrs außerge-
wöhnlicher Schub- 
und Schleppver-
bände sowie des 
Schleppens außer-
gewöhnlicher 
Schwimmkörper 
mit außergewöhnli-
chem Aufwand 
(Schiffsabmessun-
gen unbekannt, 
Auflagen müssen 
erarbeitet werden, 
Abstimmung mit 
anderen Äm-
tern/GDWS, Befah-
rung von mehr als 
zwei Revieren) 

§ 57 Absatz 1 Nummer 2 SeeSch-
StrO 

206-356 zuzüg-
lich Zulage nach 
§ 4 Erschwernis-
zulagenverord-
nung bei außer-
halb der Dienst-
zeit erlassenen 
Genehmigungen 

3b Genehmigung des 
Verkehrs außerge-
wöhnlicher Schub- 
und Schleppver-
bände sowie des 
Schleppens außer-
gewöhnlicher 
Schwimmkörper im 
Geltungsbereich 
der EmsSchO 

Artikel 28 Absatz 1 Nummer 2 Ems-
SchO 

nach Zeitauf-
wand“. 

 

ee) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 
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Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„8 Genehmigung des Parasai-
ling in einem einfachen Fall 
(Fahrstrecken und Auflagen 
sind bekannt) 

§ 57 Absatz 1 Nummer 6a 
SeeSchStrO 

Artikel 28 Absatz 1 Nummer 5 
EmsSchO 

148 zuzüglich 
Zulage nach § 4 
Erschwerniszu-
lagenverord-
nung bei außer-
halb der Dienst-
zeit erlassenen 
Genehmigun-
gen“. 

 

ff) Nach der Nummer 8 wird folgende Nummer 8a eingeführt 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„8a Genehmigung des Parasai-
ling in einem komplexen Fall 
(Fahrstrecken neu, Auflagen 
müssen erarbeitet werden, 
Abstimmung mit mehreren 
WSÄ/GDWS) 

§ 57 Absatz 1 Nummer 6a 
SeeSchStrO 

Artikel 28 Absatz 1 Nummer 5 
EmsSchO  

178-208 zuzüg-
lich Zulage nach 
§ 4 Erschwernis-
zulagenverord-
nung bei außer-
halb der Dienst-
zeit erlassenen 
Genehmigun-
gen“. 

 

gg) In Nummer 17 wird in der vierten Spalte die Angabe „68-116“ durch 
die Angabe „29,70“ ersetzt. 

hh) Nach Nummer 18 wird folgende Nummer 18a eingefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„18a  Erteilung oder Verlänge-
rung der Gültigkeit eines 
Bootszeugnisses ein-
schließlich der Untersu-
chung eines muskelbetrie-
benen Sportbootes, das für 
Fahrten binnenwärts der 
Basislinie oder in Strand-
nähe geeignet oder be-
stimmt ist 

§§ 5, 6 Absatz 1, 18 Absatz 1 
und 2 SeeSpBootV 

51,50“. 

 

ii) Die Nummern 24 und 25 werden wie folgt gefasst: 
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Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„24 Ersatz eines Bootszeug-
nisses bei Verlust  

 38,15-102 

25 Übertragung eines Boots-
zeugnisses bei Veräuße-
rung oder Umschreibung  

 49,50-117“. 

 

jj) In Nummer 36 werden in Spalte 3 Buchstabe a nach der Angabe „§ 
14 Absatz 3 NOK-LV“ die Wörter „§ 9 Absatz 1 Nummer 2, § 10 
Absatz 1 Nummer 4, § 11 Absatz 1 Nummer 4 und § 12 Absatz 3 
Nummer 2 WIROST-LV“eingefügt. 

kk) In Nummer 38 werden in Spalte 3 nach der Angabe „§ 14 Absatz 5 
NOK-LV“ die Wörter „§ 9 Absatz 6, § 10 Absatz 6, § 11 Absatz 6 und 
§ 12 Absatz 6 WIROST-LV“ eingefügt. 

ll) Die Nummern 40 bis 42 werden wie folgt gefasst: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„40 Befreiung von Befahrens-
verboten  

 

§ 2 Absatz 2 der Verordnung 
über das Befahren des Natur-
schutzgebietes „Helgoländer 
Festlandsockel“ 

118-178 

41 Befreiung von Befahrens-
verboten 

§ 2 Absatz 4 OstseeSHNSG-
BefV 

Nach Zeitauf-
wand 

42 Befreiung von Befahrens-
verboten  

§ 5 Absätze 1, 2 und 3 NPNo-
rdSBefV 

74,40-297“. 

 

mm) Nummer 43 wird wie folgt gefasst: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„43 Befreiung von Befahrens-
verboten  

§ 7 Absatz 1 Nummern 1 und 
2 NPBefVMVK 

177-297“. 

 

nn) Nummer 44 wird gestrichen. 

oo) Die bisherigen Nummern 45 bis 54 werden die Nummern 44 bis 53. 

pp) Die neue Nummer 53 wird wie folgt gefasst: 
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Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„53 Entziehung einer Berechti-
gung bzw. Ausspruch ei-
nes Fahrverbots mit einfa-
cher Feststellung des Ver-
schuldens 

§ 50 Absatz 1 bis 4 SUG 923.“ 

 

qq) Nach Nummer 53 werden die folgenden Nummern 54 und 55 ange-
fügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„54 Entziehung einer Berechti-
gung bzw. Ausspruch ei-
nes Fahrverbots nach ei-
nem Unfall mit aufwändi-
ger Feststellung des Ver-
schuldens (z.B. bei mehre-
ren Beteiligten) 

§ 50 Absatz 1 bis 4 SUG 2 241-4 836 

55 Fertigung eines feststellen-
den Verwaltungsakts 

 nach Zeitauf-
wand“. 

 

d) Nach dem Abschnitt 3 wird folgender Abschnitt 4 eingefügt: 

„Abschnitt 4 

Gebühren des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie 

Vorbemerkungen 

1. Bei den Gebühren für die Genehmigung zur Führung einer anderen Nationalflagge wird 
die Gebühr einer zuvor erteilten Genehmigung, deren Bewilligungszeitraum noch nicht ab-
gelaufen ist, anteilig berücksichtigt. 

2. Bei den Gebührennummern 20-22, 24-30 sowie 32-33 werden die Reisekosten geson-
dert als Auslagen erhoben. 

3. Bei den Gebührennummern 34-43 werden die Kosten für Auslandsdienstreisen geson-
dert als Auslagen erhoben. 

4. Bei der Gebührennummer 147 werden die Kosten für externe Labore, Sachverständige 
oder Gutachter als Auslagen erhoben. 

5.Bei den Gebührennummern 145-148 werden Gebühren nur erhoben, wenn Nichtkonfor-
mitäten festgestellt wurden. 
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Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

1 Ausstellung von 
Flaggenzertifikaten 
einschließlich Ver-
längerung, Ersatz-
ausstellung und 
Änderung 

§ 3 Buchstabe d) FlaggRG i. V. m. §§ 
14ff FlRV 

107  

2 Ausstellung von 
Flaggenscheinen 
für Probe- und 
Überführungsfahr-
ten inclusive erneu-
ter Ausstellung 

§ 10 FlaggRG 123  

3 Ausstellung von 
Flaggenscheinen 
für Eigentümer o-
der Ausrüster 

§ 11 FlaggRG 272  

4 Ausstellung von 
Bescheinigungen 
für beauftragte Per-
sonen 

§ 2 Absatz 1 Nummer 3 FlaggRG, § 
5b Absatz 1 FlRV 

 

96  

5 Genehmigung zur 
Führung einer an-
deren National-
flagge für Fahr-
zeuge mit einer 
Bruttoraumzahl 
(BRZ) bis ein-
schließlich 10 000 
oder bis einschließ-
lich 10 000 Brutto-
registertonnen 
(BRT) für mehr als 
ein Jahr 

§§ 7 FlaggRG, 20, 20a FlRV 1 722  

6 Genehmigung zur 
Führung einer an-
deren National-
flagge für Fahr-
zeuge mit einer 
BRZ von mehr als 
10 000 oder mehr 
als 10 000 BRT und 
für mehr als ein 
Jahr 

§§ 7 FlaggRG, 20, 20a FlRV 12 282  

7 Genehmigung zur 
Führung einer an-
deren National-
flagge für 

§§ 7 FlaggRG, §§ 20, 20a FlRV 1 002  
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Fahrzeuge mit ei-
ner BRZ bis ein-
schließlich 10 000 
oder bis einschließ-
lich 10 000 BRT für 
höchstens ein Jahr 

8 Genehmigung zur 
Führung einer an-
deren National-
flagge für Fahr-
zeuge mit einer 
BRZ von mehr als 
10 000 oder mehr 
als 10 000 BRT für 
höchstens ein Jahr 

§§ 7 FaggRG, 20, 20a FlRV 6 282  

9 Bescheinigung 
über die Erledigung 
der Genehmigung 
zum Führen einer 
anderen National-
flagge 

§§ 7 FlaggRG, 20, 20a FlRV 59  

10 Eintragung in das 
internationale See-
schifffahrtsregister 

§ 12 FlaggRG, §§ 23, 27 FlRV 128  

11 Genehmigung zur 
Führung einer an-
deren National-
flagge im Zusam-
menhang mit dem 
Widerruf oder der 
Rücknahme einer 
bestehenden Aus-
flaggungsgenehmi-
gung ohne Ände-
rung des Zeitraums 

§§ 7 FlaggRG, 20, 20a FlRV 252  

12 Erteilung einer Be-
scheinigung für 
Seeleute 

Erteilung des Be-
scheids über die 
Voraussetzungen 

§§ 24, 25 oder den Teilen 2 bis 7 
See-BV 

§ 30 Absatz 3 See-BV  

25-298 

13 Abnahme einer 
Prüfung 

§ 31 Absatz 1 Satz 3 SeeBV 

§ 40 Absatz 1 Satz 3, §53 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 See-BV 

39-119 

14 Zulassung eines 
Lehrgangs 

§ 20 Absatz 3 Satz 1, 

§ 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 b, 

1 698-5 494 
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§ 36 Satz 2 i. V. m. § 53 Absatz 2 
Nummer 2, 

§ 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 b, 

§ 42 Absatz 3 Satz 2,  

§ 48 Absatz 2 

§ 49 Absatz 2, § 50 Absatz 2, § 50a 
Absatz 2 Nummer 1 1. Halbsatz 

§ 49 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 4 
Nummer 2, Absatz 6 Nummer 2 i. V. 
m. § 54 Absatz 3 Nummer 1 

§ 50 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 4 
Nummer 2 i. V. m. § 50a Absatz 
Nummern 1 2. Halbsatz, Absatz 4 
Nummer 2 i. V. m. § 54 Absatz 4 
Nummer 1 

§ 50b Absatz 2, Absatz 4 Nummer 2 
i. V. m. § 54 Absatz 5 Nummer 1 

§ 51 Absatz 6 Satz 1 

§ 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 

§ 53 Absatz 6 Satz 1, 

§ 53 Absatz 7 Satz 1 

§ 54 Absatz 3 Nummer 1 See-BV 

§ 47 Satz 2 Nummer 3 i. V. m. § 5 
Absatz 1 Satz 1 SeeEigensichV    

15 Verlängerung der 
Zulassung eines 
Lehrgangs 

§ 49 Absatz 2 Nummer2, Absatz 4 
Nummer 2, Absatz 6 Nummer 2 i. V. 
m. §54 Absatz 3 See-BV 

§ 50 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 4 
Nummer 2 i. V. m. §54 Absatz 3 See-
BV 

§ 50a Absatz 2 Nummer 1, Absatz 4 
Nummer 2 i. V. m. § 54 Absatz 4 See-
BV 

§ 50b Absatz 2, Absatz 4 Nummer 2 
i. V. m. § 54 Absatz 5 Se-BV 

§ 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 See-BV 

499-3 995 
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16 Erteilung eines 
Seeleute-Auswei-
ses 

§ 62 See-BV 14-39 

17 Gleichwertigkeits-
bescheinigung 

§ 9 Absatz 5 Satz 1 SeeLG 140-998 

18 Anordnung des Ru-
hens von Beschei-
nigungen 

§ 57 Absatz 1 See-BV 913-4 569 

 

19 Entzug von Be-
scheinigungen 

§ 56 See-BV 459-3 046 

20 Schiffsvermessung 
nach den London-
Regeln (entspre-
chend Internationa-
lem Schiffsvermes-
sungs-Überein-
kommen von 1969) 

§ 9 Absatz 3 Nummer 1 SchSV i.V.m. 
Anlage 2 SchSV 

nach Zeitauf-
wand 

21 Sondervermessung 
nach spezifischen 
Regeln (Panama- 
und Suezkanal, La-
deraumvermes-
sung, Fischerei-
fahrzeuge usw.) 

§ 9 Absatz 3 Nummer 1 SchSV i. V. 
m. Anlage 2 SchSV sowie VO EU 
2017-1130 i. V. m. DVO (EU) 
404/2011 u. VO (EG) 1224/2009 

nach Zeitauf-
wand 

22 Vermessung nach 
vereinfachten Ver-
fahren (zum Bei-
spiel Sportfahr-
zeuge, Fischerei-
fahrzeuge < 15 m) 

§ 9 Absatz 3 Nummer 1 i. V. m. An-
lage 2 SchSV sowie VO EU 2017-
1130 

121-219 

23 Ausstellung eines 
Schiffsmessbriefes 
oder einer Beschei-
nigung 

§ 9 Absatz 3 Nummer 1 i. V. m. An-
lage 2 SchSV 

61-219 

24 Einfache Prüfung 
von Ausrüstungs-
geräten mit gerin-
gem Aufwand (Ge-
rätekategorie A) 

§§ 6 SchAusrV, 8b COLREG-V 499-999 

25 Prüfung von Aus-
rüstungsgeräten 
mit geringem Auf-
wand (Gerätekate-
gorie B) 

§§ 6 SchAusrV, 8b COL-REG-V 1 299-2 798 

26 Einfache Prüfung 
von 

§§ 6 SchAusrV, 8b COLREG-V 2 996-6 493 
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Ausrüstungsgerä-
ten mit mittlerem 
Aufwand (Geräte-
kategorie C) 

27 Prüfung von Aus-
rüstungsgeräten 
mit mittlerem Auf-
wand (Gerätekate-
gorie D) 

§§ 6 SchAusrV, 8b COLREG-V 5 993-11 988 

28 Prüfung von Aus-
rüstungsgeräten 
mit hohem Auf-
wand (Gerätekate-
gorie E) 

§§ 6 SchAusrV, 8b COLREG-V 8 990-18 981 

29 Prüfung von Aus-
rüstungsgeräten 
mit sehr hohem 
Aufwand (Geräte-
kategorie F) 

§§ 6 SchAusrV, 8b COLREG-V 14 984-29 970 

30 Gesonderte Aus-
stellung von Urkun-
den und Bescheini-
gungen 

§ 3 Absatz 3 Satz 2 SchSV 386 

 

31 Planprüfung der 
Aufstellung/Anbrin-
gung der Navigati-
ons- und Funkaus-
rüstung 

Erteilung einer Aus-
nahmegenehmi-
gung oder Befrei-
ung 

§ 7 Absatz 1 SchSV nach Zeitauf-
wand 

32 Prüfung der Auf-
stellung/Anbrin-
gung und Funktion 
der Navigations- 
und Funkausrüs-
tung 

Erteilung einer Aus-
nahmegenehmi-
gung oder Befrei-
ung 

§ 7 Absatz 1 SchSV nach Zeitauf-
wand 

33 Anerkennung von 
Betrieben sowie Er-
neuerung der Aner-
kennung, Überprü-
fung und 

§ 1 Nummer 4 i. V. m. § 5 Absatz 1, 
2 SeeAufgG 

nach Zeitauf-
wand 
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Überwachung vom 
BSH anerkannter 
Einrichtungen 

34 Zulassung eines 
Ballastwasser-Be-
handlungssystems 
oder eines Proto-
typs mit aktiven 
Substanzen mit Be-
teiligung anderer 
Behörden 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

130 047 

35 Zulassung eines 
Ballastwasser-Be-
handlungssystems 
oder eines Proto-
typs mit aktiven 
Substanzen mit Be-
teiligung anerkann-
ter Einrichtungen o-
der akkreditierter 
Labore 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

nach Zeitauf-
wand 

36 Zulassung eines 
sonstigen Ballast-
wasser-Behand-
lungssystems oder 
eines Prototyps mit 
Beteiligung anderer 
Behörden 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

85 690 

37 Zulassung eines 
sonstigen Ballast-
wasser-Behand-
lungssystems mit 
Beteiligung aner-
kannter Einrichtun-
gen oder akkredi-
tierter Labore 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

nach Zeitauf-
wand 

38 Zulassung eines 
Ballastwasser-Be-
handlungssystems 
mit veränderter 
Durchflussrate auf-
grund von Erpro-
bungen an Bord 
und an Land 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAnlG 

68 552 

39 Zulassung eines 
Ballastwasser-Be-
handlungssystems 
mit veränderter 
Durchflussrate auf-
grund der 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAnlG 

nach Zeitauf-
wand 
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Überprüfung von 
Dokumenten  

40 Zulassung techni-
scher Änderungen 
an zugelassenen 
Ballastwasser-Be-
handlungssyste-
men 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAnlG 

nach Zeitauf-
wand 

41 Anerkennung einer 
alternativen Bal-
lastwasser-Be-
handlungsmethode 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

nach Zeitauf-
wand 

42 Änderung oder 
Übertragung eines 
Zulassungszeug-
nisses für ein Bal-
lastwasser-Be-
handlungssystem 

§ 19 Absatz 3 SeeUmwVerhV 223 

43 Baumusterzulas-
sung auf Basis ei-
ner ausländischen 
Baumusterzulas-
sung sowie min-
destens der Über-
prüfung der Prüfbe-
richte der Erpro-
bungen an Land  

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

2 571 

44 Baumusterzulas-
sung auf Basis ei-
ner ausländischen 
Baumusterzulas-
sung sowie der 
Überprüfung aller 
übriger zulassungs-
relevanter Unterla-
gen 

§ 1 Nummer 16, § 5 Absatz 1 Num-
mer 4c SeeAufgG 

3 856 

45 Genehmigung ei-
ner Forschungs-
handlung mit er-
höhtem Abstim-
mungsaufwand 

§ 132 Absatz 1 BBergG 1 520-6 011 

46 Genehmigung ei-
ner Forschungs-
handlung oder Ge-
nehmigung mehre-
rer Forschungs-
handlungen im 
räumlichen und 

§ 132 Absatz 1 BBergG 855-1 674 
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zeitlichen Zusam-
menhang 

47 Änderung der Ge-
nehmigung nach 
Nummern 44 und 
45 

§ 132 Absatz 1 BBergG 217 

48 Genehmigung der 
Errichtung und des 
Betriebs einer 
Transit-Rohrleitung 

§ 133 Absatz 1 BBergG 117 502-236 398 

49 Freigabe der Verle-
gung einer Transit-
Rohrleitung 

§§ 133 BBergG 12 214-25 287 

50 Untersagung von 
Tätigkeiten 

§ 132 Absatz 4 BBergG, §§ 133 Ab-
satz 3, 72 Absatz 1 BBergG, §§ 133 
Absatz 3, 73 BBergG, §§ 133 Ab-
sätze 3 und 4, 72 Absatz 1 BBergG, 
§§ 133 Absätze 3 und 4, 73 BBergG              

 

660-1 476 

51 Genehmigung der 
Verlegung und des 
Betriebs eines Un-
terwasserkabels 

§ 133 Absatz 4, Absatz 1 BBergG 105 288-210 961 

52 Freigabe der Verle-
gung eines Unter-
wasserkabels 

§§ 133 Absatz 4, Absatz 1 BBergG   12 808-26 175 

53 Änderung einzelner 
oder mehrerer Ne-
benbestimmungen 
der Genehmigung 
einer Transit-Rohr-
leitung oder eines 
Unterwasserkabels 

§ 133 Absatz 4, Absatz 1 BBergG 1 620-2 785 

54 Änderungsgeneh-
migung für eine 
Transit-Rohrleitung 
oder ein Unterwas-
serkabel 

§ 133 Absatz 1, Absatz 4 BBergG 105 288-210 961 

55 

 

Anordnungen nach 
erhöhtem Prü-
fungsaufwand im 
Vollzugsverfahren 
von Vorhaben von 
Transit-Rohrleitun-
gen und Unterwas-
serkabeln 

§§ 133 Absatz 3, 69-74 BBergG 2 416-5 139 
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56 Anordnung oder 
Genehmigung des 
Rückbaus einer 
Transit-Rohrleitung 
oder eines Unter-
wasserkabels 

§§ 133 Absatz 3, 72 Absatz 1 Satz 2 
BBergG 

12 773-26 175 

57 Planfeststellungs-
beschluss oder 
Plangenehmigung 
für die Errichtung 
und den Betrieb 
von Anlagen 

§ 2 SeeAnlG 260 387-573 592 

58 Planfeststellungs-
beschluss oder 
Plangenehmigung 
für eine wesentli-
che Änderung einer 
Anlage 

§ 2 SeeAnlG 36 593-94 459 

59 Feststellung über 
eine unwesentliche 
Änderung einer An-
lage 

§ 2 Absatz 1, Absatz 3 SeeAnlG, § 76 
Absatz 2 VwVfG, § 14 Absatz 2 See-
AnlG 

7 201-39 197 

60 Aufhebung eines 
Planfeststellungs-
beschlusses oder 
einer Plangenehmi-
gung 

§§ 2 Absatz1,3 SeeAnlG, 77 VwVfG, 
14 Absatz 2  SeeAnlG 

11 713-16 844 

61 Freigabe für die Er-
richtung von Anla-
gen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mer 1 SeeAnlG  

§ 5 Absatz 2 SeeAnlG 487 569 + (W x T 
x 0,035 x 0,002, 
höchstens 5 392 
540 

W: Durchschnitt-
lich pro Jahr vo-
raussichtlich ge-
wonnene Ener-
gie (brutto) in 
kWh 

T: Lebensdauer 
in Jahren, min-
destens die Gül-
tigkeitsdauer 
des Planfeststel-
lungsbeschlus-
ses/der Plange-
nehmigung 

0,035=Euro/kWh 
Strompreis 
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0,002=davon 
0,2% Äquiva-
lenzzuschlag 

62 Freigabe für die Er-
richtung von Anla-
gen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mer 2 SeeAnlG 

§ 5 Absatz 2 SeeAnlG 255 984 + (I x Z 
x 0,02), höchs-
tens 2 196 126 

I=Investitions-
summe des 
Übertragungs-
systems 

Z=geltender Ei-
genkapitalzins-
satz für eine 
Neuanlage ge-
mäß Festlegung 
BNetzA, mindes-
tens 5 % 

0,02=davon 2% 
Äquivalenzzu-
schlag 

63 Freigabe für die Er-
richtung von Anla-
gen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mer 3 SeeAnlG 

§ 5 Absatz 2 SeeAnlG 162 167-321 517 

64 Freigabe für den 
Betrieb von Anla-
gen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mern 1, 2 oder 3 
SeeAnlG 

§ 5 Absatz 2 SeeAnlG 32 001-77 706 

65 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung der Er-
gebnisse der wie-
derkehrenden Prü-
fungen nach BSH 
Standard Konstruk-
tion bzw. nach den 
jeweils geltenden 
luftverkehrsrechtli-
chen Regelungen 
bei Anlagen nach § 
1 Absatz 2 Satz1 
Nummern 1, 2 oder 
3 SeeAnlG 

§ 14 SeeAnlG 7 752 

66 Anordnungen an-
lässlich der 

§ 14 SeeAnlG 2 306 
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Plausibilisierung 
von Nachweisen 
zur Vereinbarkeit 
von Anlagen mit 
den jeweils gelten-
den luftverkehrs-
rechtlichen Rege-
lungen bei Anlagen 
nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummern 1, 
2 oder 3 SeeAnlG 

67 Gestattung der Be-
triebsaufnahme ei-
nes Hubschrauber-
landedecks als Ne-
beneinrichtung 
nach § 1 Absatz 2 
SeeAnlG  

§§ 5 Absatz 2, 14 SeeAnlG 6 424 

68 Gestattung der In-
betriebnahme von 
Windenbetriebsflä-
chen als Nebenein-
richtungen nach § 1 
Absatz 2 SeeAnlG 

§§ 5 Absatz 2, 14 SeeAnlG 995 

69 Gestattung der 
Durchführung des 
Probebetriebs be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung 

§§ 14 Absatz 2 SeeAnlG, 9 Absatz 8 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes 
(EEG) 

808 

70 Gestattung der In-
betriebnahme be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung 

§§ 14 Absatz 2 SeeAnlG, 9 Absatz 8 
EEG 

808 

71 Anordnungen nach 
erhöhtem Prü-
fungsaufwand im 
Vollzugsverfahren  

§ 14 SeeAnlG 22 789-69 041 

72 Anordnungen, Ge-
bote oder Verbote 
gegenüber verant-
wortlichen Perso-
nen zur Durchset-
zung der in § 12 
SeeAnlG genann-
ten Pflichten                                          

§ 14 Absatz 2 SeeAnlG  1 974-15 073 

73 Untersagung der 
Errichtung, des 

§ 14 Absätze 3, 4, 5 SeeAnlG 1 089 
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Betriebs oder der 
wesentlichen Ände-
rung einer Anlage 

74 Anordnung der Be-
seitigung einer An-
lage nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mern 1, 2 oder 3 
SeeAnlG 

§ 14 Absatz 3 Satz 2 SeeAnlG, § 14 
Absatz 4 Satz 2, 3 SeeAnlG 

 

11 713-21 602 

75 Erteilung der Er-
laubnis, die Anlage 
durch eine Person 
betreiben zu las-
sen, die die Ge-
währ für den ord-
nungsgemäßen 
Betrieb der Anlage 
bietet 

§ 14 Absatz 5 Satz 2 SeeAnlG 310 

76 Aufnahme, Ände-
rung oder Ergän-
zung von Nebenbe-
stimmungen eines 
Planfeststellungs-
beschlusses, einer 
Plangenehmigung, 
einer Anordnung o-
der eines sonstigen 
Bescheides für An-
lagen nach § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Num-
mern 1, 2 oder 3 
SeeAnlG 

§ 2 Absatz 3 SeeAnlG, § 36 VwVfG 6 488-14 752 

77 Freigabe der Besei-
tigung von Anlagen 

§§ 5 Absatz 2, 15 SeeAnlG 

§§ 5 Absatz 2, 2 Absatz 3 SeeAnlG, 
§ 77 VwVfG 

§ 5 Absätze 2, 4, § 15 SeeAnlG 

11 713-21 602 

78 Feststellung über 
das Vorliegen der 
Anforderungen an 
neue verantwortli-
che Personen im 
Rahmen von deren 
Bestellung 

§ 13 Absatz 4 SeeAnlG 433 

79 Vollziehung der 
Übertragung des 
Planfeststellungs-
beschlusses oder 
der 

§ 13 Absatz 5 SeeAnlG 123 
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Plangenehmigung 
auf einen anderen 
Inhaber/Betreiber 

80 Genehmigung zur 
Errichtung und zum 
Betrieb oder zur 
wesentlichen Ände-
rung einer Anlage, 
die meereskundli-
chen Untersuchun-
gen dient 

§ 6 SeeAnlG  854-3 695 

81 Feststellung über 
eine unwesentliche 
Änderung der Ge-
nehmigung einer 
Anlage, die mee-
reskundlichen Un-
tersuchungen dient 

§ 6 Absatz 4 Satz 2 SeeAnlG, 687 

82 Aufnahme, Ände-
rung oder Ergän-
zung von Nebenbe-
stimmungen einer 
Genehmigung für 
eine Anlage, die 
meereskundlichen 
Untersuchungen 
dient 

§ 6 Absatz 4 Satz 2 SeeAnlG 123 

 

83 Anordnungen, Ge-
bote oder Verbote 
gegenüber verant-
wortlichen Perso-
nen zur Durchset-
zung der in § 12 
SeeAnlG genann-
ten Pflichten bei ei-
ner Anlage, die 
meereskundlichen 
Untersuchungen 
dient 

§ 14 Absatz 2 SeeAnlG 123 

84 Untersagung der 
Errichtung, des Be-
triebs oder der we-
sentlichen Ände-
rung einer Anlage, 
die meereskundli-
che Untersuchun-
gen dient 

§ 14 Absatz 3 Satz 1, § 14 Absatz 4 
Satz 1, § 14 Absatz 5 Satz 1 See-
AnlG, § 16 Absatz 3 Satz 1, § 16 Ab-
satz 4 Satz 1, § 16 Absatz 5 Satz 1 
SeeAnlV  

687 

85 Anordnung der Be-
seitigung einer An-
lage, die 

§ 14 Absatz 3 Satz 2, § 14 Absatz 4 
Sätze 2, 3 SeeAnlG,  

687 
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meereskundlichen 
Untersuchungen 
dient 

86 Erteilung der Er-
laubnis, die Anlage 
durch eine Person 
betreiben zu las-
sen, die die Ge-
währ für den ord-
nungsgemäßen 
Betrieb der Anlage 
bietet 

§ 14 Absatz 5 Satz 2 SeeAnlG 123 

87 Vollziehung der 
Übertragung der er-
teilten Genehmi-
gung für eine An-
lage, die meeres-
kundlichen Unter-
suchungen dient, 
auf einen anderen 
Inhaber/Betreiber 

§ 13 Absatz 5 SeeAnlG 123 

88 Feststellung über 
eine unwesentliche 
Änderung von An-
lagen zur Erzeu-
gung bzw. Übertra-
gung von Energie 
aus Wind  

§ 2 Absätze 1, 3 SeeAnlV, § 16 Ab-
satz 2 SeeAnlV 

7 201-39 197 

89 Aufhebung des 
Planfeststellungs-
beschlusses, der 
Plangenehmigung 
oder der Genehmi-
gung von Anlagen 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

§ 2 Absatz 3 SeeAnlV, § 77 VwVfG, 
§ 5 Absatz 4 SeeAnlV 

11 713-16 844 

90 Nachträgliche Auf-
nahme, Änderung 
oder Ergänzung 
von Nebenbestim-
mungen eines 
Planfeststellungs-
beschlusses, einer 
Plangenehmigung, 
einer Genehmi-
gung, einer Anord-
nung oder eines 
sonstigen Beschei-
des von Anlagen 

§ 2 Absatz 3 SeeAnlV, § 36 VwVfG 6 488-14 752 
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zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

91 Feststellung über 
das Vorliegen der 
Anforderungen an 
(neue) verantwortli-
cher Personen im 
Rahmen von deren 
Bestellung 

§ 15 Absatz 4 SeeAnlV 433 

92 Freigabe des Be-
triebs von Anlagen 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

§ 5 Absatz 2 SeeAnlV 31 138-63 692 

93 Anordnungen, Ge-
bote oder Verbote 
gegenüber verant-
wortlichen Perso-
nen zur Durchset-
zung der in § 14 
SeeAnlV genann-
ten Pflichten 

§ 16 Absatz 2 SeeAnlV 1 974-15 073 

94 

 

Anordnungen an-
lässlich der Prüfung 
der Ergebnisse aus 
den Untersuchun-
gen zu den bau- 
und betriebsbe-
dingten Auswirkun-
gen der Anlagen 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind auf die Mee-
resumwelt 

§ 16 SeeAnlV 8 452 

95 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung der Er-
gebnisse der wie-
derkehrenden Prü-
fungen nach BSH 
Standardkonstruk-
tion bzw. nach den 
jeweils geltenden 
luftverkehrsrechtli-
chen Regelwerken 

§ 16 SeeAnlV 7 752 
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96 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung von 
Nachweisen zur 
Vereinbarkeit von 
Anlagen zur Erzeu-
gung bzw. Übertra-
gung von Energie 
aus Wind mit den 
jeweils geltenden 
luftverkehrsrechtli-
chen Regelungen 

§ 16 SeeAnlV 2 306 

97 Gestattung der Be-
triebsaufnahme ei-
nes Hubschrauber-
landedecks als Ne-
beneinrichtung 
nach § 1 Absatz 2 
SeeAnlV 

§§ 5 Absatz 2, 16 SeeAnlV 6 424 

98 Gestattung der 
Durchführung des 
Probebetriebs be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung 

§ 16 Absatz 2 SeeAnlV, § 9 Absatz 8 
EEG 

808 

99 Gestattung der In-
betriebnahme be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung 

§ 16 Absatz 2 SeeAnlV, § 9 Absatz 8 
EEG 

808 

100 Anordnungen nach 
erhöhtem Prü-
fungsaufwand im 
Vollzugsverfahren 

§ 16 SeeAnlV 22 789-69 041 

 

101 Freigabe der Besei-
tigung von Anlagen 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

§§ 5 Absatz 2, 13 SeeAnlV 

§§ 5 Absatz 2, 2 Absatz 3 SeeAnlV, 
§ 77 VwVfG 

11 713- 21 602 

102 Untersagung des 
Betriebs oder der 
wesentlichen Ände-
rung einer Anlage 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

§ 16 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 Satz 
1, Absatz 5 Satz 1 SeeAnlV 

11 713-21 602 
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103 Anordnung der Be-
seitigung von Anla-
gen zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind 

§ 16 Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Sätze 
2 und 3 SeeAnlV 

11 713-21 602 

104 Erteilung der Er-
laubnis, die Anlage 
zur Erzeugung 
bzw. Übertragung 
von Energie aus 
Wind durch eine 
Person betreiben 
zu lassen, die die 
Gewähr für den 
ordnungsgemäßen 
Betrieb der Anlage 
bietet 

§ 16 Absatz 5 Satz 2 SeeAnlV 310 

105 Vollziehung der 
Übertragung des 
Planfeststellungs-
beschlusses, der 
Plangenehmigung 
oder der erteilten 
Genehmigung auf 
einen anderen In-
haber/Betreiber 

§ 15 Absatz 5 SeeAnlV 123 

106 Zielabweichung bei 
Raumordnungsplä-
nen des Bundes 

§ 19 ROG 15 404-34 951 

107 Planfeststellungs-
beschluss oder 
Plangenehmigung 
von Einrichtungen 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

§ 45 Absatz 1 WindSeeG 164 060-345 817 

108 Planfeststellung o-
der Plangenehmi-
gung einer wesent-
lichen Änderung ei-
ner Einrichtung 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

§ 45 Absatz 1 WindSeeG 36 593-94 459 
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109 Feststellung über 
eine unwesentliche 
Änderung der Plan-
feststellung oder 
Plangenehmigung 
einer Einrichtung 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

§ 45 Absatz 3 WindSeeG i.V.m. § 76 
Absatz 2 VwVfG, § 57 Absatz 2 
WindSeeG 

7 201-39 197 

110 Aufhebung eines 
Planfeststellungs-
beschlusses oder 
einer Plangenehmi-
gung nach dem 
WindSeeg in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 48 Absatz 5 Nummern 1, 2, Absatz 
3 Wind Seeg i. V. m. § 77 VwVfG 

§ 57 Absatz 3 WindSeeG 

11 713-16 844 

111 Verlängerung oder 
Nichtverlängerung 
der Befristung ei-
nes Planfeststel-
lungsbeschlusses 
oder einer Plange-
nehmigung für die 
Errichtung und den 
Betrieb von Wind-
energieanlagen auf 
See nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 48 Absatz 7 WindSeeG 36 593-79 166 

112 Freigabe der Er-
richtung von Wind-
energieanlagen auf 
See nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 48 Absatz 2 Satz 2 WindSeeG  487 570 + (L x 4 
300 x 25 x 0,035 
x 0,002) 

Insgesamt 
höchstens 

5 192 970 

7L = Wert aus 
dem Kapazitäts-
zuweisungsbe-
schluss der 
BNetzA in Kilo-
watt (Zahl ohne 
Einheit auf 
ganze Kilowatt 
gerundet) 
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4 300= Stunden 
Jahreslaufleis-
tung 

25= Jahre Ge-
samtlaufzeit 

0,035 = Cent pro 
Kilowattstunde 
Strompreis 

0,002 = davon 
0,2 Prozent 
Äquivalenzauf-
schlag 

113 Freigabe für die Er-
richtung von Anla-
gen zur Übertra-
gung von Strom 
aus Windenergie-
anlagen auf See 
(Offshore-Anbin-
dungsleitungen) 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

§ 48 Absatz 2 Satz 2 WindSeeG 255 984 +(I x Z x 
0,02) 

 insgesamt 
höchstens  

1 697 970 

I = Investitions-
summe des 
Netzanbin-
dungssystems, 
sollte kein aus-
reichender 
Nachweis der In-
vesttitions-
summe erfolgen, 
kann das BSH 
diese schätzen 

Z = geltender Ei-
genkapitalzins-
satz für eine 
Neuanlage ge-
mäß Festlegung 
BNetzA, 

mindestens aber 
(etwa im Falle ei-
ner nicht erfolg-
ten Festsetzung) 
5 Prozent 

0,02 = davon 2 
Prozent Äquiva-
lenzzuschlag  

114 Freigabe des Be-
triebs von 

§ 48 Absatz 2 Satz 2 WindSeeG 31 138-63 692 
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Einrichtungen nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

115 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung des Er-
fahrungsberichtes 
über die Erprobung 
der Innovation und 
die gewonnen Er-
kenntnisse bei der 
Errichtung von Pi-
lotwindenergieanla-
gen auf See nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 70 Absatz 4 WindSeeG 7 234 

116 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung der Er-
gebnisse der wie-
derkehrenden Prü 
nach BSH Stan-
dard Konstruktion 
bzw. nach den je-
weils geltenden 
luftverkehrsrechtli-
chen Regelungen 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 7 752 

117 Anordnungen an-
lässlich der Plausi-
bilisierung von 
Nachweisen zur 
Vereinbarkeit von 
Einrichtungen mit 
den jeweils gelten-
den luftverkehrs-
rechtlichen Rege-
lungen nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 2 306 

118 Gestattung der Be-
triebsaufnahme ei-
nes 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 6 424 
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Hubschrauber-
landedecks als Ne-
beneinrichtung 
nach dem Wind 
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung 

119 Gestattung der In-
betriebnahme von 
Windenbetriebsflä-
chen als Nebenein-
richtungen nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 
31.12.2022 gelten-
den Fassung 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 995 

120 Gestattung der 
Durchführung des 
Probebetriebs be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 55 Nummer 2 a WindSeeG i. V. m. 
§ 9 Absatz 8 EEG 

808 

121 Gestattung der In-
betriebnahme be-
darfsgesteuerter 
Nachtkennzeich-
nung nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 55 Nummer 2 a WindSeeG i. V. m. 
§ 9 Absatz 8 EEG 

808 

122 Festlegung des Un-
tersuchungsrah-
mens für die Durch-
führung des Moni-
torings zu den bau- 
und betriebsbe-
dingten Auswirkun-
gen der Anlagen 
auf die Meeresum-
welt nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 2 163 

123 Anordnungen an-
lässlich der Prüfung 

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 8 452 
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der gewonnenen 
Daten aus der 
Durchführung des 
Monitorings zu den 
bau- und betriebs-
bedingten Auswir-
kungen der Anla-
gen auf die Mee-
resumwelt nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 31.12 
2022 geltenden 
Fassung  

124 Anordnungen nach 
erhöhtem Prü-
fungsaufwand im 
Vollzugsverfahren 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12. 2022 
geltenden Fassung   

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 22 789-69 041 

125 Anordnungen, Ge-
bote oder Verbote 
gegenüber verant-
wortlichen Perso-
nen zur Durchset-
zung der in § 55 
WindSeeG ge-
nannten Pflichten 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12.2022 
geltenden Fassung  

§ 57 Absatz 2 WindSeeG 1 974-15 073 

126 Untersagung der 
Errichtung, des Be-
triebs, der wesentli-
chen Änderung o-
der der Beseitigung 
der Einrichtungen 
nach dem Wind-
SeeG in der bis 
zum 31.12.2022 
geltenden Fassung  

§ 57 Absätze 3 bis 5 WindSeeG 11 713-21 602 

127 Anordnung der Be-
seitigung von Ein-
richtungen nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 
31.12.2022 gelten-
den Fassung 

§ 57 Absätze 3, 4 WindSeeG 11 713-21 602 
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128 Erteilung der Er-
laubnis, die Anlage 
durch eine Person 
betreiben zu las-
sen, die die Ge-
währ für den ord-
nungsgemäßen 
Betrieb der Anlage 
bietet nach dem 
WindSeeg in der 
bis zum 31.12. 
2022 geltenden 
Fassung 

§§ 57 Absatz 5, 56 WindSeeG 310 

129 Freigabe der Besei-
tigung einer Ein-
richtung nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12.2022 
geltenden Fassung 

§ 58 Absatz 1 WindSeeG 11 713-21 602 

130 Feststellung über 
das Vorliegen der 
Anforderungen an 
(neue) verantwortli-
che Personen im 
Rahmen von deren 
Bestellung nach 
dem WindSeeG in 
der bis zum 
31.12.2022 gelten-
den Fassung 

§ 56 Absatz 4 WindSeeG 433 

131 Vollziehung der 
Übertragung des 
Planfeststellungs-
beschlusses oder 
der Plangenehmi-
gung auf einen an-
deren Inhaber/Be-
treiber nach dem 
WindSeeG in der 
bis zum 31.12.2022 
geltenden Fassung 

§ 56 Absatz 5 WindSeeG 123 

132 Aufnahme, Ände-
rung oder Ergän-
zung von Nebenbe-
stimmungen eines 
Planfeststellungs-
beschlusses, einer 
Plangenehmigung, 
einer Anordnung o-
der eines sonstigen 
Bescheides nach 
dem WindSeeG in 

§§ 35, 36 VwVfG iV.m. § 74 Absatz 2 
VwVfG5 

6 488-14 752 
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der bis zum 
31.12.2022 gelten-
den Fassung 

133 Ausstellung einer 
Haftungsbescheini-
gung 

§ 2 Absätze 2, 4 ÖlSG, 

§§ 5 Absatz 2, 6, 8 Absatz 2 See-
VersNachwG 

§ 4 Absatz 1 ÖlPflichtVersBeschV 

§ 4 Absätze 1, 2 SeeVersnachwV  

118 

134 Genehmigung von 
Plänen zur Gefah-
renabwehr auf dem 
Schiff 

§ 7 Absatz 2 SeeEigensichV 218-1 042 

135 Genehmigung von 
Änderungen von 
Plänen zur Gefah-
renabwehr auf dem 
Schiff 

§ 7 Absatz 4 Satz 2 SeeEigensichV 50-999 

136 Genehmigung ei-
nes Zusatzes zum 
Plan zur Gefahren-
abwehr auf dem 
Schiff im Hinblick 
auf den Einsatz von 
privatem Wachper-
sonal 

§ 7 Absatz 2a SeeEigensichV  322 

137 Ausstellung des in-
ternationalen oder 
vorläufigen interna-
tionalen Zeugnis-
ses über die Gefah-
renabwehr an Bord 
(ISSC) 

§ 8 Absatz 1 SeeEigensichV 176 

138 Durchführung von 
Zwischen- oder zu-
sätzlichen Überprü-
fungen für das 
ISSC 

§ 8 Absatz 3 SeeEigensichV 123 

139 Ausstellung des 
Dokuments zur lü-
ckenlosen Stamm-
datendokumenta-
tion  

§ 13 Absatz 2 FlaggRG 120 

140 Befreiung von der 
Meldepflicht 

§ 10 Absatz 6 SeeEigensichV, Artikel 
7 Verordnung (EG) 725/2004 

395 
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141 Anerkennung eines 
Unternehmens als 
anerkannte Stelle 
zur Gefahrenab-
wehr 

§ 3 Absatz 2 SeeEigensichV 5 103 

142 Befreiungen nach 
Regel 4 Teil A, Ka-
pitel I i. V. m. Kapi-
tel XI SOLAS 

§ 4 Anlage A.I.11.1, 11.2 SchSG i. V. 
m. Regel 4 Teil A, Kapitel I i. V. m. 
Kapitel XI SOLAS 

132 

143 Anlassbezogene 
Sonderbescheini-
gungen 

§ 4 Anlage A.I.11.1, 11.2 SchSG i. V. 
m. SOLAS Kapitel XI-1, XI-2 

149-329 

144 Zustimmung zu ei-
ner Sicherheitser-
klärung, bei der Be-
teiligte über einen 
längeren Zeitraum 
unter unveränder-
ten Bedingungen 
zusammenwirken 

§ 9 Absatz 3 Satz 2 SeeEigensichV 250 

145 Besichtigungen an 
Bord für das ISSC 

§ 8 SeeEigensichV 750-2 198  

146 Anerkennung einer 
juristischen Person 
als benannte Kon-
formitätsbewer-
tungsstelle 

§ 3 Absatz 3a Satz 1 SchAusrV 4 195-14 985 

147 Prüfung der Erfül-
lung der Anforde-
rungen an eine 
Konformitätsbewer-
tungsstelle 

§ 4 Absatz 1 SchAusrV 1 998-6 993 

148 Prüfung der in Ver-
kehr zu bringenden 
oder in Verkehr ge-
brachten Ausrüs-
tung 

§ 6 Absatz 2 SchAusrV 85,35-449 

149 Überprüfung der in 
Verkehr zu bringen-
den oder in Verkehr 
gebrachten Ausrüs-
tung mit techni-
scher Prüfung 

§ 6 Absatz 2 SchAusrV 899-1 898 

150 Überprüfung der in 
Verkehr zu bringen-
den oder in Verkehr 
gebrachten 

§ 6 Absatz 2 SchAusrV 1 298-2 697 
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Ausrüstung mit 
technischer Prü-
fung und der Inan-
spruchnahme ex-
terner Prüflaborato-
rien, Sachverstän-
diger oder Gutach-
ter 

151 Überprüfung der in 
Verkehr zu bringen-
den oder in Verkehr 
gebrachten Ausrüs-
tung mit techni-
scher Prüfung mit 
Laborleistungen 
des BSH 

§ 6 Absatz 2 SchAusrV 900-1 900 

152 Anordnung von 
Maßnahmen bei 
Nichtkonformitäten 

§ 7 Absatz 1, Absatz 2 SchAusrV 85-600 

153 Änderung des Eig-
nungsumfanges 
der Konformitäts-
bewertungsstelle 

§ 3 Absatz 3a Satz 3 SchAusrV 200-3 000 

154 Befreiung vom Be-
fahrungsverbot 

§ 9 Absatz 2 Satz 3 SeeUmwVerhV 578 

155 Zulassung einer 
Ausnahme von der 
Verpflichtung des 
Ziehens einer 
Probe 

§ 15 Absatz 3 SeeUmwVerhV 446 

156 Gestattung eines 
nicht technischen 
emissionsmindern-
den Verfahrens 

§ 13 Absatz 5 SeeUmwVerhV nach Zeitauf-
wand 

157 Erlaubnis zur Ein-
leitung von Ballast-
wasser 

§ 18 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 See-
UmwVerhV 

137-515 

158 Erteilung einer Aus-
nahme vom Verbot 
der Einleitung von 
Ballastwasser 

§ 18 Absatz 2 SeeUmwVerhV nach Zeitauf-
wand 

159 Befreiung von der 
Ballastwasser-Be-
handlung 

§ 18 Absatz 3 SeeUmwVerhV 6 450-13 410 
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160 Fertigung eines 
feststellenden Ver-
waltungsakts 

 nach Zeitauf-
wand 

“. 

e) Der bisherige Abschnitt 4 wird Abschnitt 5 und nach Nummer 5003 wird folgende 
Nummer 5004 angefügt: 

Num-
mer 

Gegenstand Abgekürzte Rechtsgrundlage Gebühren/Aus-
lagen in Euro 

„5004 Fertigung eines 
feststellenden Ver-
waltungsakts 

 nach Zeitauf-
wand“. 

 

f) Die bisherigen Abschnitte 5 und 6 werden die Abschnitte 6 und 7. 

 

 

Artikel 2 

Änderung der See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung 

Die See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung vom 1. März 2016 (BGBl. I S. 329) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt. 

b) In Nummer 3 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt 

c) Folgende Nummer 4 wird angefügt: 

„4. Einrichtungen, die Forschungsvorhaben durchführen, die von öffentlichen Stellen beauf-
tragt sind oder die im öffentlichen Interesse liegen.“ 

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Übermittlung der Daten an die in § 1 Absatz 3 Nummern 1 bis 3 genannten Stellen 
darf nur erfolgen, wenn sie der Erhaltung der Leistungsfähigkeit des deutschen Seehafens 
dient, für den die nichtöffentliche Stelle tätig ist. Die Leistungsfähigkeit eines Seehafens 
wird erhalten, wenn die übermittelten Daten 

1. zur Unterstützung des Hafenmanagements, einschließlich der Anschlusslogistik oder zur 
besseren Organisation des Schiffsverkehrs im Hafen eingesetzt werden, oder 

2. der sicheren Behandlung von Schiffen mit gefährlicher Ladung dienen. 



 - 49 -   

 

Die Übermittlung der Daten an die in § 1 Absatz 3 Nummer 4 genannten Stellen darf nur 
erfolgen, wenn sie einem Forschungsvorhaben dient, dessen Ergebnisse der Erledigung 
von Aufgaben des Bundes gemäß § 1 des Seeaufgabengesetzes dienen sollen.“ 

3. § 2 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten nach Absatz 1 darf nur erfolgen, wenn 
sie zu den in Absatz 2 genannten Zwecken erforderlich ist. Sie ist ausgeschlossen, wenn 
die betroffene Person ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Übermittlung 
hat. Zur Ermöglichung der Geltendmachung eines schutzwürdigen Interesses an dem Aus-
schluss der Übermittlung ist die betroffene Person von einer beabsichtigten Übermittlung 
der Daten von der datenerhebenden Stelle rechtzeitig zu benachrichtigen.“ 

 

Artikel 3 

 

Änderung der Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung 

 

In Anlage II Abschnitt II.1 Nummer 6 der Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3209; 1999 I S. 193), die zuletzt 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 127) geändert worden 
ist, werden die Wörter „§ 30 Abs. 1 Nr. 2“ durch die Wörter „§ 30 Abs. 1 Nr. 3“ ersetzt. 

 

Artikel 4 

 

Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.     

   



 - 50 -   

 

Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Das Bundesgebührengesetz (BGebG) fordert eine weitgehende Zusammenfassung von 
Gebührenverordnungen, die vor dessen Inkrafttreten nebeneinander existiert haben. Daher 
hat das Bundesministerium für Digitales und Verkehr eine besondere Gebührenverordnung 
erlassen, die bisher fast alle vorher bestehenden Regelungen in einer Verordnung zusam-
menfasst. Lediglich die Besondere Gebührenverordnung des BMDV für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie 
konnte bisher nicht integriert werden. Dies wird jetzt nachgeholt. 

Bei einigen Gebührentatbeständen fallen die Gebührenrahmen sehr weit auseinander, so 
dass die Höhe der tatsächlichen Inanspruchnahme der Personen, die Gebühren schulden, 
schwer voraussehbar ist. Dem wird durch die Einfügung zusätzlicher Erläuterungen entge-
gengewirkt. 

Bei der Ausstellung oder der Verlängerung von Bootszeugnissen für Sportboote wird im 
Seebereich für motorbetriebene Boote die gleiche Gebühr wie für muskelbetriebene erho-
ben, obwohl der Aufwand geringer ist. Daher wird für diese ein eigener Gebührentatbestand 
eingeführt. 

Die Verordnung zur Durchführung der Datenübermittlung an nicht öffentliche Stellen im 
Seeverkehr (See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung) ist ergänzungsbedürftig. 
Sie erlaubt die Übermittlung von Identifikations- und Verkehrsdaten an nicht öffentliche Stel-
len nur, wenn sie der Leistungsfähigkeit des deutschen Seehafens dient, für den die nicht 
öffentliche Stelle tätig ist. Die Praxis hat mittlerweile gezeigt, dass die Übermittlung solcher 
Daten auch für Forschungszwecke zulässig sein muss, die der Erledigung von Aufgaben 
des Bundes gemäß § 1 Seeaufgabengesetz dienen. In den letzten Jahren wurden Unter-
suchungen bei privaten Forschungsinstitutionen in Auftrag gegeben, die solche Daten zwin-
gend benötigen. 

Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit sind das Projekt „LEAS“ oder auch eine Unter-
suchung, die das Deutsche Maritime Zentrum (DMZ) zur Ermittlung eines ökologischen Ra-
battsystems für die Befahrungsabgaben am NOK in Auftrag gegeben hat. Bei dem Projekt 
„LEAS“ handelt es sich um ein mit öffentlichen Mitteln beauftragtes Projekt, dessen Ziel die 
Unterstützung der Schifffahrt durch landseitige Entscheidungsempfehlungen zur Verbesse-
rung der Sicherheit und Effizienz des küstennahen Seetransportverkehrs für Verkehrslagen 
mit hochautomatisierten bzw. autonomen Schiffen ist.  

In der Seeschifffahrtsstraßenordnung wird eine Berichtigung vorgenommen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Die Gebühren für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des Bundesamtes für 
Seeschifffahrt und Hydrographie werden integriert und der Höhe nach an die gültigen Per-
sonalkostensätze angepasst.. Bei Gebührentatbeständen mit einer größeren Gebüh-
renspreitzung werden zusätzliche Erläuterungen gegeben. Die Weitergabe von 
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Schiffsidentifikations- und Verkehrsdaten an nicht öffentliche Stellen wird unter bestimmten 
Voraussetzungen erlaubt. 

III. Alternativen 

Die Besondere Gebührenverordnung für individuell zurechenbare Leistungen des Bundes-
amtes für Seeschifffahrt und Hydrographie könnte beibehalten werden. Dies widerspräche 
jedoch der Zielsetzung des Bundesgebührengesetzes, eine weitestgehende Vereinheitli-
chung des Gebührenrechts durch Reduzierung bestehender Gebührenverordnungen her-
beizuführen. 

Ohne die Änderung der See-Daten-Übermittlungsverordnung würde zukunftsgerichtete 
Forschung im Bereich der Seeschifffahrt fast unmöglich. 

IV. Regelungskompetenz 

Die Besondere Gebührenverordnung Wasserstraßen und Schifffahrt beruht auf § 22 Absatz 
4 des Bundesgebührengesetzes. 

Die Verordnung zur Durchführung der Datenübermittlung an nichtöffentliche Stellen im See-
verkehr beruht auf § 9e Absatz 2 Satz 5 des Seeaufgabengesetzes.  

Die Seeschifffahrtsstraßenordnung beruht auf § 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1, 2, 4 und 6 
des Seeaufgabengesetzes 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Die vorgenommenen Änderungen sind mit dem Recht der Europäischen Union und mit völ-
kerrechtlichen Verträgen vereinbar. 

VI. Regelungsfolgen 

Die Änderungen der Besonderen Gebührenverordnung Wasserstraßen und Schifffahrt wir-
ken sich kaum aus. Gebühren für individuell zurechenbare öffentliche Leistungen des BSH 
wurden auch bisher schon erhoben. Allerdings wurden die Gebühren an die derzeit gelten-
den Personalkostensätze der Allgemeinen Gebührenverordnung angepasst. Dadurch ent-
stehenden jährliche Mehrkosten für Wirtschaft und Verbraucher in Höhe von ca. 380 000 
Euro pro Jahr. Auswirkungen auf die Wirtschaft sind dadurch nicht zu erwarten. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Durch die Integration der vom BSH erhobenen Gebühren in die Besondere Gebührenver-
ordnung Wasserstraßen Schifffahrt wird ein Beitrag zur Vereinheitlichung des Gebühren-
rechts geleistet. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die elektronische Nachhaltigkeitsprüfung (eNap) ist erfolgt.  
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Betroffen ist das Nachhaltigkeitsziel 8.2 „Staatsverschuldung:Staatsfinanzen konsolidieren 
– Generationengerechtigkeit schaffen.“ 

Mit der Übernahme der Gebührensätze aus der Allgemeinen Gebührenverordnung wird 
eine kostendeckende Gebührenerhebung durch das BSH sichergestellt. 

Weiterhin ist das Nachhaltigkeitsziel 9.1 „Innovation: Zukunft mit neuen Lösungen nachhal-
tig gestalten“ betroffen. 

Durch die Möglichkeit der Weitergabe von Schiffsidentifikations- und Verkehrsdaten an 
nicht öffentliche Stellen zu Forschungszwecken wird die Forschung zu Schifffahrtsthemen 
gestärkt und eine Verbesserung der Forschungsergebnisse ermöglicht. 

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Die Gebühren des BSH werden an die gültigen Personalkostensätze nach der Allgemeinen 
Gebührenverordnung angepasst. Dadurch entstehen Mehreinnahmen in Höhe von ca. 380 
000 Euro pro Jahr. Durch die Einführung neuer Gebührentatbestände für öffentliche Leis-
tungen im Bereich der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) entstehen Mehreinnahmen 
in Höhe von ca. 3,3 Mio Euro. Dabei bleiben einige neue Gebührentatbestände unberück-
sichtigt, bei denen eine seriöse Schätzung der Fallzahlen momentan aufgrund des Fehlens 
von Erfahrungswerten nicht möglich ist.  Durch die Einführung von Gebühren für den Entzug 
und das Ruhen von Befähigungsnachweisen entstehen Mehreinnahmen in Höhe von ca. 
22 500 Euro pro Jahr. 

Durch die Einführung einer Gebühr für die Erteilung einer Befreiung von der Verpflichtung 
zum Ausfüllen und Mitführen einer Entladescheinigung in der Binnenschifffahrt entstehen 
Mehreinnahmen in Höhe von ca. 500 Euro. 

Durch die Einführung eines neuen ermäßigten Gebührentatbestandes für die Ausstellung 
von Bootszeugnissen für muskelbetriebene Fahrzeuge entstehen Mindereinnahmen in 
Höhe von ca. 24 000 Euro. 

4. Erfüllungsaufwand 

Keiner 

5.  Weitere Kosten 

Die Gebühren des BSH werden an die gültigen Personalkostensätze nach der Allgemeinen 
Gebührenverordnung angepasst. Dadurch entstehen Kosten für Bürger*innen und Wirt-
schaft in Höhe von ca. 380 000 Euro pro Jahr. Durch die Einführung von Gebühren für den 
Entzug und das Ruhen von Befähigungszeugnissen entstehen Mehrkosten für Bürger*in-
nen in Höhe von ca. 22 500 Euro pro Jahr. Durch die Einführung neuer Gebührentatbe-
stände für öffentliche Leistungen im Bereich der Ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) 
entstehen Mehrkosten für die Wirtschaft in Höhe von ca. 3,3 Mio Euro. Dabei bleiben einige 
neue Gebührentatbestände unberücksichtigt, bei denen eine seriöse Schätzung der Fall-
zahlen momentan aufgrund des Fehlens von Erfahrungswerten nicht möglich ist. Durch die 
Einführung einer Gebühr für die Erteilung einer Befreiung von der Verpflichtung zum Aus-
füllen und Mitführen einer Entladebescheinigung in der Binnenschifffahrt entstehen Mehr-
kosten für die Wirtschaft in Höhe von ca. 500 Euro pro Jahr. 
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6.Weitere Regelungsfolgen 

Keine 

VII. Befristung; Evaluierung 

Die vorgesehenen Änderungen eignen sich nicht für eine Befristung, da sie ihrer Natur nach 
endgültig sind. Eine Evaluierung ist nicht vorgesehen. 

Besonderer Teil 

Zu 1. 

Die Rechtsgrundlagen der öffentlichen Leistungen, für die das Bundesamt für Seeschifffahrt 
und Hydrographie (BSH) Gebühren erhebt, werden in den Katalog des § 1 integriert. 

Zu 2. 

Die Übergangsvorschrift wird angepasst. Die bisherigen Absätze 2 und 4 sind wegen Zeit-
ablaufs obsolet und werden daher gestrichen. Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. Die 
neuen Absätze 3, 4 und 5 enthalten notwendige Übergangsvorschriften für öffentliche Leis-
tungen des BSH. 

Zu 3. a) aa) aaa) 

Da eine weitere Vorbemerkung aufgenommen wird, wird eine Nummerierung der Vorbe-
merkungen eingeführt.  

Zu 3. a) aa) bbb)  

Die Differenzierungskriterien zwischen sehr großen, großen, mittleren und kleinen Verfah-
ren werden in der Vorbemerkung 2. aufgeführt. 

Zu 3. a) bb) und cc) 

Die bisherigen Rahmengebühren werden durch Festgebühren ersetzt und nach Verfah-
rensgröße ausdifferenziert. In Verbindung mit dem in die Vorbemerkung aufgenommenen 
Kriterienkatalog wird die Transparenz gegenüber den bisherigen Rahmengebühren verbes-
sert. 

Zu 3. a) dd) und ee)   

Strom- und schifffahrtspolizeiliche Genehmigungen werden für die unterschiedlichsten 
Sachverhalte erteilt. Der Bearbeitungsaufwand für diese Genehmigungen differiert dabei 
erheblich. In der bisherigen Fassung der Verordnung war dies nur unzureichend abgebildet. 
Zudem beruhten die sehr hohen Obergrenzen der bisherigen Gebührenrahmen auf sog. 
„Ausreißern, d.h. sie waren nicht gemäß § 11 Satz 1 Nummer 1b der Allgemeinen Gebüh-
renverordnung ermittelt worden, der nicht die Zugrundelegung des höchstmöglichen, son-
dern lediglich des durchschnittlich höchsten Zeitaufwandes erfordert. Dies wird korrigiert. 
Die unterschiedlichen Genehmigungssachverhalte werden konkret benannt. Damit wird ein 
wesentlicher Beitrag zur Erhöhung der Transparenz geleistet. Zur Ermittlung der Gebühren 
im Einzelnen: 
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Nummer Aufwand m-Dienst 
in Stunden 

Aufwand g-Dienst in 
Stunden 

Aufwand h-Dienst in 
Stunden 

12 0,8 – 4,8 1,0 – 7,5 0,2 – 1,5 

13 0,8 – 6,0 1,0 – 7,5 0,2 – 1,5 

14 1,2 – 12,0 1,5 – 15,0 0,3 – 3,0 

15 6,0 – 16,0 7,5 – 20,0 1,5 – 4,0 

16 2,0 – 12,0 2,5 – 15,0 0,5 – 3,0 

17 0,8 – 4,0 1,0 – 5,0 0,2 – 1,0 

18 2,0 – 12,0 2,5 – 15,0 0,5 – 3,0 

19 9,6 – 24,0 12,0 – 30,0 2,4 – 6,0 

20 9,6 – 64,0 12,0 – 80,0 2,4 – 16,0 

21 1,8 – 16,0 2,3 – 20,0 0,5 – 4,0 

22 9,6 – 24,0 12,0 – 30,0 2,4 – 6,0 

23 4,0 – 24,0 5,0 – 30,0 1,0 – 6,0 

24 6,0 – 32,0 7,5 – 40,0 1,5 – 8,0 

25 20,0 – 80,0 25,0 – 100,0 5,0 – 20,0 

26 4,0 – 32,0 5,0 – 40,0 1,0 – 8,0 

27 1,6 – 16,0 2,0 – 20,0 0,4 – 4,0 

28 9,6 – 32,0 12,0 – 40,0 2,4 – 8,0 

29 2,4 – 16,0 3,0 – 20,0 0,6 – 4,0 

30 6,4 – 40,0 8,0 – 50,0 1,6 – 10,0 

31 3,2 – 24,0 4,0 – 30,0 0,8 – 6,0 

32 3,2 – 60,0 4,0 – 75,0 0,8 – 15,0 

33 3,2 – 48,0 4,0 – 60,0 0,8 – 12,0 

34 4,8 – 16,0 6,0 – 20,0 1,2 – 4,0 

35 1,6 – 4,8 2,0 – 6,0 0,4 – 1,2 

36 1,6 – 12,0 2,0 – 20,0 0,4 – 4,0 

37 1,6 – 4,8 2,0 – 6,0 0,4 – 1,2 

38 3,2 – 32,0 4,0 – 40,0 1,0 – 6,0 



 - 55 -   

 

39 3,2 – 32,0 4,0 – 40,0 0,8 – 8,0 

40 20,0 – 80,0 25,0 – 100,0 5,0 – 20,0 

41 9,6 – 32,0 12,0 – 40,0 2,4 – 8,0 

42 1,4 – 4,8 1,8 – 6,0 0,4 – 1,2 

43 0,8 – 16,0 1,0 – 20,0 0,2 – 4,0 

44 0,4 – 3,2 0,5 – 4,0 0,1 – 0,8 

45 2,6 – 6,0 3,3 – 7,5 0,7 – 1,5 

Die Gebührenrahmen entstehen durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

In Nummer 46 wird ein bisher fehlender Gebührentatbestand für feststellende Verwaltungs-
akte ergänzt. Da dies sehr unterschiedliche Fallkonstellationen betreffen kann und belast-
bare Anhaltspunkte zur Ermittlung des Zeitaufwandes nicht vorliegen, wird eine Zeitgebühr 
festgesetzt. 

Zu 3 b) aa) 

Der Nachweis der Fahrtauglichkeit kann gemäß § 5 Absatz 2 SportbootVermV auch durch 
ein Abnahmeprotokoll erbracht werden. Daher wird dies zur Klarstellung ins Gebührenver-
zeichnis aufgenommen  

Zu 3 b) bb) und cc) 

Die Gebührentatbestände sind neu. In der Binnenschifffahrt soll über die Entladebeschei-
nigungen vor allem dokumentiert werden, dass im Falle eines Ladungswechsels (z.B. vor-
her Gülle, anschließend Getreide) der Laderaum im Hafen anlässlich des Löschens der 
ersten Ladung kontrolliert gewaschen wird und anschließend das Waschwasser kontrolliert 
entsorgt wird, um zu verhindern, dass dies im Nachgang (vor Aufnahme der Folgeladung) 
"wild" im Fluss geschieht und das Waschwasser im Fluss entsorgt wird.  

Um das Schifffahrtsgewerbe zu entlasten, sieht das CDNI-Abkommen Ausnahmen vor und 
ermöglicht zudem Befreiungen im Einzelfall, wenn vergleichbare Voraussetzungen vorlie-
gen. Da Binnenschiffe oftmals für unterschiedliche Fracht genutzt werden können und auch 
eine Umrüstung möglich ist, erfordert die Entscheidung eine Prognose über die Nutzung für 
die Dauer der Befreiung. Die Prognoseentscheidung wird überwiegend auf Belege wie z.B. 
Lieferverträge, Unterlagen zu der Bauweise des Schiffes oder Frachtpapiere gestützt. Der 
für die Bescheidung erforderliche Aufwand ist daher insbesondere vom Umfang der zu sich-
tenden Unterlagen abhängig. Hierbei ist davon auszugehen, dass bei einer längeren Ge-
nehmigungsdauer mehr Unterlagen für die Beurteilung erforderlich sind. In Ausübung der 
Typisierungsbefugnis werden daher Anträge mit einen Genehmigungszeitraum von weni-
ger als einem Jahr und einem Jahr oder länger unterschieden. 

Auf dieser Grundlage ist der durchschnittliche Arbeitsaufwand für die Befreiung für ein Zeit-
raum von weniger als einem Jahr wie folgt anzusetzen:    

 

Nummer Aufwand h-Dienst in 
Min. 

Aufwand g-Dienst in 
Min. 

Aufwand m-Dienst 
in Min. 
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702 26 80  

 

Der Gebührensatz für die Befreiung von einem Jahr oder länger ermittelt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand h-Dienst in 
Min. 

Aufwand g-Dienst in 
Min. 

Aufwand m-Dienst 
in Min. 

7021 26 135  

Die jeweilige Gebührenhöhe wurde durch Multiplikation mit den Stundensätzen gemäß der 
AGebV ermittelt. 

Mit Nummer 7021 wird ein bisher fehlender Gebührentatbestand für feststellende Verwal-
tungsakte wird ergänzt. Da dies sehr unterschiedliche Fallkonstellationen betreffen kann 
und belastbare Anhaltspunkte zur Ermittlung des Zeitaufwandes nicht vorliegen, wird eine 
Zeitgebühr festgesetzt. 

Zu 3.) c) aa) und bb) 

Zur Erhöhung der Transparenz wird die bisherige Nummer 1 in zwei Nummern, 1 und 1a 
aufgeteilt. In Nummer 1 gilt zukünftig eine Festgebühr für Fälle mit durchschnittlichem Auf-
wand, in Nummer 1a wird eine Rahmengebühr für Fälle mit außergewöhnlichem Aufwand 
eingeführt. Die Unterscheidungskriterien werden jeweils benannt. Zudem wird die Gebüh-
renhöhe leicht angepasst. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

1 1,0 2,4  

1a 1,8 – 2,0 4,2 – 6,5 0-0,5 

Die Gebührenrahmen entstehen durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

 

Zu 3. c) cc) und dd) 
 

Zur Erhöhung der Transparenz wird die bisherige Nummer 3 in zwei Nummern, 3 und 3a 
aufgeteilt. In Nummer 3 gilt zukünftig eine Festgebühr für Fälle mit durchschnittlichem Auf-
wand, in Nummer 3a wird eine Rahmengebühr für Fälle mit außergewöhnlichem Aufwand 
eingeführt. Die Unterscheidungskriterien werden jeweils benannt. Zudem wird die Gebüh-
renhöhe angepasst. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

3 1,8 0,6  

3a 2,0 – 3,5 1,2 – 2,0  

Die Gebührenrahmen entstehen durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 
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Für Genehmigungen des Verkehrs außergewöhnlicher Fahrzeuge im Bereich der Ems gel-
ten Besonderheiten. Hier befindet sich eine große Werft, die Kreuzfahrtschiffe baut. Diese 
Schiffe müssen nach Fertigstellung über die Ems zur Nordsee transportiert werden. Ihren 
Abmessungen nach sind sie nicht für das Befahren der Ems zugelassen. Für diese Über-
führungsfahrten ist die Sperrung von Fahrwasserabschnitten notwendig. Diese Sperrungen 
sind mit amtseigenen Fahrzeugen abzusichern. Daneben werden je nach Sachlage zahl-
reiche weitere Maßnahmen erforderlich, die im einzelnen schwer prognostizierbar sind. Da-
her wird in Nummer 3b eine Zeitgebühr festgesetzt.  

Zu 3. c) ee) und ff) 

Zur Erhöhung der Transparenz wird die bisherige Nummer 8 in zwei Nummern, 8 und 8a 
aufgeteilt. In Nummer 8 gilt zukünftig eine Festgebühr für Fälle mit durchschnittlichem Auf-
wand, in Nummer 8a wird eine Rahmengebühr für Fälle mit außergewöhnlichem Aufwand 
eingeführt. Die Unterscheidungskriterien werden jeweils benannt. Zudem wird die Gebüh-
renhöhe angepasst. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

8  2  

8a 0,5 - 1 2  

Die Gebührenrahmen entstehen durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

 

Zu 3 c) gg) 

Es hat sich herausgestellt, dass die Ermittlung der bisherigen Rahmengebühr irrtümlich 
war. Es ist hier der gleiche Zeitaufwand wie bei der Ausstellung des Kennzeichens für Klein-
fahrzeuge im Binnenbereich (Abschnitt 2, Nummer 301) zugrunde zu legen. 

Zu 3 c) hh) 

Bisher unterfielen auch muskelbetriebene Sportboote der Gebührennummer 18 mit einer 
Rahmengebühr von 118 – 161 Euro. Eine erneute Untersuchung hat gezeigt, dass der Auf-
wand für muskelbetriebene Fahrzeuge regelmäßig geringer ist. Im Einzelnen 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

18a 0.6 0,2  

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

 

Zu 3 c) ii) 

Aufgrund einer erneuten Untersuchung ist die bisher erhobene Gebühr anzupassen. Die 
obere Rahmengebühr ist nicht gemäß § 11 Satz 1 Nummer 1b ermittelt worden, sondern 
aufgrund eines singulären Einzelfalles. Im Einzelnen: 
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Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

24 0,4 – 1,25 0,167 -0,4  

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Aufgrund einer erneuten Untersuchung ist die bisher erhobene Gebühr Nummer 25 anzu-
passen. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

25 0,6 – 1,5 0,2 – 0,4  

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Zu 3. c) jj) und kk) 

Zu den Rechtsgrundlagen für die Prüfung eines Schiffsführers und der Befreiung von der 
Lotsenannahmepflicht gehört auch die Wismar-Rostock-Stralsund-Lotsverordnung, die bei 
der Aufzählung der Rechtsgrundlagen ergänzt wird. 

Zu 3 c.) ll)  

Aufgrund einer erneuten Untersuchung ist die bisher erhobene Gebühr Nummer 40 anzu-
passen. Die obere Rahmengebühr ist nicht gemäß § 11 Satz 1 Nummer 1b ermittelt worden, 
sondern aufgrund eines singulären Einzelfalles. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

40 2,0 – 3,3   

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Bei der Gebühr Nummer 41 wird ein Redaktionsversehen korrigiert. Rechtsgrundlage für 
das Befahrensverbot ist § 2 Absatz 4 der Verordnung über das Befahren in bestimmten 
Naturschutzgebieten im Bereich der Ostsee. 

Aufgrund einer erneuten Untersuchung ist die bisher erhobene Gebühr Nummer 42 anzu-
passen. Die obere Rahmengebühr ist nicht gemäß § 11 Satz 1 Nummer 1b ermittelt worden, 
sondern aufgrund eines singulären Einzelfalles. Die bisher in Nummer 43 gesondert gere-
gelte Gebühr für die Befreiung für Seekajaks wurde integriert, da für diese gesonderte Ge-
bühr kein Bedarf besteht. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

42  1,0 – 4,0  

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 
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Zu 3 c) mm) 

Aufgrund einer erneuten Untersuchung ist die bisher erhobene Gebühr anzupassen. Die 
obere Rahmengebühr ist nicht gemäß § 11 Satz 1 Nummer 1b ermittelt worden, sondern 
aufgrund eines singulären Einzelfalles. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

 

43 1,67 1,05-4,0  

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Zu 3. c) nn) und oo) 

Aufgrund des Wegfalls der bisherigen Nummer 43 verschiebt sich die Nummerierung. 

Zu 3. c) pp) und qq) 

Aus Gründen der Transparenz wurde der bisherige Gebührentatbestand 54 in zwei Tatbe-
stände aufgeteilt. Für den in der neuen Nummer 53 geregelten einfachen Fall wird eine 
Festgebühr festgelegt. Im Einzelnen: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in h 

Aufwand g-Dienst in 
h 

Aufwand h-Dienst in 
h 

53  10,4 2,25 

54  30,0 – 65,0 10,0 – 35,0 

Die Gebührenrahmen entstehen durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Ein bisher fehlender Gebührentatbestand für feststellende Verwaltungsakte wird ergänzt. 
Da dies sehr unterschiedliche Fallkonstellationen betreffen kann und belastbare Anhalts-
punkte zur Ermittlung des Zeitaufwandes nicht vorliegen, wird eine Zeitgebühr festgesetzt. 

Zu 3. d) 

- Vorbemerkung 1 

Häufig wird vor Ablauf des Bewilligungszeitraums eine neue Genehmigung beantragt, ins-
besondere, wenn der Flaggenstaat gewechselt werden soll. In einem solchen Fall entsteht 
kein zusätzlicher wirtschaftlicher Vorteil, der abgeschöpft werden könnte. Deshalb wird der 
Äquivalenzzuschlag aus der ursprünglich erhobenen Gebühr angerechnet und nicht erneut 
erhoben. 

- Vorbemerkung 2 und 3: 

Bei den Gebührennummern 20-22, 24-30,32-33 sowie 34-43 fallen Auslandsdienstreisen 
an, die erhebliche Kosten verursachen und daher als Auslagen gesondert erhoben werden 

- Vorbemerkung 4 

Bei der Gebührennummer 147 fallen erhebliche Kosten für externe Labore, Sachverstän-
dige und Gutachter an, die daher als Auslagen gesondert erhoben werden. 
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- Vorbemerkung 5: 

 Wenn bei der Überprüfung keine Nichtkonformitäten festgestellt werden, fehlt es an der 
gemäß §§ 1 BGebG erforderlichen Zurechenbarkeit, die Voraussetzung für eine Gebühren-
erhebung ist. 

- Nummer 1 

Das Flaggenzertifikat ist ein international gültiger Ausweis, mit dem nach § 3 Buchstabe 
d) Flaggenrechtsgesetz (FlRG) für Seeschiffe mit einer Rumpflänge bis maximal 15 m die 
Berechtigung zum Führen der deutschen Flagge nachgewiesen werden kann. Erteilt wird 
das Flaggenzertifikat von der Flaggenbehörde (§ 14 Flaggenrechtsverordnung). 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zugrundeliegende öffentliche Leistung lässt sich in drei Pro-
zessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

Bezeichnung der Prozessbausteine Ø Zeitauf  Aufwand nach Laufbahngruppen in Minuten 

 

Mittlerer 

Dienst 

(mD) 

Gehobener 

Dienst 

(gD) 

Höherer 

Dienst 

(hD) 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 75 Min. 7 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  100 Min. 7 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine 
 Kosten je Prozess-baustein 

über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 82,96 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe  107,72 € 

Gebührensatz  107 € 
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-Nummer 2: 

Flaggenscheine nach § 10 Flaggenrechtsgesetz werden für Probefahrten und Überfüh-
rungsfahrten in einen anderen Hafen ausgestellt. Zuständig hierfür ist die Flaggenbehörde 
(§ 6 Flaggenrechtsverordnung), die zusammen mit der Ausstellung des Flaggenscheins 
dem Schiff auch ein Unterscheidungssignal zuteilt. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 90 Min. 8 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  115 Min. 8 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
 Kosten je Prozess-baustein über alle 

Aufschreibungen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 99,05 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe 123,81 € 

Gebührensatz  123 € 

-Nummer 3: 

Der Flaggenschein nach § 11 Flaggenrechtsgesetz wird aufgrund einer „Einflaggung aus 
einem anderen Flaggenstaat“ ausgestellt. Mit diesem kann die Befugnis zum Führen der 
Bundesflagge einem ausländischen Eigentümer oder Ausrüster aufgrund internationaler 
Vereinbarungen und einem Ausrüster unter bestimmten Bedingungen für jenen Zeitraum, 
in dem ihm ein Schiff zur Bereederung im eigenen Namen überlassen wurde, verliehen 
werden. Zuständig ist auch hier die Flaggenbehörde (§ 6 Flaggenrechtsverordnung). 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 125 Min. 100 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  150 Min. 100 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 247,81 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe  272,57 € 

Gebührensatz  272 € 

-Nummer 4: 

Liegt der Sitz oder Wohnsitz eines Antragstellers auf Ausstellung eines Ausweises über 
die Berechtigung zum Führen der Bundesflagge nicht im Inland, besteht die Möglichkeit, 
eine sogenannte „Beauftragte Person“ mit (Wohn-)Sitz in Deutschland einzusetzen. Diese 
muss gewährleisten, dass in allen das Schiff betreffenden Angelegenheiten die deutschen 
Rechtsvorschriften eingehalten werden (§ 2 Absatz 1 Nummer 3 Flaggenrechtsgesetz). 
Sind die geforderten Nachweise geführt, bescheinigt die Flaggenbehörde, dass die Vo-
raussetzungen des Paragrafen 2 Absatz 1 Nummer 3 Flaggenrechtsgesetz erfüllt sind (§ 
5b Absatz 1 Flaggenrechtsverordnung). 

 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 60 Min. 10 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  85 Min. 10 Min. 0 Min. 

d 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 71,82 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 13,83 € 

Summe  96,58 € 

Gebührensatz  96,55 € 

 

- Nummern 5-9, 11 

Das BSH kann Reedern oder Ausrüstern, deren Schiffe die Pflicht oder das Recht haben, 
die Bundesflagge zu führen und der deutschen Handelsflotte zuzurechnen sind, gemäß § 
7 Flaggenrechtsgesetz (FlRG) unter bestimmten Voraussetzungen genehmigen, zeitweise 
eine andere Nationalflagge zu führen. Die Genehmigung zur Ausflaggung kann für längs-
tens zwei Jahre erteilt werden; während dieser Zeit bleibt das Schiff in einem deutschen 
Seeschiffsregister eingetragen. 

Bei diesen Gebührentatbeständen wird ein Äquivalenzzuschlag gemäß § 9 Absatz 2 
BGebG erhoben. 
 
Mit dem Betrieb eines Schiffes unter einer anderen Nationalflagge als der Bundesflagge 
(Ausflaggung) lassen sich Einsparungen, insbesondere bei den Personalkosten und den 
Betriebskosten, erzielen, die mit zunehmender Schiffsgröße steigen. 
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In 2012 ist beruhend auf Angaben der Reeder*innen in den Anträgen davon ausgegangen 
worden, dass bei einer Ausflaggung jährliche Einsparungen zwischen 70.000 Euro und 
700.000 Euro möglich sind. Bei Schiffen bis 10.000 BRZ einschließlich können bis zu 
84.000 Euro eingespart werden, bei größeren Schiffen steigt die mögliche Ersparnis 
sprunghaft auf bis zu 700.000 € pro Jahr.  
 
Folglich kann davon ausgegangen werden, dass der wirtschaftliche Nutzen der Ausflag-
gung die Gebühr um ein Vielfaches übersteigt. Auch steht die Gebühr, die den wirtschaftli-
chen Wert der öffentlichen Leistung berücksichtigt, in keinem groben Missverhältnis zu den 
Kosten des Verwaltungsaufwandes, der für einen durchschnittlichen Fall mit 282 Euro be-
ziffert wird. 
 
Die seit Inkrafttreten der BSH-Gebührenverordnung im Juli 2012 geltenden Gebühren von 
1665 Euro bei Anwendung des Äquivalenzprinzips (Schiffe ≤ 10.000 BRZ) / 12225 € (Schiffe 
> 10.000 BRZ) und bei Ausflaggungsgenehmigung ≤ 1 Jahr von 925 € / 6225 € werden in 
ihrer Höhe von Reedern und Ausrüstern (Gebührenschuldner) nicht infrage gestellt. Die 
Gebühren haben nicht zum Rückgang der Zahl der (freiwilligen) Anträge auf Ausflaggungs-
genehmigung geführt; mehr als 80% der Schiffe der deutschen Handelsflotte ab BRZ 100 
fahren befristet unter fremder Flagge. Sie haben daher keine prohibitive Wirkung. 
 

Nummer 5 regelt die Gebühr für die Genehmigung zur Führung einer anderen National-
flagge bei Schiffen bis einschließlich einer Bruttoraumzahl (BRZ) von 10 000 oder bis ein-
schließlich 10 000 Bruttoregistertonnen (BRT) für mehr als ein Jahr (max. 2 Jahre) 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 210 Min. 40 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  235 Min. 40 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 
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Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 257,58€ 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 282,34 € 

Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag  1.722 € 

 

Nummer 6 regelt die Gebühr für die Genehmigung zur Führung einer anderen National-
flagge für Schiffe mit einer Bruttoraumzahl von mehr als 10 000 oder mehr als 10 000 
Bruttoregistertonnen für mehr als ein Jahr (max. 2 Jahre) 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 210 Min. 40 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  235 Min. 40 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 257,58€ 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 282,34 € 
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Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag  12.282€ 

 

Nummer 7 regelt die Gebühr für die Genehmigung zur Führung einer anderen National-
flagge für Schiffe mit einer Bruttoraumzahl bis einschließlich 10 000 oder mit bis zu 10 
000 Bruttoregistertonnen (BRT) für höchstens ein Jahr 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: 

 Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 210 Min. 40 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  235 Min. 40 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 257,58€ 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 282,34 € 

Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag  1.002 € 

 

Nummer 8 regelt die Gebühr für die Genehmigung zur Führung einer anderen National-
flagge für Schiffe mit einer Bruttoraumzahl von mehr als 10 000 oder mit mehr als 10 000 
Bruttoregistertonnen für höchstens ein Jahr 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 210 Min. 46 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  235 Min. 46 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 265,02€ 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 289,78 € 

Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag  6.282€ 

 

Nummer 9 regelt die Gebühr für die Bescheinigung über die Erledigung der Genehmigung 
zum Führen einer anderen Nationalflagge 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-gruppe in Mi-

nuten  

 mD gD hD 
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Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 5 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 40 Min.   

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 4,95 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 39,61 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 59,42 € 

Gebührensatz  59,40 € 

 

Nummer 11 regelt die Gebühr für die Genehmigung zur Führung einer anderen National-
flagge im Zusammenhang mit Widerruf/Rücknahme einer bestehenden Ausflaggungsge-
nehmigung ohne Änderung des Zeitraums. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 180 Min. 40 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   
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Insgesamt  205 Min. 40 Min. 0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 227,87 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 252,63 € 

Gebührensatz  252 € 

 

- Nummer 10 

Nummer 10 regelt die Gebühr für die Eintragung in das Internationale Seeschifffahrtsre-
gister 

Eigentümer von Seeschiffen, die die Bundesflagge führen und im internationalen Verkehr 
eingesetzt werden, können ihr Schiff zusätzlich in das Internationale Seeschifffahrtsregis-
ter (ISR) eintragen lassen (§ 12 Flaggenrechtsgesetz). Das BSH als zuständige Flaggen-
behörde (§§ 23, 27 Flaggenrechtsverordnung) führt das ISR gemäß § 23 Satz 1 Flaggen-
rechtsgesetz als Anhang zum Flaggenregister. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 10 Min.   

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 30 Min. 60 Min.  

Prozessbaustein III  
Erstellung, Gebühren 

und Verak-
tung 

15 Min.   

Insgesamt  55 Min. 60 Min. 0 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antragseingangsprüfung 9,90 € 

Prozessbaustein II  Antragsprüfung 104,12 € 

Prozessbaustein III  Erstellung, Gebühren und Veraktung 14,86 € 

Summe kostendeckende Gebühr 128,88 € 

Gebührensatz  128 € 

 

-  Nummer 12 

Nummer 12 regelt die Gebühren für die Erteilung oder die Verlängerung der Gültigkeits-
dauer deutscher Befähigungszeugnisse, die Anerkennung gültiger ausländischer Befähi-
gungszeugnisse und die Erteilung von Befähigungsnachweisen und sonstigen Qualifikati-
onsbescheinigungen (Nachweise über Befähigungen im Schiffsdienst). 

Zu den vom BSH auszustellenden Bescheinigungen gehören u.a. solche, die in § 2 Ab-
satz 3 Nummer 8 Seeleute-Befähigungsverordnung (See-BV) benannt sind: 

Befähigungszeugnisse (BZ, SFZ) 

Befähigungsnachweise (BN) 

sonstige Bescheinigungen (insbesondere Anerkennungsvermerke (AV), Gleichwertigkeits-
bescheinigungen, Ausnahmegenehmigungen, sonstige Dokumente) 

• Die Berechnung der Gebühren erfolgt innerhalb eines Gebührenrahmens, da See-
leute überwiegend zeitgleich den Antrag für mehrere Bescheinigungen, die sich 
zum Teil auch bedingen, stellen. Aufgrund der durchschnittlich pro Bescheinigung 
geringer anfallenden Aufwände für  

• die Schriftgutverwaltung und  

• die Prüfung überlappender Anspruchsvoraussetzungen 

variiert zudem die Bearbeitungszeit. Es fallen regelmäßig Sachkosten in Form von Auf-
wänden für die Vordrucke an. Der Gebührenrahmen variiert stark. Dies ist bedingt durch 
eine geringe Anzahl von Fällen, die mit hohem zeitlichem Aufwand zu bearbeiten sind 
(zum Beispiel Beratung und Information abweichend vom Ausbildungsgang).  

Wenige Einzelfälle, die eine zeitliche intensivere Bearbeitung nötig machen, bedingen 
eine verhältnismäßig hohe obere Rahmengebühr in der Gebührenkalkulation. Seeleute, 
die mit ihrer Tätigkeit in der Kauffahrteischifffahrt gewährleisten, dass die Versorgung der 
Bevölkerung mit Gütern und Waren sichergestellt ist, müssen sich darauf verlassen kön-
nen, dass Gebühren für sie kalkulierbar sind und bleiben. Der hohe obere Gebührenrah-
men ist insbesondere in den letzten Jahren Resultat einer intensiven Beratung und Infor-
mation von Antragstellern und Antragstellerinnen, die abweichend vom Ausbildungsgang 
zum Beispiel als seemännisch vorgeprägte Flüchtlinge regelmäßig eine Zulassung zu ei-
nem Studiengang an einer Fach- oder Hochschule beantragen, um ein deutsches Befähi-
gungszeugnis zu erlangen. 
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Für diesen Gebührentatbestand ergibt sich eine kostendeckende Rahmengebühr in Höhe 
von 25 Euro bis 1.439 Euro. 

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnitt-

lich erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitauf-
wand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforder-
lich ist. Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt 

Nummer Aufwand in Min m-
Dienst  

Aufwand in Min g-
Dienst 

Aufwand in Min h-
Dienst 

12 21-248 3-40  

 

Von der kostendeckenden Gebühr wird gemäß § 9 Absatz 4 BGebG aus Gründen des öf-
fentlichen Interesses abgewichen. Es wird eine Rahmengebühr in Höhe von 25 bis maxi-
mal 298 Euro erhoben.  

 

Grund für den oberen Gebührenrahmen in Höhe von 1.439 Euro ist die Tätigkeit „Geneh-
migungen abweichend vom Ausbildungsgang“, die gerade in den vergangenen Jahren zu-
nehmend und inhaltlich umfangreicher für Flüchtlinge notwendig gewesen ist. Diese Prü-
fung ist zeitaufwendig, da hierzu auch eine intensive - teilweise durch Sprachbarrieren 
noch verstärkte - Beratung gehört. Die Migration von Flüchtlingen gelingt insbesondere 
dann, wenn es ihnen ermöglicht wird, ihren erlernten Beruf mit den gewonnenen Erfahrun-
gen auch im sie aufnehmenden Ausland auszuüben. Die finanzielle Ausstattung gerade 
von Migranten mit Flüchtlingsstatus würde es diesen im Regelfall erschweren, Gebühren 
in oben genannter Höhe für eine Genehmigung für die Zulassung zum Besuch einer see-
fahrtbezogenen Bildungseinrichtung zu entrichten.  

Für die Ausübung des Berufes als Seemann (auf Management-, Unterstützungs- oder Be-
triebsebene) ist regelmäßig eine Bescheinigung nach der See-BV, die in der Regel eine 
Gültigkeitsdauer von fünf Jahren hat, zwingend erforderlich. Wenn Seeleute Ihren Beruf 
weiterhin ausüben wollen, so müssen sie hierfür eine entsprechende Gültigkeitsverlänge-
rung beantragen. Beträge von bis zu 1.439 Euro könnten auf die/den einzelnen Antrag-
steller/in abschreckende Wirkung entfalten und, sofern dieser Gebührenrahmen tatsäch-
lich auszuschöpfen wäre, dazu führen, dass betroffene Seeleute die Anträge nicht mehr 
stellen. Damit könnte indirekt ein Eingriff in die grundgesetzlich garantierte Berufsaus-
übungsfreiheit (Artikel 12 Grundgesetz) einhergehen. Diese Personen stehen dem mariti-
men Arbeitsmarkt dann nicht in den möglichen Einsatz-Ebenen zur Verfügung.   

Zur Förderung einer erfolgreichen Migration und zur Unterstützung des maritimen Arbeits-
marktes wird eine obere Rahmengebühr von 298,- Euro festgesetzt. 

 

- Nummer 13 

Nummer 13 regelt die Gebühren für die Abnahme von Prüfungen. Zu den vom BSH vor-
zunehmenden Prüfungen gehören: 
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Bezeichnung der Prüfung Rechtsgrundlage 

führt vorbehaltlich der Er-
füllung der üb-
rigen An-
spruchsvo-
raussetzun-
gen zur Aus-
stellung eines 

Feststellung der Befähigung 
nach Abschnitt A-II/4 des 
STCW-Codes (Wachbefä-
higung Brücke) 

§ 31 Absatz 1 Satz 3 in Ver-
bindung mit An-
lage 4 See-BV 

BN NBW 

Feststellung der Befähigung 
nach Abschnitt A-III/4 des 
STCW-Codes (Wachbefä-
higung Maschine) 

§ 40 Absatz 1 Satz 3 in Ver-
bindung mit An-
lage 4 See-BV 

BN TBW 

Feststellung des Fortbe-
standes der Befähigung für 
den Seefunkdienst (GOC) 

§ 53 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 in Ver-
bindung mit An-
lage 4 See-BV 

SFZ GOC 

Feststellung des Fortbe-
standes der Befähigung für 
den Seefunkdienst (ROC) 

§ 53 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 3 i.V.m. 
Anlage 4 See-
BV 

SFZ ROC 

 

Die Berechnung der Gebühren erfolgt innerhalb eines Gebührenrahmens, da Seeleute 
überwiegend zeitgleich den Antrag für mehrere Bescheinigungen und eine Prüfung, die 
sich zum Teil auch bedingen, stellen. Aufgrund der durchschnittlich pro Bescheinigung 
und Prüfung geringeren anfallenden Aufwände für  

• die Schriftgutverwaltung und  

• die Prüfung überlappender Anspruchsvoraussetzungen 

variiert zudem die durchschnittliche mittlere Bearbeitungszeit. Darüber hinaus finden bei 
Bedarf Sammelprüfungen statt, die ebenfalls zu durchschnittlich geringeren Aufwänden 
führen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 39,70 - 119 € er-
hoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min h-
Dienst 

13 27-81 10-31  
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- Nummern 14, 15 

 Die Nummern 14 und 15 regeln die Gebühren für die Zulassung erforderlicher Lehr-
gänge, die auf Tätigkeiten des Schiffsdienstes bezogen sind (Nachweise über Befähigun-
gen im Schiffsdienst). Die Zulassung erfolgt im Rahmen der  

• erstmaligen Erteilung einer Lehrgangszulassung (2003) oder  

• der Verlängerung der Zulassung eines Lehrgangs (2004). 

Näheres zur Lehrgangszulassung ist in §§ 16 ff See-BV geregelt. Die Gebührentatbe-
stände 14 und 15 beinhalten auch die vorläufige Lehrgangszulassung. Wird ein Antrag auf 
eine Lehrgangszulassung oder Verlängerung der Lehrgangszulassung beantragt, geneh-
migt das BSH die Lehrgänge, sofern die Papierprüfung keine Ablehnungsgründe hervor-
bringt, regelmäßig zunächst für einen Zeitraum nicht länger als sechs Monate, nach ab-
schließender Prüfung ohne Ablehnungsgründe für insgesamt längstens drei Jahre. 

 

Zu den vom BSH zuzulassenden Lehrgängen gehören:  

Lehrgang nach  interne Lehrgangsbezeichnung1 

§ 20 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit 
Anlage 2 See-BV 

Deutsches Seeschifffahrtsrecht 

§ 53 Absatz 7 See-BV ARPA  

§ 53 Absatz 6 See-BV ECDIS 

§ 31 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b See-BV 

Wachbefähigung Brücke 

§§ 36 Satz 2 See-BV 

Beschränkt gültiges Betriebszeugnis für 
Funker 

Allgemeines Betriebszeugnis für Funker 

§ 40 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buch-
stabe b See-BV 

Wachbefähigung Maschine 

 

§ 47 Satz 2 Nummer 3 See-BV in Verbin-
dung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 See-Eigen-
sicherungsverordnung 

Beauftragter für die Gefahrenabwehr auf 
dem Schiff 

§ 48 Absatz 2 See-BV Grundausbildung in der Gefahrenabwehr 

§ 49 Absatz 2, § 50 Absatz 2, § 50a Ab-
satz 2 Nummer 1 See-BV 

Lehrgang Brandbekämpfungsmaßnahmen 

§ 49 Absatz 2 Nummer 2, Absatz 4 Num-
mer 2 und Absatz 6 Nummer 2 in Verbin-
dung mit § 54 Absatz 3 See-BV 

Grundausbildung für den Dienst auf Öl- und 
Chemikalientankschiffen, 

                                                
1 Die Lehrgänge werden in den Rechtsgrundlagen überwiegend mit Verweis auf den STCW-Code benannt. 
Hier wurde darauf verzichtet, diese STCW-Bezüge aufzunehmen, da damit jedem Externen nicht ad hoc klar 

wäre, welche Lehrgänge inhaltlich gemeint sind. Diese internen Bezeichner sollten jedoch der besseren Les-
barkeit halber nicht in der neuen Gebührenverordnung der WS, sondern weiterhin als Paragraphenkette auf-

tauchen 
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Lehrgang nach  interne Lehrgangsbezeichnung1 

Fortbildung für den Dienst auf Öltankschif-
fen, 

Fortbildung für den Dienst auf Chemikalien-
tankschiffen 

§ 50 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 4 
Nummer 2 in Verbindung mit § 54 Absatz 
3 See-BV 

 

Grundausbildung für den Dienst auf Flüssig-
gastankschiffen,  

Fortbildung für den Dienst auf Flüssiggas-
tankschiffen 

§ 50b Absatz 2, § 50b Absatz 4 Nummer 
2 See-BV in Verbindung mit § 
54 Absatz 5 See-BV 

Grundausbildung für den Dienst auf Schif-
fen, die in Polargewässern ver-
kehren, 

Fortbildung für den Dienst auf Schiffen, die 
in Polargewässern verkehren 

§ 51 Absatz 5 und 6  See-BV 

Ausbildung für den Dienst auf Fahrgastschif-
fen  

- Fahrgastsicherheitsausbildung 
(nach den Anforderungen von Ab-
schnitt A-V/2 Absatz 2 des STCW-
Codes) 

- Führung von Menschenmengen 
(nach den Anforderungen des Ab-
schnittes A-V/2 Absatz 3 des 
STCW-Codes) 

- Krisenbewältigung und Kenntnisse 
des Verhaltens von Personen in 
Notsituationen (nach den Anforde-
rungen von Abschnitt A-V/2 Absatz 
4 des STCW-Codes) 

- Fahrgastsicherheit, Ladungssicher-
heit und Dichtigkeit des Schiffskör-
pers (nach den Anforderungen von 
Abschnitt A-V/2 Absatz 5 des 
STCW-Codes) 

§ 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 2 See-BV 

Fortbestand der Befähigung (Nautik, Tech-
nik, Seefunk) 

§ 42 Absatz 1 Satz 5 See-BV 

Betrieb und Unterhaltung von elektrisch be-
triebenen Anlagen mit einer 
Spannung von mehr als 1000 
Volt  
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Für den Gebührentatbestand 14 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.698 - 5.494 Euro 
erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Der Gebührenrahmen entsteht durch Multiplikation des jeweils niedrigsten und höchsten 
Zeitaufwands mit den Personalkostensätzen der AGebV. 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

14  1 369-4 430  

 

Für den Gebührentatbestand 15 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 499 – 3.995 Euro 
erhoben.  

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min h-
Dienst 

15  402-3 221  

 

- Nummer 16 

Nummer 16 regelt die Gebühren für die Ausstellung eines Nachweises einer beruflichen 
Tätigkeit in der Seeschifffahrt mit der Bezeichnung „Seeleute-Ausweis“. 

Die Berechnung der Gebühren erfolgt innerhalb eines Gebührenrahmens, da Seeleute 
überwiegend zeitgleich den Antrag für Bescheinigungen und den Seeleute-Ausweis, die 
sich zum Teil auch bedingen, stellen. Aufgrund der durchschnittlich pro Seeleute-Ausweis 
geringeren anfallenden Aufwände für 

• die Schriftgutverwaltung und  

• die Prüfung überlappender Anspruchsvoraussetzungen 

variiert zudem die durchschnittliche mittlere Bearbeitungszeit. Es fallen regelmäßig Sach-
kosten in Form von  

• Aufwänden für den Seeleute-Ausweis-Rohling (5,18 Euro) und  

• Pflege- und Wartungskosten für die für den Druck notwendige Hardware an. 

 

Für den Gebührentatbestand 16 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 14,80 – 39,55 
Euro erhoben.  
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Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

16 14-39   

 

- Nummer 17 

Nummer 17 regelt die Gebühren für die Erteilung einer Gleichwertigkeitsbescheinigung 
nach dem SeeLG. Der bisherige Gebührentatbestand 2.006 entfällt. Er ist 2018 eingeführt 
worden, um einer Vielzahl von bis dahin durch Seelotsanwärter und -anwärterinnen ge-
stellten Anträge auf Ausstellung einer Bescheinigung über das Ableisten von Fahrtzeiten 
zum Erwerb des nächsthöheren nautischen Befähigungszeugnisses kostendeckend bear-
beiten zu können, da es hierfür keine Rechtsgrundlage gegeben hat. Durch die Bestre-
bungen zur Überarbeitung des Seelotsgesetz (SeeLG) ist diese Notwendigkeit entfallen. 
Eine Überprüfung hat ergeben, dass in den Jahren 2018 - 2020 keine solche Bescheini-
gung mehr beantragt wurde. 

Die unter der folgenden Gebührentatbestandsnummer 17 gelistete Gleichwertigkeitsbe-
scheinigung nach Seelotsgesetz (SeeLG) ersetzt inhaltlich nicht die mit der bisherigen 
Gebührentatbestandsnummer aufgenommene Leistung.  

Die neue Gebührentatbestandsnummer 17 resultiert aus einer Änderung des Seelotsge-
setzes i.d.F. vom 03.06.2021. Bei der in § 9 Abs.5 a.a.O auf Antrag auszustellenden 
Gleichwertigkeitsbescheinigung handelt es sich um eine neue Aufgabe für das BSH (nicht 
zu verwechseln mit der Gleichwertigkeitsbescheinigung nach § 20 Absatz 5 Seeleute-Be-
fähigungsverordnung).  

 

Die Angaben zum Aufwand sind geschätzte Werte. Inhaltlich wird jeder Antrag folgende 
Aktivitäten von Seiten des BSH erforderlich machen: 

 

• Beratung im Vorwege,  

• Kontaktaufnahme mit dem den Ausbildungsgang anbietenden Land aufnehmen 
und Studiengangs-Unterlagen/Ausbildungspläne einfordern,  

• Ausbildungsdifferenzen zum deutschen Ausbildungsgang zum Nautischen Wach-
offizier feststellen,  

• Ergebnis der Prüfung dokumentieren,  

• Gleichwertigkeitsbescheinigung ausstellen oder Ausstellung ablehnen,  

 

Eine erste Schätzung hat ergeben, dass circa 16 Stunden pro Fall anzusetzen sind. Diese 
Stundenzahl dürfte sich im Laufe der Zeit reduzieren, da die ausländischen Ausbildungs-
gänge nicht in jedem Falle erneut inhaltlich überprüft werden müssen, sondern nur dann, 
wenn dem BSH ein Antrag vorliegt, dem ein ausländisches Befähigungszeugnis zugrunde 



 - 77 -   

 

liegt, zu dem die Ausbildungsinhalte bislang nicht mit dem deutschen Ausbildungsgang 
abgeglichen worden sind.  

Für den neuen Gebührentatbestand 17 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 140 - 998 € 
erhoben. 

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

17  113-805  

 

 

 - Nummer 18 

Die neue Gebührentatbestandsnummer 18 begründet mit § 57 See-BV i.V.m. § 3 Absatz 
1 Nummer 1 BGebG eine Gebührenpflicht des Inhabers eines Befähigungs-, Seefunk-
zeugnisses oder Anerkennungsvermerkes nach See-BV für den Entzug eines solchen. 
Damit einher geht die befristete Aberkennung des Rechts zur Ausübung einer Befugnis 
für Kapitän*innen, Schiffsoffiziere und GMDSS-Funker*innen für die in der entzogenen 
Bescheinigung bezeichneten Dienststellungen Schiffsdienst zu verrichten und die Funktio-
nen auszuüben, die der darin bezeichneten Verantwortungsebene entsprechen, erforderli-
chenfalls mit der Festlegung von Fristen und Bedingungen für eine Wiedererteilung, der 
Anordnung des sofortigen Vollzuges und der Aufforderung zur unverzüglichen Übergabe. 

Für den neuen Gebührentatbestand 18 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 913 – 4.569 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer  Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min h-
Dienst 

18 806-4 036 92-460  

 

 - Nummer 19 

Die neue Gebührentatbestandsnummer 19 begründet mit § 56 See-BV i.V.m. § 3 Absatz 
1 Nummer 1 BGebG eine Gebührenpflicht des Inhabers eines Befähigungs-, Seefunk-
zeugnisses oder Anerkennungsvermerkes nach See-BV für den Entzug eines solchen. 
Damit einher geht die Aberkennung des Rechts  

- zur Ausübung einer Befugnis für Kapitän*innen, Schiffsoffiziere und GMDSS-Fun-
ker*innen für die in der entzogenen Bescheinigung bezeichneten Dienststellungen 
Schiffsdienst zu verrichten und  
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- die Funktionen auszuüben, die der darin bezeichneten Verantwortungsebene entspre-
chen, erforderlichenfalls mit  

- der Festlegung von Fristen und Bedingungen für eine Wiedererteilung,  
- der Anordnung des sofortigen Vollzuges und  
- der Aufforderung zur unverzüglichen Übergabe 

 

Für den neuen Gebührentatbestand 19 wird eine Rahmengebühr in Höhe von 459 – 3.046 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min m-
Dienst 

Aufwand in Min g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

19 394-2 614 55-368  

 

 - Schiffsvermessung allgemein 

Die existierenden Gebührenkategorien für die Schiffsvermessung (BSHGebVO Num-
mern.:3001-3014) entsprechen nicht mehr der aktuellen Situation. Daher sollen die alten 
Gebührentatbestände 3001 bis 3014 gestrichen werden und die neuen Gebührentatbe-
stände 3001 neu, 3002 neu, 3003 neu und 3004 neu eingeführt werden. Serienneubauten 
oder Nachbauten (Nummern: 3002, 3003, 3005, 3006, 3008) von Seeschiffen sind nahezu 
nicht mehr relevant (Fallzahlen jährlich kleiner Null). Eine sinnvolle Gebührenbemessung 
aufgrund der Fallzahlen ist daher nicht mehr möglich. Insgesamt sind die Fallzahlen der 
unter deutscher Flagge gebauten Seeschiffe, die eine Vermessung nach internationalen 
Regeln (London 1969) benötigen (>24m oder kleinere gewerbliche Schiffe) sehr gering (<30 
pro Jahr). Bei der großen Variation der relevanten Schiffsgröße und Komplexität der Schiffs-
vermessung wäre eine extreme Bandbreite der anzusetzenden Kosten zwischen circa €500 
und €20.000 die Folge. Die bisherige Abhängigkeit von der Schiffsgröße (Bruttoraumzahl 
(BRZ) als Faktor, Nrn.: 3001-3006) bildet nicht den tatsächlichen Aufwand einer Schiffsver-
messung ab, da die Komplexität (zum Beispiel Spezialfahrzeuge) die Vermessung ent-
scheidender beeinflusst. Zudem hängen die Fallzahlen sehr von der wirtschaftlichen Ge-
samtlage ab, sodass eine gute Prognose kaum möglich ist. 

Noch seltener sind Sondervermessungen nach anderen Vorschriften (zum Beispiel Pa-
nama- und Suez-Kanal) die gegebenenfalls mit recht geringem Aufwand aus bekannter 
Vermessung nach London 1969 ermittelt werden können oder mit deutlich erhöhtem Auf-
wand praktisch ermittelt werden müssen. 

 

Nummer 20 

Nummer 20 begründet nach §§1 in Verbindung mit 3 Absatz 2 Nummer 1 BGebG eine 
Gebührenpflicht des Antragstellers für die Vermessung nach den London-Regeln (ent-
sprechend Internationalem Schiffsvermessungs-Übereinkommen von 1969) nach SchSV 
§ 9 Abs. 3 Nr.1 i. V. m. Anlage 2.  

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. Reisekosten 
werden gesondert als Auslage erhoben. 

Die existierenden Gebührenkategorien für die Schiffsvermessung (Nr.:3001-3014) ent-
sprechen nicht mehr der aktuellen Situation. Serienneubauten oder Nachbauten (Nrn.: 
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3002, 3003, 3005, 3006, 3008) von Seeschiffen sind nahezu nicht mehr relevant (Fallzah-
len jährlich kleiner Null). Eine sinnvolle Gebührenbemessung auf Grund der Fallzahlen ist 
daher nicht mehr möglich. Insgesamt sind die Fallzahlen der unter deutscher Flagge ge-
bauten Seeschiffe, die eine Vermessung nach internationalen Regeln (London 1969) be-
nötigen (>24m oder kleinere gewerbliche Schiffe) sehr gering (<30 pro Jahr). Bei der gro-
ßen Variation der relevanten Schiffsgröße und Komplexität der Schiffsvermessung wäre 
eine extreme Bandbreite der anzusetzenden Kosten zwischen ca. €500 und €20.000 die 
Folge. Die bisherige Abhängigkeit von der Schiffsgröße (BRZ als Faktor, Nrn.: 3001-3006) 
bildet nicht den tatsächlichen Aufwand einer Schiffsvermessung ab, da die Komplexität 
(z.B. Spezialfahrzeuge) die Vermessung entscheidender beeinflusst. Zudem hängen die 
Fallzahlen sehr von der wirtschaftlichen Gesamtlage ab, so dass eine gute Prognose 
kaum möglich ist. 

Für die Gebührenberechnung nach Nummer 20 neu ist zu berücksichtigen, dass in der 
Regel eine Bordvermessung durchgeführt werden muss, die mit Reisekosten verbunden 
ist. Daher ist es notwendig dort die Ergänzung „Reisekosten werden gesondert als Aus-
lage erhoben.“ mit aufzunehmen. 

 

- Nummer 21 

Die Rechtsgrundlage für die Aufgabenwahrnehmung findet sich in §1, Punkt 5 in Verbin-
dung mit § 5 (1) SeeAufgG. Nummer 21 begründet nach §1 in Verbindung mit § 3 Absatz 
2 Nummer 1 BGebG eine Gebührenpflicht des Antragstellers für Sondervermessung nach 
spezifischen Regeln (Panama- und Suez-Kanal, Laderaumvermessung, Fischereifahr-
zeuge, usw.) nach § 9 Abs. 3 Nr.1 i. V. m. Anlage 2. SchSV. Hierbei handelt es sich um 
eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag stellt. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. Reisekosten 
werden gesondert als Auslage erhoben. 

 

Die existierenden Gebührenkategorien für die Schiffsvermessung (Nr.:3001-3014) ent-
sprechen nicht mehr der aktuellen Situation. Insgesamt sind die Fallzahlen der unter deut-
scher Flagge gebauten Seeschiffe, die eine Vermessung nach internationalen Regeln 
(London 1969) benötigen (>24m oder kleinere gewerbliche Schiffe) sehr gering (<30 pro 
Jahr). Bei der großen Variation der relevanten Schiffsgröße und Komplexität der Schiffs-
vermessung wäre eine extreme Bandbreite der anzusetzenden Kosten zwischen ca. €500 
und €20.000 die Folge. Die bisherige Abhängigkeit von der Schiffsgröße (BRZ als Faktor, 
Nrn.: 3001-3006) bildet nicht den tatsächlichen Aufwand einer Schiffsvermessung ab, da 
die Komplexität (z.B. Spezialfahrzeuge) die Vermessung entscheidender beeinflusst. Zu-
dem hängen die Fallzahlen sehr von der wirtschaftlichen Gesamtlage ab, so dass eine 
gute Prognose kaum möglich ist. 

Noch seltener sind Sondervermessungen nach anderen Vorschriften (z.B. Panama- und 
Suez-Kanal) die ggf. mit recht geringem Aufwand aus bekannter Vermessung nach Lon-
don 1969 ermittelt werden können oder mit deutlich erhöhtem Aufwand praktisch ermittelt 
werden müssen. Daher sollen unter Nummer 21 neu die bisherigen Nummern. 3004.2, 
3007 und 3008 zusammengefasst und nach Aufwand abgerechnet werden. 

Für die Gebührenberechnung nach Nummer 21 neu ist zu berücksichtigen, dass ggf. eine 
Bordvermessung durchgeführt werden muss, die mit Reisekosten verbunden ist. Diese 
werden gesondert als Auslagen erhoben. 

 

 - Nummer 22: 
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Die Rechtsgrundlage für die Aufgabenwahrnehmung findet sich in §1, Punkt 5 in Verbin-
dung mit § 5 (1) SeeAufgG. Nummer 22 begründet nach §§1 in Verbindung mit 3 Absatz 2 
Nummer 1 BGebG eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Vermessung nach ver-
einfachten Verfahren (zum Beispiel Sportfahrzeuge, Fischereifahrzeuge < 15 m) nach 
SchSV § 9 Abs. 3 Nr.1 i. V. m. Anlage 2. Hierbei handelt es sich um eine individuell zure-
chenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 121 – 219 € erho-
ben. Reisekosten werden gesondert als Auslage erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

22 106-193 12-22  

 

 - Nummer 23 

Die Rechtsgrundlage für die Aufgabenwahrnehmung findet sich in §1, Punkt 5 in Verbin-
dung mit § 5 (1) SeeAufgG. Nummer 3004 begründet nach §1 in Verbindung mit § 3 Ab-
satz 2 Nummer 1 BGebG eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Ausstellung ei-
nes Schiffsmessbriefes oder einer Bescheinigung nach § 9 Abs. 3 Nr.1 i. V. m. Anlage 2 
SchSV. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 61,60 – 219 € er-
hoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

23 52-1904 7-268  

 

 - Nummer 24 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 499 – 999 € erho-
ben. Reisekosten werden gesondert als Auslage erhoben. 

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

24 119-239 277-556 23-46 

 

 - Nummer 25 

Nummer 25 regelt die Gebühren für die Prüfung von Ausrüstungsgegenständen mit gerin-
gem Aufwand. Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 
1.299 – 2.798 € erhoben. Reisekosten werden gesondert als Auslage erhoben. 

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

25 239-516 748-1 613 85-183 

 

 - Nummer 26 

Nummer 26 regelt die Gebühren für die einfache Prüfung von Ausrüstungsgeräten mit 
mittlerem Aufwand. Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe 
von 2.996 – 6.493 € erhoben. Darin enthalten sind Sachkosten in Höhe von 500 €. Reise-
kosten werden gesondert als Auslage erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

26 605-1 311 1 691-3 665 192-416 

 

 - Nummer 27 

Nummer 27 regelt die Gebühren für die Prüfung von Ausrüstungsgeräten mit mittlerem 
Aufwand. Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 5.993 – 
11.988 € erhoben. Darin enthalten sind Sachkosten in Höhe von 1.100 €. Reisekosten 
werden gesondert als Auslage erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

27 1 210-2 420 3 383-6 766 384-769 

 

- Nummer 28 

Nummer 28 regelt die Gebühren für die Prüfung von Ausrüstungsgeräten mit hohem Auf-
wand. Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 8.990 – 
18.988 € erhoben. Darin enthalten sind Sachkosten in Höhe von 2.000 Reisekosten wer-
den gesondert als Auslage erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min.m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

28 1 816-3 833 5 074-10 713 576-1 217 

 

 - Nummer 29 

Nummer 29 regelt die Gebühren für die Prüfung von Ausrüstungsgegenständen mit sehr 
hohem Aufwand. Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 
14.984 – 29.970 € erhoben. Darin enthalten sind Sachkosten in Höhe von 5.000 €. Reise-
kosten werden gesondert als Auslage erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

29 3 019-6 039 8 462-16 926 960-1 921 

 

 - Nummer 30 

Nummer 30 regelt die Gebühren für die gesonderte Ausstellung von Urkunden und Be-
scheinigungen für Ausrüstungsgeräte. Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr 
in Höhe von 386 € erhoben. Reisekosten werden gesondert als Auslage erhoben Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in fünf 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-gruppe in Mi-

nuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Antrag bearbeiten  48 Min. 12 Min. 

Prozessbaustein II  Unterlagen bewerten  24 Min. 6 Min. 

Prozessbaustein III  Zertifikat erstellen  96 Min. 24 Min. 

Prozessbaustein IV 
Gebührenbescheid er-

stellen 
 24 Min. 6 Min. 

Prozessbaustein V 
Prüfen, Zeichnen, Sie-

geln 
 48 Min. 12 Min. 

Insgesamt  0 Minuten 240 Minuten 60 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Antrag bearbeiten 77,35 € 

Prozessbaustein II  Unterlagen bewerten 38,68 € 

Prozessbaustein III  Zertifikat erstellen 154,70 € 

Prozessbaustein IV Gebührenbescheid erstellen 38,68 € 

Prozessbaustein V Prüfen, Zeichnen, Siegeln 77,35 € 

Summe  386,75 € 

Gebührensatz  386 € 

 

 - Nummer 31 

Nummer 31 regelt die Gebühren für die Planprüfung der Aufstellung oder Anbringung der 
Navigations- und Funkausrüstung sowie die Erteilung einer Ausnahmegenehmigung oder 
Befreiung. Bei den ausgewiesenen Gebühren handelt es sich ausschließlich um die Net-
towerte der Umsatzsteuer nach UStG §1 (1).  

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. 

Die Anzahl der durchgeführten Planprüfungen ist jährlich nicht sehr hoch und unterschei-
det sich stark in Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Situation. Der Aufwand einzelner 
Planprüfungen und ggf. Ausnahmegenehmigungen ist extrem variabel in Abhängigkeit 
von der Bereitstellung (zeitlich und Vollständigkeit) der Unterlagen, der Komplexität 
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(Pflichtausrüstung, freiwillige Ausrüstung) des betroffenen Schiffes und ggf. zu prüfender 
Varianten (z.B. bei Veränderungen oder nicht akzeptablen Lösungen). So kann eine Plan-
prüfung in einer Woche abgeschlossen sein oder sich über mehr als ein Jahr hinziehen 
und mehrere Wochen benötigen.  

 

 - Nummer 32 

Nummer 32 regelt die Gebühren für die einfache Prüfung der Aufstellung oder Anbringung 
und Funktion der Navigations- und Funkausrüstung sowie für die Erteilung einer Ausnah-
megenehmigung oder Befreiung. Sie gilt für betroffene Geräte, aufgeführt in der Richtlinie 
2014/90/EG in Verbindung mit der aktuell geltenden Durchführungsverordnung (DVO). 

Bei den ausgewiesenen Gebühren handelt es sich um die Nettowerte ausschließlich der 
Umsatzsteuer nach UStG §1 (1). 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. Reisekosten 
werden gesondert als Auslage erhoben. 

Der Umfang der durchgeführten Bordprüfungen unterscheidet sich stark in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Ausrüstung eines Bootes oder Schiffes. Der Aufwand einzelner Bord-
prüfungen ist extrem variabel in Abhängigkeit von der Bereitstellung (zeitlich und Vollstän-
digkeit) der Unterlagen, der Komplexität (Pflichtausrüstung, freiwillige Ausrüstung, Kom-
plexität der Ausrüstung) des betroffenen Schiffes und ggf. notwendiger Korrekturen. So 
kann eine Bordprüfung ein einfaches Funkgerät beinhalten oder mehr als dreißig Ausrüs-
tungsgegenstände mit hoher Komplexität (z.B. integriertes Navigationssystem) umfassen. 

Die Antragssituation eines Jahres ist schwer vorhersagbar und unterliegt starken Schwan-
kungen.  

 

 - Nummer 33 

Nummer 33 regelt die Gebühr für die Anerkennung von Betrieben sowie Erneuerung der 
Anerkennung, Überprüfung und Überwachung von vom BSH anerkannten Einrichtungen. 

Bei den ausgewiesenen Gebühren handelt es sich um die Nettowerte ausschließlich der 
Umsatzsteuer nach UStG §1 (1). 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. Reisekosten 
werden gesondert als Auslage erhoben. 

Anerkannte Betriebe haben ein Leistungsangebot, dass von einem Ausrüstungsgegen-
stand (z.B. Magnetkompass) bis zum gesamten Spektrum der Richtlinie 2014/90/EG in 
Verbindung mit der aktuell geltenden Durchführungsverordnung (DVO) reicht. Zusätzlich 
reicht die Bandbreite von der Einzelperson bis zu einer größeren Anzahl von Mitarbeitern, 
die ggf. sogar an verschiedenen Standorten arbeiten. Da sich je nach Betriebsorganisa-
tion ein erheblicher Synergieeffekt bei der Beurteilung und Überwachung der Anerken-
nung ergibt, ist der Umfang (Anzahl der beantragten Ausrüstungen, Anzahl der Mitarbei-
ter) der Beantragung keine relevante Bemessungsgröße für die Gebühren. Die Anzahl der 
jährlichen Anerkennungen ist kleiner 10 und es kann daher kein sinnvoller Durchschnitt 
gebildet werden. Entsprechend gestaltet sich der Aufwand der Überwachung, der zudem 
von dem im Überwachungszyklus festgelegten Zielen (z.B. Betriebsaudit, Überwachung 
der Tätigkeit an Bord) abhängt. 

- Nummer 34 

Nummer 34 regelt die Gebühren für die Zulassung eines Ballastwasser-Behandlungssys-
tems oder eines Prototyps mit aktiven Substanzen (Verfahren nach dem BWMS-Code 
(VkBl. 2019 Seite 389) und dem Verfahren für die Zulassung von Ballastwasser-Behand-
lungssystemen, die aktive Substanzen verwenden (G9) (VkBl. 2012 Seite 616)) mit Betei-
ligung anderer Behörden. 
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Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 130.047 € erhoben.  

Der Gebührensatz mit durchschnittlicher Bearbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahn-
gruppen ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

Nach Erstgespräch 
und Sich-
tung der 
Antrags-
unterla-
gen 

0 Min. 6.966 Min. 6.966 Min. 

Prozessbaustein II 

Nach Einreichung der 
komplet-
ten Unter-
lagen für 
die Basis-
Zulas-
sung bei 
der IMO 

0 Min. 9.288 Min 9.288 Min. 

Prozessbaustein III 

Nach abschließender Prüfung der 
kompletten Unterla-
gen der erfolgten Er-
probungen an Land 

0 Min. 6.037 Min. 6.037 Min. 

Prozessbaustein IV 

Nach Einreichung der 
kompletten Unterla-
gen für die endgültige 
Zulassung bei der 
IMO 

0 Min. 9.288 Min. 9.288 Min. 

Prozessbaustein V 

Nach abschließender 
Prüfung 
der kom-
pletten 
Unterla-
gen der 
erfolgten 
Erpro-
bungen 
an Bord 

0 Min. 5.573 Min. 5.573 Min. 

Prozessbaustein VI 

Nach Entscheidung 
über den 
Antrag 
auf Ertei-
lung einer 
Baumus-
terzulas-
sung 

0 Min. 9.288 Min. 9.288 Min. 
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seitens 
des BSH 

Insgesamt  0 Min. 46.440 Min. 46.440 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 
Nach Erstgespräch und Sichtung 

der Antragsunterla-
gen 

19.507,05 € 

Prozessbaustein II 

Nach Einreichung der kompletten 
Unterlagen für die Ba-
siszulassung bei der 
IMO 

26.009,40 € 

Prozessbaustein III 

Nach abschließender Prüfung der 
kompletten Unterla-
gen der erfolgten Er-
probungen an Land 

16.906,11 € 

Prozessbaustein IV 

Nach Einreichung der kompletten 
Unterlagen für die 
endgültige Zulassung 
bei der IMO 

26.009,40 € 

Prozessbaustein V 

Nach abschließender Prüfung der 
kompletten Unterla-
gen der erfolgten Er-
probungen an Bord 

15.605,64 € 

Prozessbaustein VI 

Nach Entscheidung über den An-
trag auf Erteilung ei-
ner Baumusterzulas-
sung seitens des BSH 

26.009,40 € 

Zwischensumme  130.047,00 € 

Gebührensatz  130.047,00 € 

 

 - Nummer 35 

Nummer 35 regelt die Gebühren für die Zulassung eines Ballastwasser-Behandlungssys-
tems oder eines Prototyps mit aktiven Substanzen (Verfahren nach dem BWMS-Code 
(VkBl. 2019 Seite 389) und dem Verfahren für die Zulassung von Ballastwasser-Behand-
lungssystemen, die aktive Substanzen verwenden (G9) (VkBl. 2012 Seite 616)) mit Betei-
ligung anerkannter Einrichtungen oder akkreditierter Labore  
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Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben, da der Auf-
wand im BSH von der Zuarbeit der zuliefernden Labore abhängt. Die Kosten für aner-
kannte Einrichtungen oder akkreditierte Labore werden als Auslagen gesondert erhoben. 

 

 - Nummer 36 

Nummer 36 regelt die Gebühren für die Zulassung eines sonstigen Ballastwasser-Be-
handlungssystems oder eines Prototyps (Verfahren nach dem BWMS-Code; VkBl. 2019 
Seite 389)  

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 85.690 € erhoben.  

Der Gebührensatz mit durchschnittlicher Bearbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahn-
gruppen ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Mi-

nuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

Nach Erstgespräch und 
Sichtung 
der An-
tragsunter-
lagen 

 6120 Min. 6120 Min. 

Prozessbaustein II 

Nach abschließender 
Prüfung der 
kompletten 
Unterlagen 
der erfolg-
ten Erpro-
bungen an 
Land 

 6120 Min. 6120 Min. 

Prozessbaustein III 

Nach abschließender 
Prüfung der 
kompletten 
Unterlagen 
der erfolg-
ten Erpro-
bungen an 
Bord 

 9180 Min. 9180 Min. 

Prozessbaustein IV 

Nach Entscheidung 
über den 
Antrag auf 
Erteilung 
einer Bau-
musterzu-
lassung 
seitens des 
BSH 

0 Min. 9180 Min. 9180 Min. 

Insgesamt  0 Min. 30.600 Min. 30.600 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 
Nach Erstgespräch und Sichtung 

der Antragsunterla-
gen 

17.138,00 € 

Prozessbaustein II 

Nach abschließender Prüfung der 
kompletten Unterla-
gen der erfolgten Er-
probungen an Land 

17.138,00 € 

Prozessbaustein III 

Nach abschließender Prüfung der 
kompletten Unterla-
gen der erfolgten Er-
probungen an Bord 

25.707,00 € 

Prozessbaustein IV 
Nach Entscheidung über den An-
trag auf Erteilung einer Baumus-
terzulassung seitens des BSH 

25.707,00 € 

Zwischensumme  85.690 € 

Gebührensatz  85.690 € 

 

 - Nummer 37 

Die Nummer 37 regelt die Gebühren für die Zulassung eines sonstigen Ballastwasser-Be-
handlungssystems oder eines Prototyps (Verfahren nach BWMS-Code mit Beteiligung an-
erkannter Einrichtungen oder akkreditierter Labore). Für den Gebührentatbestand wird 
eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. Die Kosten für anerkannte Einrichtungen oder 
akkreditierte Labore werden als Auslagen gesondert erhoben. 

 

 - Nummer 38 

Die Nummer 38 regelt die Gebühr für die Zulassung von Anlagen mit veränderter Durch-
flussrate aufgrund von Erprobungen an Bord und an Land. 

Unter Berücksichtigung der Prozessbausteine sowie der Gebührenstaffelung der PrzB 
ZBB, Tabelle 1 (Gebührenstaffelung im Verfahren nach BWMS-Code), fallen Aufwendun-
gen gemäß dem zweiten, dritten und vierten Anteil der Gesamtgebühr eines Verfahrens 
nach Nummer 36 an, woraus sich eine Gesamtgebühr von 80 % eines vollen Verfahrens 
nach Nummer 36 ergibt. 

 

Das beschriebene Skalierungsverfahren findet im Anschluss an ein abgeschlossenes Zu-
lassungsverfahren statt. Somit fallen hier zusätzliche Gebühren in entsprechender Höhe 
an. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 68.552€ erhoben.  
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 --Nummer 39 

Die Nummer 39 regelt die Gebühren für die Zulassung eines Ballastwasser-Behandlungs-
systems mit veränderter Durchflussrate aufgrund der Überprüfung von Dokumenten. In 
Abhängigkeit des Behandlungsverfahrens und der Art der Skalierung kann unter Umstän-
den auf Erprobungen verzichtet werden, sofern die einzureichenden Skalierungsunterla-
gen diesen Schluss zweifelsfrei zulassen.  

 

Hier ist z. B. die Behandlung durch Pasteurisierung zu nennen, bei der lediglich die 
Menge an Wärmeenergie über die Wärmetauscher linear an die veränderte Durchfluss-
menge angepasst werden muss. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. 

 

 - Nummer 40 

Nummer 40 regelt die Gebühren für die Zulassung technischer Änderungen an zugelasse-
nen Ballastwasser-Behandlungssystemen. 

Dieses Verfahren kann sich nur auf Änderungen an Komponenten beziehen, die nicht zu 
den "wichtigsten Bauteilen" im Sinne des BWMS-Codes zählen, d.h. Komponenten, die 
keinen Einfluss auf die Fähigkeit des BWMS haben, die unter D-2 beschriebene Norm 
einzuhalten. 

Um dies sicherzustellen muss zunächst festgestellt werden, welches die wichtigsten Bau-
teile sind. Zudem muss bewertet werden, inwieweit sich die beabsichtigte technische Än-
derung auswirkt und ob weitergehende Untersuchungen notwendig sind. 

Daher wird für den Gebührentatbestand eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben. 

 

 - Nummer 41 

Die Nummer 41 regelt die Gebühren für die Anerkennung einer alternativen Ballastwas-
ser-Behandlungsmethode nach der Anlage Regel B-3 Absatz 7 des Ballastwasser-Über-
einkommens. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben.  

 

 - Nummer 42 

Nummer 42 regelt die Gebühren für die Änderung eines Zulassungszeugnisses für ein 
Ballastwasser-Behandlungssystem. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 223 € erhoben. Der Ge-
bührensatz mit durchschnittlicher Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Mi-

nuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I Empfangen des Antrags 
auf 

 10 Min.  
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Änderung 
eines 
Zeugnisses 

Prozessbaustein II 

Prüfung, ob die ge-
wünschte 
Änderung 
durchge-
führt wer-
den kann, 
ggf. Ein-
sicht in 
Handelsre-
gister 

 80 Min.  

Prozessbaustein III 

Durchführung der Ände-
rung auf 
Basis des 
zuletzt aus-
gestellten 
Zeugnisses 

 30 Min.  

Prozessbaustein IV 

Anfertigung eines Ver-
merks zur 
Änderung 
eines 
Zeugnisses 
mit der Bitte 
um 
Schluss-
zeichnung 
durch S4 

 30 Min.  

Prozessbaustein V 

Ausdrucken des geän-
derten und 
schlussge-
zeichneten 
Zeugnisses 

 10 Min.  

Prozessbaustein VI 

Versand des geänder-
ten und 
schlussge-
zeichneten 
Zeugnisses 

 20 Min.  

Insgesamt  0 Minuten 180 Minuten 0 Minuten 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeic Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 
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Prozessbaustein I 
Empfangen des Antrags auf Ände-

rung eines Zeugnis-
ses 

13,00 € 

Prozessbaustein II 

Prüfung, ob die gewünschte Ände-
rung durchgeführt 
werden kann, ggf. 
Einsicht in Handelsre-
gister 

100,00 € 

Prozessbaustein III 
Durchführung der Änderung auf 

Basis des zuletzt aus-
gestellten Zeugnisses 

36,00 € 

Prozessbaustein IV 

Anfertigung eines Vermerks zur 
Änderung eines 
Zeugnisses mit der 
Bitte um Schluss-
zeichnung durch S4 

36,00 € 

Prozessbaustein V 
Ausdrucken des geänderten und 

schlussgezeichneten 
Zeugnisses 

13,00€ 

Prozessbaustein VI 
Versand des geänderten und 

schlussgezeichneten 
Zeugnisses 

25,00 € 

Zwischensumme  223,00 € 

Gebührensatz  223,00 € 

 

- Nummer 43 

Nummer 43 regelt die Gebühren für die Baumusterzulassung auf Basis einer ausländi-
schen Baumusterzulassung durch eine Überprüfung des Baumusterzulassungszeugnis-
ses, sowie mindestens der Überprüfung der Prüfberichte der Erprobungen an Land. 

Es fallen ca. 15 % der Aufwendungen gemäß dem zweiten Anteil der Gesamtgebühr ei-
nes Verfahrens nach Nummer 36 an. Dies wird wie folgt begründet:  

Unter Berücksichtigung der Prozessbausteine sowie Unter Berücksichtigung der Gebüh-
renstaffelung der PrzB ZBB, Tabelle 1 (Gebührenstaffelung im Verfahren nach BWMS 
Code), sowie dem Umstand, dass lediglich Überprüfungen der Prüfberichte sowie des 
Baumusterzulassungszeugnisses erfolgen müssen, fallen ca. 15 % der Aufwendungen 
gemäß dem zweiten Anteil der Gesamtgebühr eines Verfahrens nach Nummer 36 an. 
Dies ergibt eine Gesamtgebühr von 3 % eines vollen Verfahrens nach Nummer 36 (15 % 
des Anteils der Staffelung für Erprobungen an Land eines BWMS-Code-Verfahrens). 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 2.571,00 € erhoben. 

 

 - Nummer 44 

Nummer 44 regelt die Gebühr für die Baumusterzulassung auf Basis einer ausländischen 
Baumusterzulassung mit einer Überprüfung aller übrigen zulassungsrelevanten 
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Unterlagen einschließlich der Testprotokolle und abschließenden Testberichte (z.B. Prüf-
berichte der Erprobungen an Bord, Umwelttests, Unterlagen zu Skalierungen). 

Voraussetzung für dieses Verfahren ist der erfolgreiche Abschluss des Verfahrens unter 
Nummer 43. 

Es fallen ca. 15 % der Aufwendungen gemäß dem dritten Anteil der Gesamtgebühr eines 
Verfahrens nach Nummer 36 an. Dies wird wie folgt begründet: 

Unter Berücksichtigung der Gebührenstaffelung der PrzB ZBB, Tabelle 1 (Gebührenstaf-
felung im Verfahren nach BWMS Code), sowie dem Umstand, dass lediglich Überprüfun-
gen der Prüfberichte sowie des Baumusterzulassungszeugnisses erfolgen müssen, fallen 
ca. 15 % der Aufwendungen gemäß dem dritten Anteil der Gesamtgebühr eines Verfah-
rens nach Nummer 36 an. Dies ergibt eine Gesamtgebühr von 4,5 % eines vollen Verfah-
rens nach Nummer 36 (15 % des Anteils der Staffelung für Erprobungen an Bord eines 
BWMS-Code-Verfahrens). 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 3.856,00 € erhoben. 

 

 - Nummer 45 

Nummer 45 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Genehmigung einer 
Forschungshandlung mit erhöhtem Abstimmungsaufwand nach § 132 Bundesberggesetz. 
Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person 
einen Antrag auf Genehmigung der Forschungshandlung stellt. 

Ein erhöhter Abstimmungsaufwand kann sich u. a. ergeben aus: 

- Test bzw. Einsatz von innovativen / neuartigen Geräten oder Untersuchungsmetho-
den, wodurch ein umfangreicherer Prüfungsaufwand und weitere Stellungnahmen 
sowie die Einbindung von anderen internen Sachgebieten oder externem Fachwis-
sen notwendig ist; 

- erstmaliger Einsatz von Geräten / Untersuchungsmethoden, wodurch ein umfang-
reicherer Prüfungsaufwand und weitere Stellungnahmen sowie die Einbindung von 
anderen internen Sachgebieten oder externem Fachwissen notwendig ist; 

- Forschungshandlungen, die ein ausgearbeitetes Schallkonzept benötigen, welches 
geprüft und abgestimmt werden muss. 

Eine abschließende Aufzählung aller Fallkonstellationen ist nicht möglich. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.520 – 6.011 € 
erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

45 214-849- 365-1 405 555-2 196 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des Bundesamtes für Naturschutz 
(BfN) bereits enthalten. 
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 - Nummer 46 

Nummer 46 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Genehmigung einer 
Forschungshandlung oder die Genehmigung mehrerer Forschungshandlungen im räumli-
chen und zeitlichen Zusammenhang nach § 132 Bundesberggesetz. Hierbei handelt es sich 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag auf Ge-
nehmigung der Forschungshandlung(en) stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 855 – 1.674 € erho-
ben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer  Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

46 129-253 531-1 039 44-85 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 47 

Nummer 47 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Änderung der Ge-
nehmigung nach § 132 Bundesberggesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zu-
rechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag auf Änderung der Genehmi-
gung der Forschungshandlung(en) stellt. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 217 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung des Antrags 15 Min. 15 Min.   

Prozessbaustein II  Einholen von inter-
nen/exter-
nen Stel-
lungnah-
men und 
Abstim-
mung 15,0 Min. 30,0 Min. 30,0 Min. 
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Prozessbaustein III  Verfassen des Ände-
rungsbescheides 30,0 Min. 45,0 Min.   

Insgesamt  60,0 Min. 90,0 Min. 30,0 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle Auf-schrei-
bungen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung des Antrags  33,46 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung  98,86 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Änderungsbescheides  85,51 € 

Summe   217,83 € 

Gebührensatz   217,00 €  

 

 - Nummer 48 

Nummer 48 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Genehmigung der 
Errichtung und des Betriebes einer Transit-Rohrleitung nach § 133 Absatz 1 Bundesberg-
gesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene 
Person einen Antrag auf Genehmigung der Errichtung und des Betriebes einer Transit-
Rohrleitung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 117.502 – 236.398 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer  Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

48 9 492-19 096 23 686-47 654 50 460-101 519 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 49 
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Nummer 49 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Freigabe der Verle-
gung einer Transit-Rohrleitung nach § 133 Absatz 1 Bundesberggesetz. Hierbei handelt 
es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag 
auf Freigabe der Verlegung einer Transit-Rohrleitung stellt. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 12.214 – 25.287 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst- 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

49 1 479-3 064 2 856-5 913 4 619-9 562 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

-Nummer 50 

Nummer 50 begründet eine Gebührenpflicht des von der Untersagung von Tätigkeiten Be-
troffenen. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Unter-
sagung von Tätigkeiten durch den von der Untersagung Betroffenen veranlasst wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 660 – 1.476 € er-
hoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

50 133-298 160-356 212-473 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 51 

Nummer 51 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Genehmigung der 
Verlegung und des Betriebs eines Unterwasserkabels im Sinne des § 133 Absatz 4 Bun-
desberggesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die 
betroffene Person einen Antrag auf Genehmigung der Verlegung und des Betriebes eines 
Unterwasserkabels stellt. 
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Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 105.288 – 210.961 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

51 8 505-17 041 21 225-42 527  45 214-90 595 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 52 

Nummer 52 begründet eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Freigabe der Verle-
gung eines Unterwasserkabels im Sinne des § 133 Absatz 4 Bundesberggesetz. Hierbei 
handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen 
Antrag auf Freigabe der Verlegung eines Unterwasserkabels stellt. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 12.808 – 26.175 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

52 1 551-3 172 2 995-6 120 4 843-9 898 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 53 

Die Nummer 53 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§§ 133 Absatz 4, Absatz 1 Bundesberggesetz eine Gebührenpflicht des Antragstellers für 
die Änderung einzelner oder mehrerer Nebenbestimmungen der Genehmigung einer 
Transit-Rohrleitung im Sinne des § 133 Absatz 1 Bundesberggesetz oder eines Unterwas-
serkabels im Sinne des § 133 Absatz 4 Bundesberggesetz.  

Sofern der Vorhabenträger als betroffene Person einen Antrag auf Änderung einzelner o-
der mehrerer Nebenbestimmungen der Genehmigung einer Transit-Rohrleitung oder ei-
nes Unterwasserkabels stellt, handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung 
im Sinne des § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz. Erfolgt die Änderung 
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einzelner oder mehrerer Nebenbestimmungen der Genehmigung einer Transit-Rohrlei-
tung nach § 133 Absatz 1 Bundesberggesetz oder eines Unterwasserkabels nach den §§ 
133 Absatz 4, 133 Absatz 1 Bundesberggesetz auf Veranlassung des Vorhabenträgers 
als den durch die Änderung der Nebenbestimmung Betroffenen, handelt es sich um eine 
individuell zurechenbare öffentliche Leistung im Sinne des § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bun-
desgebührengesetz. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.620 – 2.785 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

53 164-281 588-1 010 467-803 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 54 

Nummer 54 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebüh-
rengesetz sowie § 133 Absatz 1 Bundesberggesetz eine Gebührenpflicht des Antragstel-
lers für die Änderungsgenehmigung für eine Transit-Rohrleitung im Sinne des § 133 Ab-
satz 1 Bundesberggesetz oder für ein Unterwasserkabel im Sinne des § 133 Absatz 4 
Bundesberggesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da 
die betroffene Person einen Antrag auf Änderungsgenehmigung für eine Transit-Rohrlei-
tung oder für ein Unterwasserkabel stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 105.288 – 210.961 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

54 4 252-8 520 18 677-37 423 49 939-100 060 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 55 
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Die Nummer 55 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesge-
bührengesetz eine Gebührenpflicht des Veranlassers für Anordnungen nach erhöhtem 
Prüfungsaufwand im Vollzugsverfahren von Vorhaben von Transit-Rohrleitungen und Un-
terwasserkabeln nach § 133 Absatz 3, §§ 69 - 74 Bundesberggesetz, insbesondere zur 
Prüfung von Unterlagen, die aufgrund außerplanmäßiger Vorfälle in den jeweiligen Ver-
fahren eingereicht werden. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Es besteht ein großer Bedarf, für Anordnungen nach er-
höhtem Prüfungsaufwand des BSH im Vollzugsverfahren, zum Beispiel aufgrund außer-
planmäßiger Vorfälle, dem Arbeitsaufwand entsprechende Gebühren zu erheben. 

 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Leistung von 
dem Vorhabenträger eines Transit-Rohrleitungs- oder Unterwasserkabelvorhabens als 
Betroffener der Leistung veranlasst wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 2.416 – 5.139 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

55 341-726 974-2 071 557-1 186 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 56 

Die Nummer 56 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 oder Num-
mer 3 Bundesgebührengesetz eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Genehmi-
gung des Rückbaus einer Transit-Rohrleitung oder eines Unterwasserkabels. Hierbei han-
delt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen 
Antrag auf Rückbau einer Transit-Rohrleitung oder eines Unterwasserkabels stellt bzw. 
den Rückbau mangels Vorliegens einer erforderlichen Genehmigung veranlasst hat. 

Rechtsgrundlage für die Anordnung des Rückbaus einer Transit-Rohrleitung ist §§ 133 
Abs. 3, 72 Absatz 1 Satz 2 Bundesberggesetz bzw. für die Anordnung des Rückbaus ei-
nes Unterwasserkabels ist §§ 133 Abs. 4, 133 Abs. 3, 72 Absatz 1 Satz 2 Bundesbergge-
setz. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 12.773 – 26.175 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

56 1 547-3 172 2 987-6 120 4 830-9 898 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 57 

Die Nummer 57 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz in Verbindung mit §§ 2, 5 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht des An-
tragstellers für die Planfeststellung oder Plangenehmigung von Anlagen im Sinne des § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz, einschließlich Nebeneinrichtun-
gen. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene 
Person einen Antrag auf Planfeststellung oder Plangenehmigung von Anlagen, die der Er-
zeugung von Energie aus Wasser oder Strömung (§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Seean-
lagengesetz), die der Übertragung von Energie aus Wasser oder Strömung (§ 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder die anderen wirtschaftlichen Zwecken dienen 
(§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz), jeweils einschließlich deren Neben-
einrichtungen, stellt. 

Die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes beruht auf der Änderung des Seeanlagen-
gesetzes durch das Gesetz zur Änderung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, des Kraft-
Wärme-Kopplungsgesetzes, des Energiewirtschaftsgesetzes und weiterer energierechtli-
cher Vorschriften vom 17.12.2018. Nunmehr sind auch „anderen wirtschaftlichen Zwecken 
dienende“ Vorhaben im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 3 Seeanlagengesetz nach § 2 
Absatz 1 Seeanlagengesetz planfeststellungsbedürftig. 

Unter den Begriff der Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 3 Seeanlagen-
gesetz können neuartige, bisher nicht umgesetzte Technologien fallen, die mangels bis-
heriger Verwaltungspraxis entsprechende Herausforderungen und einen erhöhten Auf-
wand für das Planfeststellungsverfahren mit sich bringen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 260.387 – 573.592 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

57 23 663-52 127 39 892-87 877 120 165-264 706 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 58 
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Die Nummer 58 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesge-
bührengesetz sowie § 2 Absatz 1 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den Antrag-
steller für die Planfeststellung oder Plangenehmigung einer wesentlichen Änderung einer 
Anlage zur Erzeugung von Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1 Seeanlagengesetz), einer Anlage zur Übertragung von Energie aus 
Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) 
oder einer anderen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Anlage (im Sinne von § 1 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz). 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die jeweilige betref-
fende Person einen Antrag auf wesentliche Änderung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 36.593 – 94.459 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

58 1 847-4 768 7 376-19 041 16 418-42 381 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 59 

Die Nummer 59 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für Feststellung über eine unwe-
sentliche Änderung einer Anlage zur Erzeugung von Energie aus Wasser oder 
Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Seeanlagengesetz), einer 
Anlage zur Übertragung von Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 
1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder einer anderen wirtschaftli-
chen Zwecken dienenden Anlage (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 
Seeanlagengesetz)  

o vor Fertigstellung des Vorhabens nach § 2 Absatz 1, Absatz 3 Seeanlagenge-
setz, § 76 Verwaltungsverfahrensgesetz sowie 

o nach Fertigstellung des Vorhabens nach § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz.  

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die jeweilige 
betreffende Person durch die Anzeige der unwesentlichen Änderung der jeweiligen An-
lage die Feststellung veranlasst. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der erneuerba-
ren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbestän-
den zu hinterlegen. 
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Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 7.201 – 39.197 € 
erhoben. 

Bei der Bemessung des Gebührenrahmens war zu berücksichtigen, dass die denkbaren 
Fallkonstellationen vielfältig und daher auch vom Bearbeitungsumfang her sehr unter-
schiedlich sind. Hierunter können beispielsweise auch Pilot-Technologien fallen, die im Er-
gebnis eine unwesentliche Änderung darstellen können, deren fachliche Prüfung aber mehr 
Zeit in Anspruch nimmt und oft erstmals zu klärende Fragen aufwirft. Gerade im Bereich 
des SeeAnlG sind unterschiedlichste Vorhaben denkbar, die auf Behördenseite einen ganz 
individuellen Prüfungs- und Entscheidungsaufwand hervorrufen können.  

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

59 364-1 978 1 742-9 482 3 000-16 330 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 60 

Die Nummer 60 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für die Aufhebung  

o eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung von Anla-
gen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 Seeanlagenge-
setzes wegen der endgültigen Aufgabe eines Vorhabens zur Errichtung 
und zum Betrieb von Anlagen nach § 2 Absatz 3 Seeanlagengesetz in Ver-
bindung mit § 77 Verwaltungsverfahrensgesetz. Hierbei handelt es sich um 
eine individuell zurechenbare Leistung, da sie durch den von der Leistung 
Betroffenen durch Aufgabe des Vorhabens veranlasst wurde; 

o eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung von Anla-
gen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 Seeanlagenge-
setzes wegen einer nicht anders abwendbaren Beeinträchtigung der Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Sicherheit der Landes- und 
Bündnisverteidigung oder sonstiger überwiegender öffentlicher Belange o-
der wegen einer nicht anders abwendbaren Gefahr für die Meeresumwelt 
durch die Anlage, durch ihre Errichtung oder durch ihren Betrieb nach § 14 
Absatz 3 Seeanlagengesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zu-
rechenbare Leistung, da sie durch den von der Leistung Betroffenen veran-
lasst wurde, indem von der Anlage des Betroffenen Beeinträchtigungen o-
der Gefahren ausgehen. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für die Aufhebung 
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o eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung von Anla-
gen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 Seeanlagenge-
setzes wegen einer nicht anders abwendbaren Beeinträchtigung der Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der Sicherheit der Landes- und 
Bündnisverteidigung oder sonstiger überwiegender öffentlicher Belange o-
der wegen einer nicht anders abwendbaren Gefahr für die Meeresumwelt 
durch die Anlage, durch ihre Errichtung oder durch ihren Betrieb nach § 14 
Absatz 3 Seeanlagengesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zu-
rechenbare Leistung, da der der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des 
von der Aufhebung Betroffenen nach § 12 Seeanlagengesetz rechtlich be-
gründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 16.844 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

60 1 419-2 041 2 738-3 938 4 429-6 369 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 61 

Die Nummer 61 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz sowie §§ 2, 5 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht des Antrag-
stellers für Freigabe für die Errichtung von Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 Seeanlagengesetz einschließlich der für die Errichtung und den Betrieb erfor-
derlichen Nebeneinrichtungen. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare 
Leistung, da die betroffene Person einen Antrag auf Freigabe für die Errichtung von Anla-
gen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Seeanlagengesetz einschließlich der für 
die Errichtung und den Betrieb erforderlichen Nebeneinrichtungen stellt. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 487.569 € zuzüglich eines 
Äquivalenzzuschlages nach § 9 Absatz 2 des Bundesgebührengesetzes (insgesamt 
höchstens 5.392.340 €) erhoben. 

Grundlage für die Gebührenberechnung ist § 9 Absatz 1 und 2 Bundesgebührengesetz. 
Neben der kostendeckenden Gebühr (487.569 €) für die Verwaltungshandlung gemäß § 9 
Absatz 1 Bundesgebührengesetz ist für die kostenfreie Nutzung der zur Verfügung ge-
stellten Flächen für die im Planfeststellungsbeschluss festgelegte Zeitdauer zusätzlich ge-
mäß § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz der damit verbundene wirtschaftliche Nutzen 
bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigen. Ein in Geld berechenbarer wirtschaftli-
cher Wert oder Nutzen im Sinne des § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz für den von der 
Leistung Betroffenen besteht in der langfristigen Möglichkeit der Anlagen zur Erzeugung 
von Energie aus Wasser oder Strömung einschließlich deren Nebeneinrichtungen für die 
Erzeugung von Energie aus Wasser oder Strömung und anschließende Monetisierung 
des erzeugten Stroms. Die Freigabe für die Errichtung der Anlagen zur Erzeugung von 
Energie aus Wasser oder Strömung einschließlich der erforderlichen Nebeneinrichtungen 
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stellt für den Antragsteller die wesentliche Voraussetzung für die künftige Nutzung der An-
lagen zur Erzeugung von Energie aus Wasser und Strömung dar.  

Faktoren für die Ermittlung des quantifizierbaren wirtschaftlichen Nutzens sind der Strom-
preis (Erlös an der Strombörse), die durchschnittlich pro Jahr voraussichtlich erzeugte 
Energie (brutto), die Gesamtlaufzeit der Anlage sowie ein Äquivalenzzuschlag von 0,2%. 
Im Gegensatz zu Offshore-Windenergieanlagen liegen für andere Methoden der Energie-
gewinnung keine Informationen über eine Vollaststundenzahl von 4300 Stunden vor. Be-
rücksichtigt wird daher die brutto erzeugte Energie. 

Der Äquivalenzfaktor von 0,2% des wirtschaftlichen Nutzens steht in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Nutzungsumfang einerseits und dem Interesse der Allgemeinheit an 
einer Kostenerstattung für die abgegebene Leistung. Der hier zu Grunde gelegte Strom-
preis von 3,5 Ct/kWh liegt am unteren Ende der Prognosen für die nächsten Jahre.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 
mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständig-
keitsprüfung des Antrags 
beziehungsweise der Un-
terlagen, gegebenenfalls 
Nachforderung von Un-
terlagen 18.000 Min.   16.000 Min. 

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Un-
terlagen durch BSH, 
BAM, BAW und BfN  1.800 Min. 69.660 Min. 127.020 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vorhabenträger     5.000 Min. 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabe-
bescheides und Zustel-
lung 10.320 Min.   90.000 Min. 

Insgesamt  30.120 Min. 69.660 Min. 238.020 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Aufschrei-
bungen in € 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständigkeitsprüfung des 
Antrags bzw. der Unterlagen, ggf. 
Nachforderung von Unterlagen 42.788,65 € 
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Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Unterlagen durch 
BSH, BAM, BAW und BfN 286.344,97 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Antrag-
stellern  7.800,83 € 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabebescheides 
und Zustellung 150.635,23 € 

Summe  487.569,68 € 

Gebührensatz inklusive Äquivalenzzuschlag 487.569 + (W x T x 0,035 x 0,002), 
insgesamt höchstens  

5 392 340 

W: durchschnittlich pro Jahr vo-
raussichtlich gewonnene Energie 
(brutto) in kWh 

T: Lebensdauer in Jahren, min-
destens die Dauer der Gültigkeit 
des Planfeststellungs-beschlus-
ses/der Plangenehmigung 

0,035 = Ct/kWh Strompreis  

0,002 = davon 0,2% Äquivalenz-
zuschlag 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 62 

Die Nummer 62 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz und §§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 2 Absatz 1, 5 Absatz 2 Seeanlagen-
gesetz für die Freigabe der Errichtung von Anlagen zur Übertragung von Energie aus 
Wasser oder Strömung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz 
einschließlich der für die Errichtung und den Betrieb erforderlichen Nebeneinrichtungen. 
Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Per-
son einen Antrag auf Freigabe für die Errichtung von Anlagen zur Übertragung von Ener-
gie aus Wasser oder Strömung stellt.  

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 255.984 € zuzüglich eines 
Äquivalenzzuschlages nach § 9 Abs. 2 des Bundesgebührengesetzes (BGebG) (insge-
samt höchstens 2.196.126 €) erhoben. 

Grundlage für die Gebührenberechnung ist § 9 Absatz 1 und 2 Bundesgebührengesetz. 
Neben der kostendeckenden Gebühr (255.984 €) für die Verwaltungshandlung gemäß § 9 
Absatz 1 Bundesgebührengesetz ist für die kostenfreie Nutzung der zur Verfügung ge-
stellten Flächen für die im Planfeststellungsbeschluss festgelegte Zeitdauer zusätzlich ge-
mäß § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz der damit verbundene wirtschaftliche Nutzen 
bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigen. Ein in Geld berechenbarer wirtschaftli-
cher Wert oder Nutzen im Sinne des § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz für den von der 
Leistung Betroffenen besteht in der langfristigen Möglichkeit der Anlagen zur Übertragung 
von Energie aus Wasser oder Strömung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanla-
gengesetz und Einspeisung in das öffentliche Stromnetz. Die Freigabe für die Errichtung 
der oben genannten Anlagen stellt für den Antragsteller die wesentliche Voraussetzung 
für die künftige Nutzung der Anlagen zur Abführung des erzeugten Stroms und 
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anschließende Monetisierung in Form der Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz sowie durch die Verkaufserlöse für Ökostrom. 

Anknüpfungspunkt für die Ermittlung des quantifizierbaren wirtschaftlichen Nutzens ist 
hier die Investitionssumme des Übertragungssystems sowie die von der Bundesnetzagen-
tur festgelegte Eigenkapitalrendite für Neuanlagen und ein Äquivalenzzuschlag in Höhe 
von 2%. Im Falle einer nicht erfolgten Festsetzung wird als Eigenkapitalrendite für Neuan-
lagen 5 % festgesetzt. 

Der Äquivalenzzuschlag von 2% des wirtschaftlichen Nutzens steht in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Nutzungsumfang einerseits und dem Interesse der Allgemeinheit an 
einer Kostenerstattung für die abgegebene Leistung. 

Das BSH fragt bei den Vorhabenträgern die Investitionskosten ab und erstellt anschlie-
ßend den Gebührenbescheid. Sollte der Nachweis nicht hinreichend detailliert und nach-
vollziehbar geliefert werden, kann das BSH die Kosten schätzen.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-gruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständig-
keitsprüfung 
des Antrags 
beziehungs-
weise der 
Unterlagen, 
gegebenen-
falls Nachfor-
derung von 
Unterlagen 20.000 Min.  6.000 Min.  

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Un-
terlagen 
durch BSH, 
BAM, BAW 
und BfN 2.400 Min. 49.200 Min. 58.400 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit An-
tragstellern    2.500 Min.  

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabe-
bescheides 
und Zustel-
lung 

10.000 Min. 

  37.500 Min. 

Insgesamt  32.400 

Min. 49.200 Min. 104.400 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen  
in € 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständigkeitsprüfung des An-
trags bzw. der Unterlagen, 
ggf. Nachforderung von Un-
terlagen 29.167,67 € 

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der FG-Unterlagen 
durch BSH, BAM und BAW 154.506,73 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe m30it Antrag-
stellern  3.900,41 € 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabebescheides und 
Zustellung 68.409,58 € 

Summe  255.984,40 € 

  

Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag 255.984 + (I x Z x 0,02) ins-
gesamt höchs-
tens  

2 196 126  

I = Investitionssumme des 
Übertragungs-
systems, sollte 
kein ausreichen-
der Nachweis 
der Investitions-
summe erfol-
gen, kann das 
BSH diese 
schätzen 

Z = geltender Eigenkapital-
zinssatz für eine 
Neuanlage ge-
mäß Festlegung 
BNetzA, min-
destens aber 
(etwa im Falle 
einer nicht 
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erfolgten Fest-
setzung) 5 Pro-
zent 

0,02 = davon 2 Prozent Äqui-
valenzzuschlag 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 63 

Die Nummer 63 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz sowie §§ 2, 5 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht des Antrag-
stellers für die Freigabe für die Errichtung von anderen wirtschaftlichen Zwecken dienen-
den Anlagen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz einschließ-
lich der für die Errichtung und den Betrieb erforderlichen Nebeneinrichtungen. Hierbei 
handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen 
Antrag auf Erteilung der Freigabe für die Errichtung von anderen wirtschaftlichen Zwecken 
dienenden Anlagen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz ein-
schließlich der für die Errichtung und den Betrieb erforderlichen Nebeneinrichtungen stellt.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 162.167 – 321.517 
€ erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. 

Bei Anlagen, die anderen wirtschaftlichen Zwecken im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 3 
Seeanlagengesetz dienen, wird eine Rahmengebühr angesetzt. Angesichts der weiten 
Formulierung des § 1 Absatz 2 Nummer 3 Seeanlagengesetz ist eine Vielzahl unter-
schiedlicher Anlagentypen denkbar – zum Beispiel ein Hotel in der AWZ – und damit un-
terschiedlich aufwändige Fallkonstellationen. Zum jetzigen Zeitpunkt bestehen keine An-
haltspunkte, um eine alle möglichen Szenarien berücksichtigende beziehungsweise um-
fassende Formel (vergleichbar zu Nummer 6019 und 6020) zu entwickeln. Der Gebühren-
satz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

63 39 300-77 917 31 383-62 221 54 049-107 160 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 64 

Nummer 64 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebüh-
rengesetz sowie §§ 2, 5 Absatz 2 Seeanlagengesetz jeweils eine Gebührenpflicht des An-
tragstellers für die Freigabe für den Betrieb (Betriebsfreigabe) von  

• Anlagen zur Erzeugung von Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Seeanlagengesetz),  



 - 108 -   

 

• von Anlagen zur Übertragung von Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne 
von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder  

• von anderen wirtschaftlichen Zwecken dienenden Anlagen (im Sinne von § 1 Ab-
satz 2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz).  

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag auf Freigabe für den Betrieb der jeweiligen Anlagen stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 32.001 – 77.706 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

64 2 585-6 277 7 999-19 423 12 511-30 381 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 65 

Die Nummer 65 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz sowie § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz jeweils eine Gebührenpflicht für 
den Betroffenen für Anordnungen anlässlich der Plausibilisierung der Ergebnisse der Wie-
derkehrenden Prüfungen nach BSH Standard Konstruktion bzw. nach den jeweils gelten-
den luftverkehrsrechtlichen Regelwerken. Es handelt sich um eine individuell zurechen-
bare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leis-
tung Betroffenen nach § 12 Nummer 2 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der erneuerbaren 
Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 
SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbestän-
den zu hinterlegen. 

 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 7.752 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  
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 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen   624 Min.  4296 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheides 
mit An-
ordnun-
gen 90 Min.  120 Min. 

Insgesamt  90 Min. 624 Min. 4.416 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 7.476,34 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides mit Anord-
nungen 276,35 € 

Summe  7.752,69 € 

Gebührensatz  7.752,00 €  

 

-Vorbemerkung zu den Nummern 66-70 

Die Gebührentatbestände 66, 67, 68, 69 und 70 sind neu. Die dynamische Entwicklung im 
Bereich der Erneuerbaren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach 
§ 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden 
Gebührentatbeständen zu hinterlegen. 

Die Nummern 65, 66 bis 70 gehören zu den Gebührentatbeständen für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen im Rahmen von Luftverkehrsbelangen (Luftverkehrsinfra-
struktur). Zu den betroffenen Luftverkehrsinfrastrukturen zählen Hubschrauberlandedecks 
und Windenbetriebsflächen auf Windenergieanlagen sowie Windenbetriebsflächen auf 
Offshore-Plattformen (Rettungsflächen), sodass für deren Zulassung und Betrieb geeig-
nete Prozesse erforderlich sind, um u. a. die Belange des Luftverkehrs zu berücksichtigen 
und somit insgesamt eine ordnungsgemäße Einrichtung und einen sicheren Betrieb ge-
währleistet zu wissen. Konkret erfasst wird die Prüfung bzw. Plausibilisierung von Unterla-
gen mit Luftverkehrsbezug und die Erteilung der Gestattung der Betriebsaufnahme bzw. 
Inbetriebnahme von luftverkehrstechnischen Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 
2 Seeanlagengesetz wie Windenbetriebsflächen, Rettungsflächen und 
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Hubschrauberlandedecks sowie die Gestattung des Probebetriebs bzw. der Inbetrieb-
nahme bedarfsgesteuerter Nachtkennzeichnung (BNK).   

Für deren Zulassung und Betrieb sind geeignete Prozesse erforderlich, um u. a. die Be-
lange des Luftverkehrs zu berücksichtigen und somit insgesamt eine ordnungsgemäße 
Einrichtung und einen sicheren Betrieb gewährleistet zu wissen.  

 

 - Nummer 66 

Nummer 66 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebüh-
rengesetz und § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für Anordnungen anlässlich der Prüfung von Nachweisen zur Vereinbarkeit von 
Anlagen bzw. deren Nebeneinrichtungen mit den jeweils geltenden luftverkehrsrechtlichen 
und –technischen Regelwerken. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leis-
tung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 
12 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist. 

 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 2.306 € erhoben. 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der einge-
reichten 
Unterla-
gen     1.320 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheides 60 Min.  120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 1.440 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 2.059,20 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 246,60 € 

Summe  2.306,06 € 

Gebührensatz  2.306 €  
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 - Nummer 67 

Die Nummer 67 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz und § 5 Absatz 2, § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht 
für den Vorhabenträger für die Gestattung der Betriebsaufnahme eines Hubschrauber-
landedecks als Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Seeanlagengesetz. Für die Gestat-
tung der Betriebsaufnahme bedarf es der Einreichung bestimmter Unterlagen, die erst im 
Rahmen des Vollzuges vor bzw. nach Errichtung der Anlagen und Nebeneinrichtungen 
von der Vorhabenträgerin erstellt und zur Prüfung eingereicht werden können (Eignungs-
gutachten, Abnahmeprüfbericht). In Anlehnung an § 5 Absatz 2 Satz 2 Seeanlagengesetz 
und §§ 53 Absatz 1 i.V.m. 44 Absatz 1 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie V. 4 der 
Anlage zur Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung können Maßnahmen zur Inbetrieb-
nahme (hier: Betriebsaufnahme) unter dem Vorbehalt einer Freigabe zugelassen werden, 
eine solche stellt die Gestattung der Betriebsaufnahme des Hubschrauberlandedecks dar. 

Die Betreiber sind gemäß § 12 Nummer 2 lit. a) Seeanlagengesetz zudem verpflichtet, 
Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern. Gemäß § 14 Absatz 2 Seeanlagen-
gesetz kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht, also die Ver-
hinderung von Beeinträchtigungen des Luftverkehrs, zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen 
Antrag auf Betriebsaufnahme des Hubschrauberlandedecks stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 6.424 € erhoben. 

 

 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der einge-
reichten 
Unterla-
gen     3.840 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen der Ge-
stattung 60 Min.  240 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 4.080 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 5.990,40 € 

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 433,80 € 
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Summe  6.242,20 € 

Gebührensatz  6.424 €  

 

 - Nummer 68 

Die Nummer 68 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz und § 5 Absatz 2 Satz 2, § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebühren-
pflicht für den Vorhabenträger für die Gestattung der Inbetriebnahme von Windenbetriebs-
flächen auf Windenergieanlagen sowie Windenbetriebsflächen auf Offshore-Plattformen 
(Rettungsflächen) als Nebeneinrichtungen nach § 1 Absatz 2 Seeanlagengesetz. Für die 
Gestattung der Inbetriebnahme bedarf es der Einreichung bestimmter Unterlagen, die erst 
im Rahmen des Vollzuges vor bzw. nach Errichtung der Anlagen und Nebeneinrichtungen 
von der Vorhabenträgerin erstellt und zur Prüfung eingereicht werden können (Eignungs-
gutachten, Abnahmeprüfbericht). In Anlehnung an § 5 Absatz 2 Satz 2 Seeanlagengesetz 
können Maßnahmen zur Inbetriebnahme unter dem Vorbehalt einer Freigabe zugelassen 
werden, eine solche stellt die Gestattung der Inbetriebnahme der Windenbetriebsflächen 
auf Windenergieanlagen bzw. Rettungsflächen dar. 

Die Betreiber sind gemäß § 12 Nummer 2 lit. a) Seeanlagengesetz zudem verpflichtet, 
Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern. Gemäß § 14 Absatz 2 Seeanlagen-
gesetz kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht, also die Ver-
hinderung von Beeinträchtigungen des Luftverkehrs, zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen 
Antrag auf Inbetriebnahme von Windenbetriebsflächen stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 995 € erhoben. 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der einge-
reichten 
Unterla-
gen     420 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen der Ge-
stattung 60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 600 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 
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Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 655,20 € 

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 340,20 € 

Summe  995,40 € 

Gebührensatz  995 €  

 

 - Nummer 69 

Die Nummer 69 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz und § 14 Absatz 2, § 12 Nummr 2 lit. a) Seeanlagengesetz i.V.m. § 9 Absatz 
8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Ertei-
lung der Gestattung der Durchführung des Probebetriebs der bedarfsgesteuerten Nacht-
kennzeichnung (BNK). Die Betreiber sind gemäß § 12 Nummer 2 lit. a) SeeAnlG verpflich-
tet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu gehört auch die Pflicht, die 
Anlagen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung nach 
§ 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Gemäß § 14 Absatz 2 SeeAnlG 
kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen der Ge-
stattung  60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 
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Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung  340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808 €  

 

 - Nummer 70 

Nummer 6026 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz und § 14 Absatz 2, 12 Nummer 1 lit. a) Seeanlagengesetz i.V.m. § 9 Absatz 
8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Ertei-
lung der Gestattung der Regel-Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeich-
nung (BNK). Die Betreiber sind gemäß § 12 Nummer 2 lit. a) Seeanlagengesetz verpflichtet, 
Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu gehört auch die Pflicht, die Anla-
gen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung nach § 9 
Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Gemäß § 14 Absatz 2 Seeanlagen-
gesetz kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleis-
ten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen der Ge-
stattung  60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 
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Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung  340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808 €  

 

 - Nummer 71 

Die Nummer 71 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesge-
bührengesetz sowie § 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den von 
der Prüfung Betroffenen wegen Anordnungen nach erhöhtem Prüfungsaufwand des BSH 
im Vollzugsverfahren von Anlagen zur Erzeugung von Energie aus Wasser oder Strö-
mung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Seeanlagengesetz), von Anlagen zur 
Übertragung von Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder von anderen wirtschaftlichen Zwecken dienenden An-
lagen (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz). Hierbei handelt 
es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Erlass von Anordnun-
gen nach erhöhtem Prüfungsaufwand vom jeweiligen Vorhabenträger der Anlagen als 
durch den von der Leistung Betroffenen veranlasst wurde .Es besteht ein großer Bedarf, 
bei Anordnungen nach unvorhergesehenen erhöhten Prüfungstätigkeiten des BSH im 
Vollzugsverfahren, zum Beispiel aufgrund außerplanmäßiger Vorfälle, dem Arbeitsauf-
wand entsprechende Gebühren zu erheben. 

Der Gebührentatbestand 71 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentat-
beständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 22.789 – 69.041 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt. 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

71 3 221-9 759 5 328-16 144 8 325-25 224 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 72: 

Nummer 72 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen 
zur Durchsetzung der in § 12 Seeanlagengesetz genannten Pflichten. Es handelt 
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sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die Anordnungen, 
Gebote oder Verbote durch den Betroffenen veranlasst wurden. 

 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen 
zur Durchsetzung der in § 12 Seeanlagengesetz genannten Pflichten. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 12 Seeanlagen-
gesetz rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 72 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentat-
beständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.974 – 15.073 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

72 279-2 131 461-3 525 721-5 506 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 73: 

Die Nummer 73 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung, des Betriebs oder der wesentlichen Änderung einer 
Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 5 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz. 
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Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Untersagung 
und/oder Anordnung der Beseitigung einer Anlage durch den Betroffenen veranlasst 
wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung, des Betriebs oder der wesentlichen Änderung einer 
Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 5 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1,2 oder 3 Seeanlagengesetz. 

Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Untersagung jeweils Betroffenen nach § 12 Seeanla-
gengesetz rechtlich begründet ist.  

Der Gebührentatbestand 73 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentat-
beständen zu hinterlegen. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 1.089 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   200 Min. 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/ex-
ternen Stel-
lungnahmen 
und Abstim-
mung   260 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vor-
habenträger 
bzw. Anhö-
rung des 

  100 Min. 
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Vorhabenträ-
gers 

Prozessbaustein IV Verfassen des Beschei-
des 60 Min.  100 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 660 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 312,03 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 405,64 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Vorhaben-
träger bzw. Anhörung des 
Vorhabenträgers 156,02 € 

Prozessbaustein IV Verfassen des Bescheides 215,44 € 

Summe  1.089,13 € 

Gebührensatz  1.089,00 € 

In der angegebene Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 74 

Die Nummer 74 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o für den Vorhabenträger für die Anordnung der Beseitigung einer Anlage 
und/oder Nebeneinrichtung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 
oder 3 Seeanlagengesetz nach § 14 Absatz 3 Seeanlagengesetz. 

o für den Vorhabenträger für die Anordnung der Beseitigung einer Anlage 
und/oder Nebeneinrichtung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 
oder 3 Seeanlagengesetz nach § 14 Absatz 4 Seeanlagengesetz.  

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Prüfung und etwaigen Anordnung des Rückbaus Be-
troffenen nach § 12 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 74 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
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3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

74 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 75 

Nummer 75 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebüh-
rengesetz und § 14 Absatz 5 Satz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den Vor-
habenträger für die Erteilung der Erlaubnis, die Anlage durch eine Person betreiben zu 
lassen, die die Gewähr für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage bietet. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag auf 
Erteilung der Erlaubnis stellt. 

Der Gebührentatbestand 75 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 310 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min. 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/ex-
ternen Stel-
lungnahmen 

  60 Min. 
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und Abstim-
mung 

Prozessbaustein III Verfassen des Beschei-
des 30 Min.  60 Min. 

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 180 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 93,61 € 

Prozessbaustein III Verfassen des Bescheides 123,32 € 

Summe  310,54 € 

Gebührensatz  310,00 € 

 

Etwaige Aufwände des BfN sind nicht inkludiert, sondern würden im Einzelfall als Auslage 
im Rahmen der Gebührenforderung zusätzlich geltend gemacht werden. 

 

 - Nummer 76 

Die Nummer 76 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  

o für den Antragsteller für die Änderung von Nebenbestimmungen eines Planfest-
stellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung für Anlagen zur Erzeugung von 
Energie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
Seeanlagengesetz), Anlagen zur Übertragung von Energie aus Wasser oder Strö-
mung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder an-
deren wirtschaftlichen Zwecken dienenden Anlagen (im Sinne von § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3 Seeanlagengesetz) nach den § 2 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagen-
gesetz in Verbindung mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz. Hierbei handelt es 
sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betreffende Person einen 
Antrag auf Änderung von Nebenbestimmungen stellt. 

 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  
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o für den Betroffenen für die Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von Nebenbe-
stimmungen eines Planfeststellungsbeschlusses, einer Plangenehmigung, einer 
Anordnung oder eines sonstigen Bescheides für Anlagen zur Erzeugung von Ener-
gie aus Wasser oder Strömung (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 See-
anlagengesetz), Anlagen zur Übertragung von Energie aus Wasser oder Strömung 
(im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Seeanlagengesetz) oder anderen 
wirtschaftlichen Zwecken dienenden Anlagen (im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 Seeanlagengesetz) nach den § 2 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagengesetz in 
Verbindung mit § 36 Absatz 2 Nummer 5 Verwaltungsverfahrensgesetz. Es han-
delt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die Aufnahme, 
Änderung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen durch den Betroffenen ver-
anlasst wurde. 

Der Gebührentatbestand 76 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentat-
beständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 6.488 – 14.752 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

76 130-298 627-1 427  3 576-8 131 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 77 

Die Nummer 77 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 5 Absatz 2, § 15 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für 
die Freigabe der Beseitigung („Rückbaufreigabe“) einer Anlage und/oder Nebenein-
richtung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz 
nach Beendigung der Betriebsphase. Es handelt sich um eine individuell zurechen-
bare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag auf Beseitigung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 5 Absatz 2, § 2 Absatz 3 Seeanlagengesetz in Verbindung mit § 77 Satz 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Frei-
gabe der Beseitigung einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung im Sinne von § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz nach Aufgabe der Anlage 
vor Beendigung der Errichtung bzw. Inbetriebnahme. Es handelt sich um eine indi-
viduell zurechenbare Leistung, da die Freigabe des Rückbaus von dem Betroffenen 
durch Aufgabe der Anlage und/oder Nebeneinrichtung veranlasst wurde. 

• Nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie § 5 Absatz 2, § 5 Ab-
satz 4, § 15 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für die 
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Freigabe der Beseitigung einer Anlage im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1, 2 oder 3 Seeanlagengesetz wegen Nichtbetreibens der Anlage. Es handelt sich 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Freigabe des Rückbaus von dem 
Betroffenen durch Nichtbetreiben der Anlage und/oder Nebeneinrichtung veranlasst 
wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min h-
Dienst 

77 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 78 

Die Nummer 78 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 13 Absatz 4 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für die Feststellung über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) verant-
wortliche Personen im Rahmen von deren Bestellung im Sinne des § 12 Seeanla-
gengesetz. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, 
da die Feststellung über das Vorliegen der Anforderungen (neuer) verantwortliche 
Personen durch den Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 13 Absatz 4 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für Feststellung über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) verantwortli-
che Personen im Rahmen von deren Bestellung im Sinne des § 13 Seeanlagenge-
setz. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der 
Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 13 
Absatz 4 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist. 

 

Der Gebührentatbestand 78 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 433 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der An-
zeige der Ab-
berufung 
bzw. Bestel-
lung verant-
wortlicher 
Personen 60 Min.    

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der 
Abberufung 
bzw. Bestel-
lung verant-
wortlicher 
Personen   120 Min. 

Prozessbaustein III  Verfassen des Beschei-
des   120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 240 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der Anzeige der Abbe-
rufung bzw. Bestellung ver-
antwortlicher Personen 59,42 € 

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der Abberufung bzw. 
Bestellung verantwortlicher 
Personen 187,22 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Bescheides 187,22 € 

Summe  433,86 € 

Gebührensatz  433,00 € 
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 - Nummer 79 

Die Nummer 79 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  

o für den Antragssteller für die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungs-
beschlusses oder der Plangenehmigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1, 2 und 3 Seeanlagengesetz auf einen anderen Inhaber/Betreiber nach 
§ 13 Absatz 5 Seeanlagengesetz. Es handelt sich jeweils um eine individuell zure-
chenbare Leistung, da der Betroffene einen Antrag auf Übertragung des Planfest-
stellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht für den Antragsteller  

o für die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der 
Plangenehmigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 See-
anlagengesetz auf einen anderen Inhaber/Betreiber nach § 13 Absatz 5 Seeanla-
gengesetz. Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da 
die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plan-
genehmigung vom Betroffenen durch die Übertragung veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht für den Antragsteller  

o für die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der 
Plangenehmigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 2 und 3 See-
anlagengesetz auf einen anderen Inhaber/Betreiber nach § 13 Absatz 5 Seeanla-
gengesetz. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der An-
knüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 13 Ab-
satz 5 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min.  

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertra-
gung 30 Min   

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertragung 29,71 € 

Summe  123,32 € 

Gebührensatz  123,00 €  

 

 - Nummer 80 

Die Nummer 80 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz sowie § 6 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für 
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb oder zur wesentlichen Änderung von 
Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz. Es handelt sich um eine 
individuell zurechenbare Leistung, da der Betroffene einen Antrag auf Genehmigung zur 
Errichtung und zum Betrieb oder zur wesentlichen Änderung der Genehmigung stellt. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 854 – 3.695 € erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

80 637-2 761 179-774  

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 81 

Die Nummer 81 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz sowie § 6 Absatz 4 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweils 
Betroffenen für die Feststellung über eine unwesentliche Änderung der Genehmigung von 
Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz. Es handelt sich um eine 
individuell zurechenbare Leistung, da der Betroffene die Feststellung auf Grund der An-
zeige der unwesentlichen Änderung veranlasst. 

Der Gebührentatbestand 81 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 
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bis 3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentat-
beständen zu hinterlegen 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 687 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-gruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Vollständigkeitsprüfung 
der Unterlagen, gegebe-
nenfalls Nachforderung 
von Unterlagen, Ermitt-
lung und Prüfung des 
Sachverhaltes 200 Min.    

Prozessbaustein II  Einholen von inter-
nen/externen Stellung-
nahmen und Abstim-
mung  200 Min.  60 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vorhabenträger  100 Min.    

Prozessbaustein IV Verfassen des Beschei-
des 100 Min.   

Insgesamt  600 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Vollständigkeitsprüfung der Unterlagen, 
gegebenenfalls Nachforde-
rung von Unterlagen, Ermitt-
lung und Prüfung des Sach-
verhaltes 198,00 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 291,60 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Vorhaben-
träger 99,00 € 

Prozessbaustein IV Verfassen des Bescheides 99,00 € 
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Summe  687,60 € 

Gebührensatz  687,00 € 

 

In der angegebenen Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 82 

Nummer 82 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  

o nach § 6 Absatz 4 Seeanlagengesetz für den Antragsteller für die Änderung von 
Nebenbestimmungen einer Genehmigung für Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4 Seeanlagengesetz. Hierbei handelt es sich um eine individuell zure-
chenbare Leistung, da die betreffende Person einen Antrag auf Änderung von Ne-
benbestimmungen stellt; 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  

o nach § 6 Absatz 4 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Aufnahme, Ände-
rung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen einer Genehmigung für Anlagen 
im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz. Es handelt sich 
um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die Aufnahme, Änderung 
oder Ergänzung von Nebenbestimmungen durch den Betroffenen veranlasst 
wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in zwei Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche 
Bearbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus 
der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min.  

Prozessbaustein II  Aufnahme, Änderung o-
der Ergän-
zung von Ne-
benbestim-
mungen 30 Min   

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten:  

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
von Nebenbestimmungen 29,71 € 

Summe  123,32 € 

Gebührensatz  123,00 €  

 

 - Nummer 83 

Die Nummer 83 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen 
zur Durchsetzung der in § 12 Seeanlagengesetz genannten Pflichten. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die Anordnungen, 
Gebote oder Verbote durch den Betroffenen veranlasst wurden. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 14 Absatz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffe-
nen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen 
zur Durchsetzung der in § 12 Seeanlagengesetz genannten Pflichten. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 12 Seeanlagen-
gesetz rechtlich begründet ist. 

 

Der Gebührentatbestand 83 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   30 Min. 

Prozessbaustein II Verfassen des Beschei-
des 30 Min.  30 Min. 

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 46,81 € 

Prozessbaustein II Verfassen des Bescheides 76,52 € 

Summe  123,33 € 

Gebührensatz  123,00 € 

 

 - Nummer 84 

 

Die Nummer 84 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung, des Betriebs oder der wesentlichen Änderung einer 
Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 5 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz. 

Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Untersagung 
und/oder Anordnung der Beseitigung einer Anlage durch den Betroffenen veranlasst 
wurde. 
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• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung, des Betriebs oder der wesentlichen Änderung einer 
Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 5 Satz 1 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die Un-
tersagung der Errichtung oder des Betriebs einer Anlage nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz. 

Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Untersagung jeweils Betroffenen nach § 12 Seeanla-
gengesetz rechtlich begründet ist.  

Der Gebührentatbestand 84 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 687 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes 200 Min.    

Prozessbaustein II  Einholen von internen/ex-
ternen Stel-
lungnahmen 
und Abstim-
mung 200 Min.  60 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vor-
habenträger 
bzw. Anhö-
rung des 
Vorhabenträ-
gers 100 Min.    

Prozessbaustein IV Verfassen des Beschei-
des 100 Min.   

Insgesamt  600 Min. 0 Min. 60 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 198,00 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 291,60 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Vorhaben-
träger bzw. Anhörung des 
Vorhabenträgers 99,00 € 

Prozessbaustein IV Verfassen des Bescheides 99,00 € 

Summe  687,60 € 

Gebührensatz  687,00 € 

 

In der angegebenen Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 85 

Die Nummer 85 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die An-
ordnung der Beseitigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 2, Satz 3 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für 
die Anordnung der Beseitigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 Seeanlagengesetz.  

Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Anordnung der 
Beseitigung einer Anlage durch den Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 14 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für die An-
ordnung der Beseitigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 
Seeanlagengesetz; 

o nach § 14 Absatz 4 Satz 2, Satz 3 Seeanlagengesetz für den Betroffenen für 
die Anordnung der Beseitigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 4 Seeanlagengesetz.  
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Es handelt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Untersagung und/oder Anordnung der Beseitigung je-
weils Betroffenen nach § 12 Seeanlagengesetz rechtlich begründet ist.  

Der Gebührentatbestand 85 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 687 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes 200 Min.    

Prozessbaustein II  Einholen von internen/ex-
ternen Stel-
lungnahmen 
und Abstim-
mung 200 Min.  60 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vor-
habenträger 
bzw. Anhö-
rung des 
Vorhabenträ-
gers 100 Min.    

Prozessbaustein IV Verfassen des Beschei-
des 100 Min.   

Insgesamt  600 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
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Auf-schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 198,00 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 291,60 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Vorhaben-
träger  99,00 € 

Prozessbaustein IV Verfassen des Bescheides 99,00 € 

Summe  687,60 € 

Gebührensatz  687,00 € 

 

In der angegebenen Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 86 

Die Nummer 86 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz und § 14 Absatz 5 Satz 2 Seeanlagengesetz eine Gebührenpflicht für den 
Vorhabenträger für die Erteilung der Erlaubnis, die Anlage durch eine Person betreiben zu 
lassen, die die Gewähr für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage bietet. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag auf 
Erteilung der Erlaubnis stellt. 

Der Gebührentatbestand 86 ist neu. Die dynamische Entwicklung im Bereich der Erneuer-
baren Energien lässt erwarten, dass künftig Zulassungsverfahren nach § 1 Abs. 2 Nr. 1 bis 
3 SeeAnlG zunehmen werden. Dies ist daher auch mit entsprechenden Gebührentatbe-
ständen zu hinterlegen. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   30 Min. 

Prozessbaustein II Verfassen des Beschei-
des 30 Min.  30 Min. 
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Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 46,81 € 

Prozessbaustein II Verfassen des Bescheides 76,52 € 

Summe  123,33 € 

Gebührensatz  123,00 € 

 

 - Nummer 87 

Die Nummer 87 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 13 Absatz 5 Seeanlagengesetz für den Antragssteller für die Vollzie-
hung der Übertragung der Genehmigung einer Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 4 Seeanlagengesetz auf einen anderen Inhaber/Betreiber. Es han-
delt sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Betroffene 
einen Antrag auf Übertragung der Genehmigung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den Antragsteller  

o für die Vollziehung der Übertragung der erteilten Genehmigung einer Anlage 
nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz auf einen anderen In-
haber/Betreiber nach § 13 Absatz 5 Seeanlagengesetz. Es handelt sich jeweils 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Vollziehung der Übertragung 
der Genehmigung vom Betroffenen durch die Übertragung veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den Antragsteller  

o für die Vollziehung der Übertragung der erteilten Genehmigung einer Anlage 
nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 Seeanlagengesetz auf einen anderen In-
haber/Betreiber nach § 13 Absatz 5 Seeanlagengesetz. Es handelt sich um 
eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichten-
kreis des von der Leistung Betroffenen nach § 13 Absatz 5 Seeanlagengesetz 
rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min.  

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertra-
gung 30 Min   

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertragung 29,71 € 

Summe  123,32 € 

Gebührensatz  123,00 €  

 

Vorbemerkung zu den Nummern 88-105 

Gemäß § 77 Absatz 1 WindSeeG bzw. § 102 Absatz 1 WindSeeG-Novelle finden die Vor-
schriften der Seeanlagenverordnung auf Vorhaben, die bis Ende 2020 in Betrieb genom-
men worden sind, so lange Anwendung bis wegen einer wesentlichen Änderung der Ein-
richtung ein Antrag auf Planfeststellung gestellt wird, und dann das WindSeeG Anwen-
dung findet. 

Im Bereich der AWZ erfüllen die bis Ende 2020 errichteten und in Betrieb genommenen 
Windpark-Vorhaben im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 3. Variante Seeanla-
genverordnung und Offshore-Anbindungsleitungen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 3 3. Variante Seeanlagenverordnung diese Voraussetzungen und unterfallen so-
mit weiterhin der Seeanlagenverordnung. 

Damit ergibt sich der Bedarf für die Gebührentatbestände 88-105 

 - Nummer 88 
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Die Nummer 88 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesge-
bührengesetz sowie § 16 Absatz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für die 
Feststellung über eine unwesentliche Änderung von Anlagen und/oder Nebeneinrichtun-
gen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung so-
wie von Anlagen und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2, 3. Variante Seeanlagenverordnung nach Fertigstellung des Vorhabens. 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die jeweilige betref-
fende Person die Feststellung der Unwesentlichkeit auf Grund der Anzeige der unwesent-
lichen Änderung der jeweiligen Anlage und/oder Nebeneinrichtung veranlasst.  

Angesichts der Vielzahl an unwesentlichen Änderungen von Vorhaben im Vollzugsverfah-
ren besteht ein großer Bedarf, dem jeweiligen Arbeitsaufwand entsprechende Gebühren 
zu erheben. 

Der Gebührentatbestand 88 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 7.201 – 39. 197 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand m-Dienst 
in Min 

Aufwand g-Dienst in 
Min 

Aufwand h-Dienst in 
Min 

88 364-1 978 1 742-9 482 3 000-16 330 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 - Nummer 89 

Die Nummer 89 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für die Aufhebung  

o des Planfeststellungsbeschlusses, der Plangenehmigung oder der Genehmi-
gung von Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanla-
genverordnung oder von Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Vari-
ante Seeanlagenverordnung wegen der endgültigen Aufgabe eines Vorhabens 
zur Errichtung und zum Betrieb von Anlagen nach § 2 Absatz 3 Seeanla-
genverordnung in Verbindung mit § 77 Verwaltungsverfahrensgesetz. Hierbei 
handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da sie durch 
den von der Leistung Betroffenen durch Aufgabe des Vorhabens bzw. Nichtbe-
treiben von Anlagen veranlasst wurde; 

o des Planfeststellungsbeschlusses, der Plangenehmigung oder der Genehmi-
gung von Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante. Seeanla-
genverordnung oder von Anlagen nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Vari-
ante Seeanlagenverordnung nach § 5 Absatz 4 Nummer 2 Seeanlagenverord-
nung, wenn Anlagen, die Gegenstand des Planfeststellungsbeschlusses, der 
Plangenehmigung oder der Genehmigung sind, während eines Zeitraums von 
mehr als drei Jahren nicht mehr betrieben worden sind. Hierbei handelt es sich 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da der der Anknüpfungspunkt im 
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Pflichtenkreis des von der Aufhebung Betroffenen nach § 14 Seeanlagenver-
ordnung rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 16.844 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

89 1 419-2 041 2 738-3 938 4 429-6 369 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 90 

Die Nummer 90 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o für den Antragsteller für die nachträgliche Änderung von Nebenbestimmungen 
eines Planfeststellungsbeschlusses, einer Plangenehmigung oder einer Ge-
nehmigung von Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Vari-
ante Seeanlagenverordnung oder von Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung nach den § 2 Absatz 3 Satz 2 
Seeanlagenverordnung in Verbindung mit § 36 Verwaltungsverfahrensgesetz. 
Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
treffende Person einen Antrag auf Änderung von Nebenbestimmungen stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o für den Betroffenen für die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
von Nebenbestimmungen eines Planfeststellungsbeschlusses, einer Plange-
nehmigung,  Genehmigung, einer Anordnung oder eines sonstiges Bescheides 
von bzw. für Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante 
Seeanlagenverordnung oder von Anlagen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung nach den § 2 Absatz 3 Satz 2 
Seeanlagenverordnung in Verbindung mit § 36 Absatz 2 Nummer 5 Verwal-
tungsverfahrensgesetz. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öf-
fentliche Leistung, da die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung 
von Nebenbestimmungen durch den Betroffenen veranlasst wurde. 
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Der Gebührentatbestand 90 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich ent-
sprechender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. Nummer 
90 begründet folgende Gebührenpflichten: 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 6.488 – 14.752 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

90 130-298 627-1 427 3 576-8 131 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 - Nummer 91 

Die Nummer 91 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 15 Absatz 4 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Be-
troffenen für die Feststellung über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) ver-
antwortliche Personen im Rahmen von deren Bestellung im Sinne des § 15 See-
anlagenverordnung. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche 
Leistung, da die Prüfung der Bestellung (neuer) verantwortlicher Personen durch 
den Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 15 Absatz 4 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Be-
troffenen für die Feststellung über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) ver-
antwortliche Personen im Rahmen von deren Bestellung im Sinne des § 15 See-
anlagenverordnung. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche 
Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Be-
troffenen nach § 15 Absatz 4 Seeanlagenverordnung rechtlich begründet ist. 

 

Der Gebührentatbestand 91 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 433 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der An-
zeige der Ab-
berufung 
bzw. Bestel-
lung verant-
wortlicher 
Personen 60 Min.    

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der 
Abberufung 
bzw. Bestel-
lung verant-
wortlicher 
Personen   120 Min. 

Prozessbaustein III  Verfassen des Beschei-
des   120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 240 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der Anzeige der Abbe-
rufung bzw. Bestellung ver-
antwortlicher Personen 59,42 € 

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der Abberufung bzw. 
Bestellung verantwortlicher 
Personen 187,22 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Bescheides 187,22 € 

Summe  433,86 € 

Gebührensatz  433,00 € 

 

 - Nummer 92 

Die Nummer 92 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz sowie §§ 2, 5 Absatz 2 Seeanlagenverordnung jeweils eine Gebührenpflicht 
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des Antragstellers für die Freigabe für den Betrieb („Betriebsfreigabe“) von Anlagen 
und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante 
Seeanlagenverordnung oder für Anlagen und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne von § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung. Hierbei handelt es sich 
jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person einen Antrag 
auf Freigabe für den Betrieb der jeweiligen Anlagen stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 31.138 – 63.692 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

92 2 515-5 145 7 783-15 920 12 174-24 902 

 

 - Nummer 93 

Die Nummer 93 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 16 Absatz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Be-
troffenen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Per-
sonen zur Durchsetzung der in § 14 Seeanlagenverordnung genannten Pflichten. 
Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die An-
ordnungen, Gebote oder Verbote durch den Betroffenen veranlasst wurden. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 16 Absatz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Be-
troffenen für Anordnungen, Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Per-
sonen zur Durchsetzung der in § 14 Seeanlagenverordnung genannten Pflichten. 
Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der An-
knüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 14 
Seeanlagenverordnung rechtlich begründet ist. 

 

Der Gebührentatbestand 93 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.974 – 15.073 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

93 279-2 131 461-3 525 721-5 506 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 94 

Die Nummer 94 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz sowie § 16 Seeanlagenverordnung jeweils eine Gebührenpflicht für den Be-
troffenen für Anordnungen anlässlich der Prüfung der Ergebnisse aus den Untersuchun-
gen zu den bau- und betriebsbedingten Auswirkungen der Anlagen auf die Meeresum-
welt. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der An-
knüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 14 Nummer 1 
Seeanlagenverordnung rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 94 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 8.452 € erhoben. 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung von eingereich-
ten Unterla-
gen und Da-
ten durch 
BSH und 
BfN, Einho-
len von Stel-
lungnahmen, 
Abstimmung, 
Besprechun-
gen/Jour 
Fixe mit Vor-
habenträger 30 Min. 480 Min. 4.740 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 60 Min. 150 Min. 120 Min. 

Insgesamt  90 Min. 630 Min. 4.860 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung von eingereichten Unterlagen 
und Daten durch BSH und 
BfN, Einholen von Stellung-
nahmen, Abstimmung, Be-
sprechungen/Jour Fixe mit 
Vorhabenträger 8.020,18 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 432,66 € 

Summe  8.452,85 € 

Gebührensatz  8.452 € 

 

 - Nummer 95 

Die Nummer 95 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz sowie § 16 Seeanlagenverordnung jeweils eine Gebührenpflicht für den Be-
troffenen für Anordnungen anlässlich der Plausibilisierung der Ergebnisse der Wiederkeh-
renden Prüfungen nach BSH Standard Konstruktion bzw. der Prüfung der Ergebnisse 
nach den jeweils geltenden luftverkehrsrechtlichen und –technischen Regelwerken. Es 
handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 14 Nummer 2 Seeanla-
genverordnung rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 95 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 7.752 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung bzw. Plausibili-
sierung der 

  624 Min.  4296 Min. 
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eingereich-
ten Unterla-
gen 

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 90 Min.  120 Min. 

Insgesamt  90 Min. 624 Min. 4.416 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung bzw. Plausibilisierung der einge-
reichten Unterlagen 7.476,34 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 276,35 € 

Summe  7.752,69 € 

Gebührensatz  7.752,00 € 

 

Vorbemerkung zu den Nummern 96 bis 99 

Die Gebührentatbestände 96, 97, 98 und 99 sind neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH 
hat sich entsprechender Bedarf für die Aufnahme dieser Gebührentatbestände ergeben. 

Den Nummern 6051, 6052 bis 6055 unterfallen Gebührentatbestände für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen im Rahmen von Luftfahrbelangen (Luftverkehrsinfrastruk-
tur). Zu den betroffenen Luftverkehrsinfrastrukturen zählen Hubschrauberlandedecks und 
Windenbetriebsflächen auf Windenergieanlagen sowie Windenbetriebsflächen auf Offs-
hore-Plattformen (Rettungsflächen), sodass für deren Zulassung und Betrieb geeignete 
Prozesse erforderlich sind, um u. a. die Belange des Luftverkehrs zu berücksichtigen und 
somit insgesamt eine ordnungsgemäße Einrichtung und einen sicheren Betrieb gewähr-
leistet zu wissen. Konkret erfasst wird die Prüfung bzw. Plausibilisierung von Unterlagen 
mit Luftfahrtbezug und die Erteilung der Gestattung der Betriebsaufnahme bzw. Inbetrieb-
nahme von luftverkehrstechnischen Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 2 See-
anlagenverordnung wie Windenbetriebsflächen, Rettungsflächen und Hubschrauberlande-
decks sowie die Gestattung des Probebetriebs bzw. der Inbetriebnahme bedarfsgesteuer-
ter Nachtkennzeichnung (BNK).   

Für deren Zulassung und Betrieb sind geeignete Prozesse erforderlich, um u. a. die Be-
lange des Luftverkehrs zu berücksichtigen und somit insgesamt eine ordnungsgemäße 
Einrichtung und einen sicheren Betrieb gewährleistet zu wissen.  

 

 - Nummer 96 
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Die Nummer 96 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz und § 16 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für Anordnungen anlässlich der Prüfung von Nachweisen zur Vereinbarkeit von 
Anlagen bzw. deren Nebeneinrichtungen mit den jeweils geltenden luftverkehrsrechtlichen 
und –technischen Regelwerken. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leis-
tung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 
14 Seeanlagenverordnung rechtlich begründet ist. 

 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 2.306 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

 

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereich-
ten Unterla-
gen   1.320 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 60 Min.  120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 1.440 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 2.059,20 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 246,60 € 

Summe  2.306,06 € 

Gebührensatz  2.306 € 

 

 - Nummer 97 
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Die Nummer 97 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesge-
bührengesetz und § 5 Absatz 2 Satz 2, § 16 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht 
für den Vorhabenträger für die Gestattung der Betriebsaufnahme eines Hubschrauber-
landedecks als Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Seeanlagenverordnung. Für die Ge-
stattung der Betriebsaufnahme bedarf es der Einreichung bestimmter Unterlagen, die erst 
im Rahmen des Vollzuges vor bzw. nach Errichtung der Anlagen und Nebeneinrichtungen 
von der Vorhabenträgerin erstellt und zur Plausibilisierung eingereicht werden können 
(Eignungsgutachten, Abnahmeprüfbericht). In Anlehnung an § 5 Absatz 2 Satz 2 Seeanla-
genverordnung und §§ 53 Absatz 1 i.V.m. 44 Absatz 1 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
sowie V. 4 der Anlage zur Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung können Maßnahmen 
zur Inbetriebnahme (hier: Betriebsaufnahme) unter dem Vorbehalt einer Freigabe zuge-
lassen werden, eine solche stellt die Gestattung der Betriebsaufnahme des Hubschrau-
berlandedecks dar. 

Die Betreiber sind gemäß § 14 Nummer 2 lit. a) Seeanlagenverordnung zudem verpflich-
tet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern. Gemäß § 16 Absatz 2 Seeanla-
genverordnung kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht, also 
die Verhinderung von Beeinträchtigungen des Luftverkehrs, zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen 
Antrag auf Betriebsaufnahme des Hubschrauberlandedecks stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 6.424 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereich-
ten Unterla-
gen   3.840 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 60 Min.  240 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 4.080 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 5.990,40 € 

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 433,80 € 
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Summe  6.424,20 € 

Gebührensatz  6.424 € 

 

 - Nummer 98 

Die Nummer 98 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz und § 16 Absatz 2, 14 Nummer 2 lit. a) Seeanlagenverordnung i.V.m. § 9 
Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für 
die Erteilung der Gestattung der Durchführung des Probebetriebs der bedarfsgesteuerten 
Nachtkennzeichnung (BNK). Die Betreiber sind gemäß § 14 Nummer 2 lit. a) Seeanla-
genverordnung verpflichtet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu ge-
hört auch die Pflicht, die Anlagen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten 
Nachtkennzeichnung nach § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Ge-
mäß § 16 Absatz 2 Seeanlagenverordnung kann das BSH Anordnungen treffen, um die 
Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheids 
zur Ge-
stattung  60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Auf-schreibun-
gen in € 
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Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheids zur Gestattung  340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808 €  

 

 - Nummer 99 

Die Nummer 99 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesge-
bührengesetz und § 16 Absatz 2, 14 Nummer 2 lit. a) Seeanlagenverordnung i.V.m. § 9 
Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für 
die Erteilung der Gestattung der Regel-Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkenn-
zeichnung (BNK). Die Betreiber sind gemäß § 14 Nummer 2 lit. a) Seeanlagenverordnung 
verpflichtet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu gehört auch die 
Pflicht, die Anlagen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten Nachtkenn-
zeichnung nach § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Gemäß § 16 
Abs. 2 Seeanlagenverordnung kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung die-
ser Pflicht zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheids 
zur Ge-
stattung  60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
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Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheids zur Gestattung  340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808,30 €  

 

 - Nummer 100 

Die Nummer 100 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundes-
gebührengesetz sowie § 16 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für Anordnun-
gen nach erhöhtem Prüfungsaufwand des BSH im Vollzugsverfahren von Anlagen im 
Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder von 
Anlagen im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverord-
nung. Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da der 
Erlass von Anordnungen nach erhöhtem Prüfungsaufwand vom jeweiligen Vorhabenträ-
ger der Anlagen als durch den von der Leistung Betroffenen veranlasst wurde. 

Der Gebührentatbestand ist neu. Es besteht ein großer Bedarf, bei Anordnungen nach un-
vorhergesehenen erhöhten Prüfungstätigkeiten des BSH im Vollzugsverfahren, zum Bei-
spiel aufgrund außerplanmäßiger Vorfälle, dem Arbeitsaufwand entsprechende Gebühren 
zu erheben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 22.789 - 69.041 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

100 3 221-9 759 5 328-16 144  8 472-25 666 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 101 

Die Nummer 101 begründet folgende Gebührenpflichten: 
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• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 5 Absatz 2, § 13 Absatz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den 
Antragsteller für die Freigabe der Beseitigung („Rückbaufreigabe“) einer Anlage 
und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante See-
anlagenverordnung oder einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung im Sinne von § 
1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung nach Beendi-
gung der Betriebsphase. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leis-
tung, da die betroffene Person einen Antrag auf Freigabe der Beseitigung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 5 Absatz 2, § 2 Absatz 3 Seeanlagenverordnung in Verbindung mit § 77 Satz 2 
Verwaltungsverfahrensgesetz eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die 
Freigabe der Beseitigung („Rückbaufreigabe“) einer Anlage und/oder Nebeneinrich-
tung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverord-
nung oder § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung nach 
Aufgabe der Anlage vor Beendigung der Errichtung bzw. Inbetriebnahme. Es han-
delt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Freigabe des Rückbaus 
von dem Betroffenen durch Aufgabe der Anlage und/oder Nebeneinrichtung veran-
lasst wurde. 

• Nach § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz sowie § 5 Absatz 2, § 5 Ab-
satz 4, § 13 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für 
die Freigabe der Beseitigung („Rückbaufreigabe“) einer Anlage und/oder Nebenein-
richtung im Sinne von § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenver-
ordnung oder § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung 
wegen Nichtbetreibens der Anlage. Es handelt sich um eine individuell zurechen-
bare Leistung, da die Freigabe des Rückbaus von dem Betroffenen durch Nichtbe-
treiben der Anlage und/oder Nebeneinrichtung veranlasst wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

101 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 102 

Die Nummer 102 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz 

o sowie § 16 Absatz 3 Satz 1 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für 
den jeweils Betroffenen für die Untersagung des Betriebs oder der wesentli-
chen Änderung von Anlagen und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer 
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Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Va-
riante Seeanlagenverordnung. Es handelt sich um eine individuell zurechen-
bare Leistung, da die Untersagung von dem Betroffenen durch die Erzeugung 
einer Gefahr oder Beeinträchtigung veranlasst wurde; 

o sowie § 16 Absatz 4 Satz 1 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für 
den jeweils Betroffenen für die Untersagung des Betriebs oder der wesentli-
chen Änderung von Anlagen und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer An-
lage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Vari-
ante Seeanlagenverordnung. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare 
Leistung, da die Untersagung von dem Betroffenen durch den Betrieb oder die 
wesentliche Änderung der Anlage und/oder Nebeneinrichtung ohne erforderli-
che Planfeststellung, Plangenehmigung oder Genehmigung veranlasst wurde; 

o sowie § 16 Absatz 5 Satz 1 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für 
den jeweils Betroffenen für die Untersagung des weiteren Betriebs von Anla-
gen und/oder Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer Anlage und/oder Nebenein-
richtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverord-
nung. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Unter-
sagung von dem Betroffenen durch den Betrieb der Anlage und/oder Neben-
einrichtungen durch unzuverlässige Personen veranlasst wurde. 

 

Der Gebührentatbestand 102 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

102 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 103 

Die Nummer 103 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz  
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o nach § 16 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den 
jeweils Betroffenen für die Anordnung der Beseitigung einer Anlage und/oder 
Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanla-
genverordnung oder einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung;  

o sowie § 16 Absatz 4 Satz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den 
jeweils Betroffenen für die Anordnung der Beseitigung von Anlagen und/oder 
Nebeneinrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante 
Seeanlagenverordnung oder einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung.  

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Anordnung der 
Beseitigung von dem Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine Ge-
bührenpflicht  

o nach § 16 Absatz 3 Satz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den 
jeweils Betroffenen für die Anordnung der Beseitigung einer Anlage und/oder Ne-
beneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenver-
ordnung oder einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung; 

o nach § 16 Absatz 4 Satz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den 
jeweils Betroffenen für die Anordnung der Beseitigung von Anlagen und/oder Ne-
beneinrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seean-
lagenverordnung oder einer Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanlagenverordnung.  

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 14 Seeanlagenverordnung recht-
lich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 103 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

103 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 
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 - Nummer 104 

Die Nummer 104 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundes-
gebührengesetz und § 16 Absatz 5 Satz 2 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht 
für den Vorhabenträger für die Erteilung der Erlaubnis, die Anlage nach § 1 Absatz 2 Satz 
1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 
2, 3. Variante Seeanlagenverordnung durch eine Person betreiben zu lassen, die die Ge-
währ für den ordnungsgemäßen Betrieb der Anlage bietet. Es handelt sich um eine indivi-
duell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag auf Erteilung der Er-
laubnis stellt. 

Der Gebührentatbestand 104 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 310 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende 
öffentliche Leistung lässt sich in vier Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der 
nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min. 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/ex-
ternen Stel-
lungnahmen 
und Abstim-
mung   60 Min. 

Prozessbaustein III Verfassen des Beschei-
des 30 Min.  60 Min. 

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 180 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 93,61 € 
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Prozessbaustein III Verfassen des Bescheides 123,32 € 

Summe  310,54 € 

Gebührensatz  310,00 € 

 

 - Nummer 105 

Die Nummer 105 begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 15 Absatz 5 Seeanlagenverordnung eine Gebührenpflicht für den Antragssteller 
für die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses, der Plan-
genehmigung oder der Genehmigung einer Anlage nach im Sinne des § 1 Absatz 
2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer Anlage und/o-
der Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanla-
genverordnung auf einen anderen Inhaber/Betreiber. Es handelt sich jeweils um 
eine individuell zurechenbare Leistung, da der Betroffene einen Antrag auf Über-
tragung des Planfeststellungsbeschlusses, der Plangenehmigung oder der Geneh-
migung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht   

o nach § 15 Absatz 5 Seeanlagenverordnung für den jeweils Betroffenen für die 
Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses, der Plange-
nehmigung oder der erteilten Genehmigung für eine Anlage nach im Sinne des 
§ 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer 
Anlage und/oder Nebeneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Va-
riante Seeanlagenverordnung auf einen anderen Inhaber/Betreiber. Es handelt 
sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Vollziehung der 
Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses, der Plangenehmigung oder 
der Genehmigung vom Betroffenen durch die Übertragung veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den Antragsteller  

o nach § 15 Absatz 5 Seeanlagenverordnung für die Vollziehung der Übertra-
gung des Planfeststellungsbeschlusses, der Plangenehmigung oder der erteil-
ten Genehmigung für eine Anlage nach im Sinne des § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1, 3. Variante Seeanlagenverordnung oder einer Anlage und/oder Ne-
beneinrichtung nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2, 3. Variante Seeanla-
genverordnung auf einen anderen Inhaber/Betreiber. Es handelt sich um eine 
individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis 
des von der Leistung Betroffenen nach § 15 Absatz 5 Seeanlagenverordnung 
rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachver-
haltes   60 Min.  

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertra-
gung 30 Min   

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertragung 29,71 € 

Summe  123,32 € 

Gebührensatz  123,00 €  

 

 - Nummer 106 

Die Nummer 106 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundes-
gebührengesetz und § 19 Raumordnungsgesetz eine Gebührenpflicht für den Antragstel-
ler für die Zielabweichung von den Festlegungen der Raumordnungspläne des Bundes. 
Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Antragsteller einen An-
trag auf Zielabweichung stellt. 

Die Sachmaterie „Raumordnung“ liegt zwar in der Zuständigkeit des BMWSB. Da dem 
BMDV jedoch gemäß Rundschreiben des BMI vom 14.06.2016 (Az: VII3-20110/1#15) ein 
gewisser Gestaltungsspielraum zur Übernahme von Gebührentatbeständen aus der Zu-
ständigkeit anderer Bundesministerien aus Gründen der Anwenderfreundlichkeit verbleibt, 
wurde dieser Gebührentatbestand mit Einverständnis des BMI und BMWSB in die Beson-
dere Gebührenverordnung des BMDV Wasserstraßen und Schifffahrt aufgenommen. 

Die Gebührenhöhe des Gebührentatbestandes Nummer 106 wurde auf Kostendeckung 
überprüft und entsprechend angepasst. Ein erhöhter Arbeitsaufwand ergibt sich aus der 
Notwendigkeit der Durchführung von Fachgesprächen, der Prüfung von Stellungnahmen, 
vor Ort Terminen mit durch die Zielabweichung potenziell betroffener Parteien und 
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diversen Telefonaten und Rücksprachen mit den Antragstellern. Diese sind aufgrund der 
Komplexität des Verfahrens notwendig. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 15.404 – 34.951 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

106  1 118-2 536 8 984-20 386 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 Vorbemerkung zu den- Nummern 107-131  

Die Nummern 107-131 enthalten Gebührentatbestände im Anwendungsbereich des Wind-
energie-auf-See-Gesetzes in der am 31.12.2022 geltenden Fassung.  

 

 - Nummer 107: 

Die Nummer 107 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6012 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhohe angepasst.  

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührenge-
setz und § 45 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Planfeststellung oder Plangeneh-
migung von Einrichtungen nach § 44 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung. 

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag auf Planfeststellung bzw. Plangenehmigung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 164.060 – 345.817 
€ erhoben. Die Gebührenhöhe berücksichtigt die aktuell geltenden allgemeinen pauscha-
len Stundensätze aus der Anlage 1 der Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) des 
BMI sowie die vom Bundesamt für Naturschutz geltend gemachten Aufwände für die Be-
teiligung an der Erbringung der Leistung. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

107 39 758-83 806 31 749-66 923 54 681-115 259 
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 - Nummer 108 

Die Nummer 108 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6015 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührenge-
setz und § 45 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung eine Gebührenpflicht für die Planfeststellung oder Plangenehmigung für die we-
sentliche Änderung von Einrichtungen nach § 44 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare 
Leistung, da die betreffende Person einen Antrag auf wesentliche Änderung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 36.593 – 94.459 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

108 1 847-4 768 7 376-19 041 16 418-42 381 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 - Nummer 109 

Die Nummer 109 ist bisher nicht in der BSHGebV 2018 enthalten gewesen. Auf Grund der 
Häufigkeit unwesentlicher Änderungen bestehender Planfeststellungsbeschlüsse und 
Plangenehmigungen besteht Bedarf für einen entsprechenden Gebührentatbestand. 

 Sie begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz und 
§ 45 Absatz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) in Verbindung mit § 76 Absatz 3 Verwaltungsverfahrensgesetz eine 
Gebührenpflicht für den Antragsteller für die Feststellung über eine unwesentli-
che Änderung von Einrichtungen vor Fertigstellung des Vorhabens. Hierbei han-
delt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Feststellung der 
unwesentlichen Änderung durch entsprechende Anzeige der betreffenden Per-
son veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz und 
§ 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für die Feststellung über 
eine unwesentliche Änderung von Einrichtungen nach Fertigstellung des Vorha-
bens. Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die 
Feststellung der unwesentlichen Änderung durch entsprechende Anzeige der be-
treffenden Person veranlasst wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 7.201 – 39.197 € 
erhoben. 
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Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

109 364-1 978 1 742-9 482 3 000-16 330 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 110 

Die Nummer 110 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6016 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 

Sie begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen  

o nach § 48 Absatz 5 Nummer 1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) für die Aufhebung eines Planfeststellungs-
beschlusses oder einer Plangenehmigung wegen Nichtbetreibens von Ein-
richtungen während eines Zeitraums von mehr als einem Jahr; 

o nach § 48 Absatz 5 Nummer 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) für die Aufhebung eines Planfeststellungs-
beschlusses oder einer Plangenehmigung wegen Nichteinhaltung von Fris-
ten nach § 48 Absatz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz; 

o nach § 45 Absatz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) in Verbindung mit § 77 Verwaltungsverfahrensgesetz 
wegen der endgültigen Aufgabe eines Vorhabens zur Errichtung und zum 
Betrieb von Einrichtungen. 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da sie durch den von 
der Leistung Betroffenen durch Nichtbetreiben der Einrichtungen, Nichteinhaltung von 
Fristen oder Aufgabe des Vorhabens veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen  

o nach § 57 Absatz 3 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung für die Aufhebung eines Planfeststellungs-
beschlusses oder einer Plangenehmigung wegen einer nicht anders ab-
wendbaren Beeinträchtigung oder Gefahr im Sinne des § 57 Absatz 3 Satz 
1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden Fassung; 

o nach § 48 Absatz 5 Nummer 2 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung für die Aufhebung eines Planfeststellungs-
beschlusses oder einer Plangenehmigung wegen Nichteinhaltung von Fris-
ten nach § 48 Absatz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung. 

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Aufhebung Betroffenen nach § 48 Absatz 4 und § 55 
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Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden Fassung rechtlich begrün-
det ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 16.844 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

110 1 419-2 041 2 738-3 938 4 429-6 369 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 111 

Die Nummer 111 ist bisher nicht in der BSHGebV 2018 enthalten gewesen. Angesichts 
der Verlängerungsmöglichkeit von Planfeststellungsbeschlüssen und Plangenehmigungen 
in § 48 Abs. 7 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden Fassung be-
steht Bedarf für einen entsprechenden Gebührentatbestand. 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührenge-
setz und § 48 Absatz 7 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung eine Gebührenpflicht für den Antragsteller für die Verlängerung oder Nichtverlän-
gerung der Befristung eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung 
für die Errichtung und den Betrieb von Windenergieanlagen auf See. Es handelt sich um 
eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag 
auf Verlängerung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 36.593 – 79.166 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

111 1 847-3 997 7 081-15 320 16 653-36 026 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 - Nummer 112 

Die Nummer 112 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6012.1 der BSHGebV 
2018 und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst.  
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Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührenge-
setz und § 48 Absatz 2 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 gelten-
den Fassung eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Freigabe für die Errichtung 
von Windenergieanlagen auf See nach § 44 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der 
am 31.12.2022 geltenden Fassung. Darunter fallen auch Pilotwindenergieanlagen im 
Sinne des § 3 Nr. 6 WindSeeG in der am 31.12.2022 geltenden Fassung. 

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag auf Freigabe der Errichtung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 487.570 € zuzüglich 
eines Äquivalenzzuschlages nach § 9 Absatz 2 des Bundesgebührengesetzes (BGebG), 
der einen Betrag von 5.192.970 € nicht übersteigen darf, erhoben. 

Grundlage für die Gebührenberechnung ist § 9 Absatz 1 und 2 Bundesgebührengesetz. 
Neben der kostendeckenden Festgebühr (487.570 €) je nach Aufwand der Verwaltungs-
handlung gemäß § 9 Absatz 1 Bundesgebührengesetz ist für die kostenfreie Nutzung der 
zur Verfügung gestellten Flächen für die im Planfeststellungsbeschluss festgelegte Zeit-
dauer zusätzlich gemäß § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz der damit verbundene wirt-
schaftliche Nutzen bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigen. Ein in Geld bere-
chenbarer wirtschaftlicher Wert oder Nutzen im Sinne des § 9 Absatz 2 Bundesgebühren-
gesetz für den von der Leistung Betroffenen besteht in der langfristigen Möglichkeit der 
Windenergieanlagen auf See einschließlich deren Nebeneinrichtungen für die Erzeugung 
von Energie aus Wind und anschließende Monetisierung des erzeugten Stroms. Die Ertei-
lung der Freigabe für die Errichtung und den Betrieb der Windenergieanlagen auf See ein-
schließlich der erforderlichen Nebeneinrichtungen (wie die parkinterne Verkabelung sowie 
das Umspannwerk) stellt für den Antragsteller die wesentliche Voraussetzung für die künf-
tige Nutzung der Windenergieanlagen auf See zur Erzeugung von Energie aus Wind dar.  

Faktoren für die Ermittlung des quantifizierbaren wirtschaftlichen Nutzens sind die Erlöse, 
die jährlich auf Grund des produzierten Stroms generiert werden (Erlös an der Strom-
börse), die gemäß Kapazitätszuweisungsbeschluss der Bundesnetzagentur installierte 
Leistung der Windenergieanlagen auf See in Kilowatt, die durchschnittliche Betriebsdauer 
von 4.300 Stunden pro Jahr, die Vergütung nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz so-
wie ein Äquivalenzzuschlag in Höhe von 0,2%. Der Äquivalenzfaktor von 0,2% des wirt-
schaftlichen Nutzens steht in einem angemessenen Verhältnis zum Nutzungsumfang ei-
nerseits und dem Interesse der Allgemeinheit an einer Kostenerstattung für die abgege-
bene Leistung. Der hier zu Grunde gelegte Strompreis von 3,5 Ct/kWh liegt am unteren 
Ende der Prognosen für die nächsten Jahre.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe 
in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständig-
keitsprüfung des Antrags 
beziehungsweise der Un-
terlagen, gegebenenfalls 
Nachforderung von Un-
terlagen 18.000 Min.   16.000 Min. 



 - 160 -   

 

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Un-
terlagen durch BSH, 
BAM, BAW und BfN  1.800 Min. 69.660 Min. 

127.020 
Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vorhabenträger     5.000 Min. 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabe-
bescheides und Zustel-
lung 10.320 Min.   90.000 Min. 

Insgesamt  
30.120 Min. 69.660 Min. 

238.020 
Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozess-
baustein über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständigkeitsprüfung des 
Antrags bzw. der Unterlagen, ggf. 
Nachforderung von Unterlagen 42.788,65 € 

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Unterlagen durch 
BSH, BAM, BAW und BfN 286.344,97 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe mit Antrag-
stellern  7.800,83 € 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabebescheides 
und Zustellung 150.635,23 

Summe  487.569,68 € 

 487.569 € 

Gebührensatz inklusive Äquivalenzzuschlag 487.569 + (L x 4 300 x 25 
x 0,035 x 0,002), insge-
samt höchstens  

5 192 970 

L = Wert aus dem Kapa-
zitätszuwei-
sungsbe-
schluss der 
BNetzA in 
Kilowatt 
(Zahl ohne 
Einheit auf 
ganze Kilo-
watt gerun-
det) 

4 300 = Stunden Jahres-
laufleistung  
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25 = Jahre Gesamtlauf-
zeit 

0,035 = Cent pro Kilo-
wattstunde Strompreis 

0,002 = davon 0,2% 
Äquivalenzzuschlag 

 

In der angegebenen Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 113 

Die Nummer 113 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6012.2 der BSHGebV 
2018 und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst.  

 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührenge-
setz und § 48 Absatz 2 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 gelten-
den Fassung eine Gebührenpflicht des Antragstellers für die Freigabe für die Errichtung 
von Anlagen zur Übertragung von Strom aus Windenergieanlagen auf See (Offshore-An-
bindungsleitungen) nach § 44 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung. 

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag auf Freigabe der Errichtung stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 255.984 € zuzüglich 
eines Äquivalenzzuschlages nach § 9 Absatz 2 des Bundesgebühren-gesetzes (BGebG), 
der einen Betrag von 1.697.970 € nicht übersteigen darf, erhoben. 

Grundlage für die Gebührenberechnung ist § 9 Absatz 1 und 2 Bundesgebührengesetz. 
Neben der kostendeckenden Festgebühr (255.984 €) je nach Aufwand der Verwaltungs-
handlung gemäß § 9 Absatz 1 Bundesgebührengesetz ist für die kostenfreie Nutzung der 
zur Verfügung gestellten Flächen für die im Planfeststellungsbeschluss festgelegte Zeit-
dauer zusätzlich gemäß § 9 Absatz 2 Bundesgebührengesetz der damit verbundene wirt-
schaftliche Nutzen bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigen. Ein in Geld bere-
chenbarer wirtschaftlicher Wert oder Nutzen im Sinne des § 9 Absatz 2 Bundesgebühren-
gesetz für den von der Leistung Betroffenen besteht in der langfristigen Möglichkeit der 
Offshore-Anbindungsleitungen und Einspeisung in das öffentliche Stromnetz. Die Ertei-
lung der Freigabe für die Errichtung und den Betrieb der Offshore-Anbindungsleitungen 
stellt für den Antragsteller die wesentliche Voraussetzung für die künftige Nutzung der An-
lagen zur Abführung des erzeugten Stroms und anschließende Monetisierung in Form der 
Umlage nach dem Erneuerbare-Energien-Gesetz sowie durch die Verkaufserlöse für 
Ökostrom dar. 

Anknüpfungspunkt für die Ermittlung des quantifizierbaren wirtschaftlichen Nutzens ist 
hier die Investitionssumme des Netzanbindungssystems sowie die von der Bundesnetza-
gentur festgelegte Eigenkapitalrendite für Neuanlagen und ein Äquivalenzzuschlag in 
Höhe von 2%. Im Falle einer nicht erfolgten Festsetzung wird als Eigenkapitalrendite für 
Neuanlagen 5 % festgesetzt. 

Der Äquivalenzzuschlag von 2% des wirtschaftlichen Nutzens steht in einem angemesse-
nen Verhältnis zum Nutzungsumfang einerseits und dem Interesse der Allgemeinheit an 
einer Kostenerstattung für die abgegebene Leistung. 

Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie fragt bei den Vorhabenträgern die 
Investitionskosten ab und erstellt anschließend den Gebührenbescheid. Sollte der 
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Nachweis nicht hinreichend detailliert und nachvollziehbar geliefert werden, kann das 
Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie die Kosten schätzen.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-gruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Vollständig-
keitsprüfung 
des Antrags 
beziehungs-
weise der 
Unterlagen, 
gegebenen-
falls Nachfor-
derung von 
Unterlagen 20.000 Min.  6.000 Min.  

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der Un-
terlagen 
durch BSH, 
BAM, BAW 
und BfN 2.400 Min. 49.200 Min. 58.400 Min. 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour 
Fixe mit An-
tragstellern    2.500 Min.  

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabe-
bescheides 
und Zustel-
lung 

10.000 Min. 

  37.500 Min. 

Insgesamt  32.400 

Min. 49.200 Min. 104.400 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen  
in € 
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Prozessbaustein I  Formelle Vollständigkeitsprüfung des An-
trags bzw. der Unterlagen, 
ggf. Nachforderung von Un-
terlagen 29.167,67 € 

Prozessbaustein II  Plausibilisierung der FG-Unterlagen 
durch BSH, BAM und BAW 154.506,73 € 

Prozessbaustein III  Besprechungen/Jour Fixe m30it Antrag-
stellern  3.900,41 € 

Prozessbaustein IV  Verfassen des Freigabebescheides und 
Zustellung 68.409,58 € 

Summe  255.984,40 € 

  

Gebührensatz inkl. Äquivalenzzuschlag 255.984 + (I x Z x 0,02) ins-
gesamt höchs-
tens  

1 697 970  

I = Investitionssumme des 
Übertragungs-
systems, sollte 
kein ausreichen-
der Nachweis 
der Investitions-
summe erfol-
gen, kann das 
BSH diese 
schätzen 

Z = geltender Eigenkapital-
zinssatz für eine 
Neuanlage ge-
mäß Festlegung 
BNetzA, min-
destens aber 
(etwa im Falle 
einer nicht er-
folgten Festset-
zung) 5 Prozent 

0,02 = davon 2 Prozent Äqui-
valenzzuschlag 

 

In der angegebenen Gebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 114 
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Die Nummer 114 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6013 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst.  

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührenge-
setz und § 48 Absatz 2 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz in der am 31.12.2022 gelten-
den Fassung eine Gebührenpflicht der Person, die einen Antrag gestellt hat, für die Frei-
gabe für die Inbetriebnahme von Einrichtungen nach § 44 Absatz 1 Windenergie-auf-See-
Gesetz in der am 31.12.2022 geltenden Fassung. 

Hierbei handelt es sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die be-
troffene Person einen Antrag auf Freigabe der Inbetriebnahme stellt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 31.138 – 63.692 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

114 2 515-5 145 7 783-15 920 12 174-24 902 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 115 

Nummer 6071 ist bisher nicht in der BSHGebV 2018 enthalten gewesen. Er beruht auf der 
Regelung des § 70 Absatz 4 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 gelten-
den Fassung). 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührenge-
setz und § 70 Absatz 4 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) eine Gebührenpflicht für die Person, die Trägerin des Vorhabens ist, für Anord-
nungen anlässlich der Prüfung des Erfahrungsberichtes über die Erprobung der Innova-
tion und die gewonnenen Erkenntnisse bei der Errichtung von Pilotwindenergieanlagen 
auf See einschließlich Nebeneinrichtungen. Hierbei handelt es sich um eine individuell zu-
rechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis der Person, die Trägerin 
des Vorhabens ist, nach § 70 Absatz 4 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 7.234 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in drei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe 
in Minuten  
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 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der Unterlagen 
durch BSH und BfN so-
wie ggf. BAM und BAW  30 Min. 636 Min. 3.024 Min. 

Prozessbaustein II  Besprechungen/Jour 
Fixe mit Vorhabenträger   144 Min. 816 Min. 

Prozessbaustein III  Verfassen des Bescheids 60 Min.  120 Min. 

     

Insgesamt  90 Min. 780 Min. 3.960 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozess-
baustein über alle 
Aufschreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung der Unterlagen durch BSH und 
BfN sowie ggf. BAM und BAW 5.536,40 € 

Prozessbaustein II  Besprechungen/Jour Fixe mit Vorhaben-
träger 1.451,68 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Bescheids 246,64 € 

   

Summe  7.234,72 € 

Gebührensatz 7.234 € 

In der angegebenen Festgebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthaltent. 

 

Vorbemerkung zu den Nummern 116, 117 bis 121: 

Die Nummern 116, 117 bis 121 enthalten neue Gebührentatbestände für individuell zure-
chenbare öffentliche Leistungen im Rahmen von Luftfahrbelangen (Luftverkehrsinfrastruk-
tur). Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entsprechender Bedarf für die Aufnahme 
dieser Gebührentatbestände ergeben. Zu den betroffenen Luftverkehrsinfrastrukturen zäh-
len Hubschrauberlandedecks und Windenbetriebsflächen auf Windenergieanlagen sowie 
Windenbetriebsflächen auf Offshore-Plattformen (Rettungsflächen), sodass für deren Zu-
lassung und Betrieb geeignete Prozesse erforderlich sind, um u. a. die Belange des Luft-
verkehrs zu berücksichtigen und somit insgesamt eine ordnungsgemäße Einrichtung und 
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einen sicheren Betrieb gewährleistet zu wissen. Konkret erfasst wird die Prüfung bzw. Plau-
sibilisierung von Unterlagen mit Luftfahrtbezug und die Erteilung der Gestattung der Be-
triebsaufnahme bzw. Inbetriebnahme von luftverkehrstechnischen Nebeneinrichtungen im 
Sinne des § 1 Absatz 2 Seeanlagenverordnung wie Windenbetriebsflächen, Rettungsf lä-
chen und Hubschrauberlandedecks sowie die Gestattung des Probebetriebs bzw. der In-
betriebnahme bedarfsgesteuerter Nachtkennzeichnung (BNK).   

Für deren Zulassung und Betrieb sind geeignete Prozesse erforderlich, um u. a. die Be-
lange des Luftverkehrs zu berücksichtigen und somit insgesamt eine ordnungsgemäße Ein-
richtung und einen sicheren Betrieb gewährleistet zu wissen.  

Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich der Bedarf für die Aufnahme entsprechender 
Gebührentatbestände ergeben. 

 

 - Nummer 116 

Nummer 116 ist bisher nicht in der BSHGebV 2018 enthalten gewesen. Der Erlass von 
Anordnungen anlässlich der Plausibilisierung der Ergebnisse der Wiederkehrenden Prüfun-
gen nach dem BSH Standard Konstruktion sowie nach den jeweils geltenden luftverkehrs-
rechtlichen Regelwerken erzeugt einen erheblichen Aufwand, der die Einfügung des Ge-
bührentatbestandes rechtfertigt. 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz 
und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) 
eine Gebührenpflicht für die Person, die Trägerin des Vorhabens ist,  für Anordnungen an-
lässlich der Plausibilisierung der Ergebnisse der Wiederkehrenden Prüfungen nach „Stan-
dard Konstruktion – Mindestanforderungen an die konstruktive Ausführung von Offshore-
Bauwerken in der ausschließlichen Wirtschaftszone“ bzw. nach „Standard Offshore-Luft-
fahrt für die deutsche ausschließliche Wirtschaftszone“. Es handelt sich um eine individuell 
zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der 
Leistung Betroffenen nach § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 gel-
tenden Fassung) rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 7.752 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der ein-
gereichten Unterlagen  624 Min. 4.296 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 90 Min.  120 Min. 

Insgesamt  90 Min. 624 Min. 4.416 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 7.476,34 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 276,35 € 

Summe  7.752,69 € 

Gebührensatz  7.752 €  

 

 - Nummer 117 

Die Nummer 117 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für die jeweils betroffene Person für Anordnun-
gen anlässlich der Prüfung von Nachweisen zur Vereinbarkeit von Einrichtungen bzw. de-
ren Nebeneinrichtungen mit den jeweils geltenden luftverkehrsrechtlichen und –techni-
schen Regelwerken. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der 
Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis der von der Leistung betroffenen Person nach § 55 
Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begrün-
det ist. 

Der Gebührentatbestand 117 ist neu. Der Erlass von Anordnungen anlässlich der Plausibi-
lisierung von Nachweisen zur Vereinbarkeit von Einrichtungen mit den jeweils geltenden 
luftverkehrsrechtlichen Regelwerken erzeugt einen erheblichen Aufwand, der die Einfügung 
des Gebührentatbestandes rechtfertigt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 2.306 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 
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Prozessbaustein I  Prüfung der eingereich-
ten Unterlagen   1.320 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 60 Min.  120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 1.440 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 2.059,20 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 246,60 € 

Summe  2.306,06 € 

Gebührensatz  2.306 €  

 

 - Nummer 118 

Die Nummer 118 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Gestattung der 
Betriebsaufnahme eines Hubschrauberlandedecks als Nebeneinrichtung nach § 44 Absatz 
1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung). Für die Gestat-
tung der Betriebsaufnahme bedarf es der Einreichung bestimmter Unterlagen, die erst im 
Rahmen des Vollzuges vor bzw. nach Errichtung der Einrichtungen und Nebeneinrichtun-
gen von der Vorhabenträgerin erstellt und zur Prüfung eingereicht werden können (Eig-
nungsgutachten, Abnahmeprüfbericht). In Anlehnung an § 74 Absatz 3 Verwaltungsverfah-
rensgesetz und §§ 53 Absatz 1 i.V.m. 44 Absatz 1 Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung sowie 
V. 4 der Anlage zur Kostenverordnung der Luftfahrtverwaltung können Maßnahmen zur 
Inbetriebnahme (hier: Betriebsaufnahme) unter dem Vorbehalt einer Freigabe zugelassen 
werden, eine solche stellt die Gestattung der Betriebsaufnahme des Hubschrauberlande-
decks dar. 

Die Betreiber*innen sind gemäß § 55 Absatz 1 Nummer 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in 
der am 31.12.2022 geltenden Fassung) zudem verpflichtet, Beeinträchtigungen des Luft-
verkehrs zu verhindern. Gemäß § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung 
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dieser Pflicht, also die Verhinderung von Beeinträchtigungen des Luftverkehrs, zu gewähr-
leisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen 
Antrag auf Betriebsaufnahme des Hubschrauberlandedecks stellt. 

Der Gebührentatbestand 118 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 6.424 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereich-
ten Unterlagen   3.840 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestat-
tung 60 Min.  240 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 4.080 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 5.990,40 € 

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 433,80 € 

Summe  6.424,20 € 

Gebührensatz  6.424 €  
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 - Nummer 119 

Die Nummer 119 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Gestattung der 
Inbetriebnahme von Windenbetriebsflächen als Nebeneinrichtungen nach § 44 Absatz 1 
Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung). Es handelt sich 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag auf Inbe-
triebnahme von Windenbetriebsflächen stellt. 

Der Gebührentatbestand 119 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 995 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereich-
ten Unterlagen   420 Min  

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestat-
tung 60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 600 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung der eingereichten Unterlagen 655,20 € 

Prozessbaustein II  Verfassen der Gestattung 340,20 € 

Summe  995,40 € 
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Gebührensatz  995 €  

 

 - Nummer 120 

Die Nummer 120 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundes-
gebührengesetz und § 55 Nummer 2 lit. a) Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) i.V.m. § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine 
Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Erteilung der Gestattung der Durchführung 
des Probebetriebs der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK). Die Betreiber sind 
gemäß § 55 Absatz 1 Nummer 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 gel-
tenden Fassung) verpflichtet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu ge-
hört auch die Pflicht, die Anlagen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten 
Nachtkennzeichnung nach § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Ge-
mäß § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) kann das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleis-
ten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 120 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheids 
zur Ge-
stattung 
oder Ab-
lehnung 60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 
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Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle Aufschrei-
bungen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheids zur Gestattung 
oder Ablehnung 340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808 €  

 

 - Nummer 121 

Die Nummer 121 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundes-
gebührengesetz und § 55 Nummer 2 lit. a) Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) i.V.m. § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz eine 
Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Erteilung der Gestattung der Regel-Inbe-
triebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK). Die Betreiber sind gemäß 
§ 55 Absatz 1 Nummer 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) verpflichtet, Beeinträchtigungen des Luftverkehrs zu verhindern; dazu gehört 
auch die Pflicht, die Anlagen bzw. Nebeneinrichtungen mit einer bedarfsgesteuerten Nacht-
kennzeichnung nach § 9 Absatz 8 Erneuerbare-Energien-Gesetz auszustatten. Gemäß § 
57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) kann 
das BSH Anordnungen treffen, um die Einhaltung dieser Pflicht zu gewährleisten. 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 121 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 808 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 
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Prozessbaustein I  Plausibilisierung der 
einge-
reichten 
Unterla-
gen     300 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Be-
scheids 
zur Ge-
stattung  60 Min.  180 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 480 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I  Plausibilisierung der eingereichten Un-
terlagen 468,05 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheids zur Gestattung  340,25 € 

Summe  808,30 € 

Gebührensatz  808 €  

 

 - Nummer 122 

Die Nummer 122 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für die Vorhabenträgerin für die Festlegung des 
Untersuchungsrahmens für die Durchführung des Monitorings zu den bau- und betriebsbe-
dingten Auswirkungen der Anlagen auf die Meeresumwelt. Es handelt sich um eine indivi-
duell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungspunkt im Pflichtenkreis des 
von der Leistung Betroffenen nach § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 

Der Gebührentatbestand 122 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 2.163 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung des Untersu-
chungskonzeptes, Einho-
len von Stellungnahmen, 
Abstimmung   1.200 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Untersu-
chungsrahmens 30 Min. 60 Min. 120 Min. 

Insgesamt  30 Min. 60 Min. 1.320 Min. 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung des Untersuchungskonzeptes, 
Einholen von Stellungnahmen, Abstim-
mung 1.872,00 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Untersuchungsrahmens 291,30 € 

Summe  2.163,30 € 

Gebührensatz  2.163€  

 

 - Nummer 123 

Die Nummer 123 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 2  Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 
geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für die Vorhabenträgerin für Anordnungen an-
lässlich der Prüfung der gewonnenen Daten aus der Durchführung des Monitorings zu den 
bau- und betriebsbedingten Auswirkungen der Anlagen auf die Meeresumwelt. Es handelt 
sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz (in 
der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 
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Der Gebührentatbestand 123 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 8.452 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung von eingereich-
ten Unterlagen und Daten 
durch BSH und BfN, Ein-
holen von Stellungnah-
men, Abstimmung, Be-
sprechungen/Jour Fixe 
mit Vorhabenträger 30 Min. 480 Min. 4.740 Min. 

Prozessbaustein II  Verfassen des Beschei-
des 60 Min. 150 Min. 120 Min. 

Insgesamt  90 Min. 630 Min. 4.860 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung von eingereichten Unterlagen 
und Daten durch BSH und BfN, Einholen 
von Stellungnahmen, Abstimmung, Be-
sprechungen/Jour Fixe mit Vorhabenträ-
ger 8.020,18 € 

Prozessbaustein II  Verfassen des Bescheides 432,66 € 

Summe  8.452,85 € 
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Gebührensatz  8.452 €  

 

 - Nummer 124 

Die Nummer 124 ist neu. Es besteht ein großer Bedarf, für Anordnungen nach erhöhtem 
Prüfungsaufwand des BSH im Vollzugsverfahren, zum Beispiel aufgrund außerplanmäßi-
ger Vorfälle, dem Arbeitsaufwand entsprechende Gebühren zu erheben. 

Sie begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz 
und § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) 
eine Gebührenpflicht für den von der Prüfung Betroffenen für Anordnungen nach erhöhtem 
Prüfungsaufwand des BSH im Vollzugsverfahren. Hierbei handelt es sich jeweils um eine 
individuell zurechenbare Leistung, da der Erlass von Anordnungen nach erhöhtem Prü-
fungsaufwand von der jeweiligen Person, die Trägerin des Vorhabens ist, veranlasst wurde. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 22.789 – 69.041 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem niedrigs-
ten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich er-
forderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der für 
die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Gebüh-
rensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

124 3 221-9 759 5 328-16 144 8 325-25 224 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 125 

Die Nummer 125 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich der Bedarf für ei-
nen entsprechenden Gebührentatbestand ergeben. 

Sie begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz so-
wie § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für Anordnungen, 
Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen zur Durchsetzung 
der in § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) genannten Pflichten. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öf-
fentliche Leistung, da die Anordnungen, Gebote oder Verbote durch den Betroffe-
nen veranlasst wurden. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz so-
wie § 57 Absatz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweiligen Betroffenen für Anordnungen, 
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Gebote oder Verbote gegenüber verantwortlichen Personen zur Durchsetzung 
der in § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) genannten Pflichten.  

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüp-
fungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 55 Windenergie-
auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.974 – 15.073 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

125 279-2 131 461-3 525 721-5 506 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 126 

Die Nummer 126 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich der Bedarf für ei-
nen entsprechenden Gebührentatbestand ergeben. 

Er begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz 

o sowie § 57 Absatz 3 Satz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für die Untersagung der Errichtung, des Betriebs, der wesentli-
chen Änderung oder der Beseitigung von Einrichtungen. Es handelt sich 
um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Untersagung von der be-
troffenen Person durch die Erzeugung einer Gefahr oder Beeinträchtigung 
veranlasst wurde; 

o sowie § 57 Absatz 4 Satz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für die Untersagung der Errichtung, des Betriebs oder der wesent-
lichen Änderung von Einrichtungen. Es handelt sich um eine individuell zu-
rechenbare Leistung, da die Untersagung von der betroffenen Person 
durch den Betrieb oder die wesentliche Änderung der Einrichtung ohne er-
forderliche Planfeststellung, Plangenehmigung oder Genehmigung veran-
lasst wurde; 

o sowie § 57 Absatz 5 Satz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für die Untersagung des weiteren Betriebs von Einrichtungen. Es 
handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Untersa-
gung von der betroffenen Person durch den Betrieb der Einrichtung und/o-
der Nebeneinrichtungen durch unzuverlässige Personen veranlasst wurde. 
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Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst  

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

126 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 127 

Die Nummer 127 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich der Bedarf für ei-
nen entsprechenden Gebührentatbestand ergeben. 

Sie begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz  

o nach § 57 Absatz 3 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für die Anordnung der Beseitigung einer Einrichtung;  

o sowie § 57 Absatz 4 Satz 2, Satz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den jeweils Be-
troffenen für die Anordnung der Beseitigung von Einrichtungen.  

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Anordnung der 
Beseitigung von dem Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht  

o nach § 57 Absatz 3 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für die jeweils be-
troffene Person für die Anordnung der Beseitigung einer Einrichtung;  

o sowie § 57 Absatz 4 Satz 2, Satz 3 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für die jeweils be-
troffene Person für die Anordnung der Beseitigung von Einrichtungen.  

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungspunkt im 
Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 55 Windenergie-auf-See-Gesetz 
(in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

127 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-8 169 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 128 

Die Nummer 128 begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundes-
gebührengesetz und § 57 Absatz 5 Satz 2 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 
31.12.2022 geltenden Fassung) in Verbindung mit § 56 Windenergie-auf-See-Gesetz (in 
der am 31.12.2022 geltenden Fassung) eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für 
die Erteilung der Erlaubnis, die Einrichtung durch eine Person betreiben zu lassen, die die 
Gewähr für den ordnungsgemäßen Betrieb der Einrichtung bietet. Es handelt sich um eine 
individuell zurechenbare Leistung, da der Vorhabenträger einen Antrag auf Erteilung der 
Erlaubnis stellt. 

Der Gebührentatbestand 128 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich ent-
sprechender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 310 € erhoben.  

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach 
Laufbahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-
ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachver-
haltes   60 Min. 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stel-
lungnahmen und Abstim-
mung   60 Min. 

Prozessbaustein III Verfassen des Bescheides 30 Min.  60 Min. 

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 180 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in € 
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Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung 93,61 € 

Prozessbaustein III Verfassen des Bescheides 123,32 € 

Summe  310,54 € 

Gebührensatz  310,00 € 

 

 - Nummer 129 

Die Nummer 129 fußt auf dem bisherigen Gebührentatbestand 6017 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 

Er begründet nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz 
und § 58 Absatz 1 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) eine Gebührenpflicht für den Vorhabenträger für die Prüfung des Rückbaus einer 
Einrichtung nach § 44 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung). Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis der von der Leistung betroffenen Person nach § 58 Absatz 1 Wind-
energie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet 
ist. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 11.713 – 21.602 € 
erhoben. Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multipli-
kation des für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit 
dem niedrigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durch-
schnittlich erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitauf-
wand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich 
ist. Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

129 1 419-2 617 2 738-5 051 4 429-9 451 

 

Die große Spanne beim Bearbeitungsaufwand des höheren Dienstes erklärt sich daraus, 
dass der Umfang des Aufwands  verfahrensspezifischen Besonderheiten unterliegt. Er ist 
beispielsweise abhängig von der Anzahl der Windenergieanlagen eines Offshore-Wind-
parks, dem Vorhandensein eines Umspannwerkes mit Hubschrauberlandedeck, weiterer 
Nebeneinrichtungen oder davon, ob der Rückbau von Kreuzungsbauwerken erforderlich ist 
oder besondere Gründungsformen verbaut werden. 

 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

. 

 - Nummer 130 

Die Nummer 130 begründet folgende Gebührenpflichten: 
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• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz und 
§ 56 Absatz 4 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) eine Gebührenpflicht für die jeweilig betroffene Person für die Feststellung 
über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) verantwortliche Personen im 
Sinne des § 56 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung). 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da die Prüfung der 
Bestellung (neuer) verantwortlicher Personen durch den Betroffenen veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz und 
§ 56 Absatz 4 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) eine Gebührenpflicht für die jeweilig betroffene Person für die Feststellung 
über das Vorliegen der Anforderungen an (neue) verantwortliche Personen im 
Sinne des § 56 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung). 

Es handelt sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung, da der Anknüpfungs-
punkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 56 Absatz 4 Windenergie-
auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fassung) rechtlich begründet ist. 
 
Der Gebührentatbestand 130 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich entspre-
chender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 433 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in vier Pro-
zessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der An-
zeige der Abberufung 
bzw. Bestellung verant-
wortlicher Personen 60 Min.    

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der 
Abberufung bzw. Bestel-
lung verantwortlicher 
Personen   120 Min. 

Prozessbaustein III  Verfassen des Beschei-
des   120 Min. 

Insgesamt  60 Min. 0 Min. 240 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 
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Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Formelle Prüfung der Anzeige der Abbe-
rufung bzw. Bestellung verantwortlicher 
Personen 59,42 € 

Prozessbaustein II  Materielle Prüfung der Abberufung bzw. 
Bestellung verantwortlicher Personen 187,22 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Bescheides 187,22 € 

Summe  433,86 € 

Gebührensatz  433 €  

 

 - Nummer 131 

Die Nummer 131 entspricht dem bisherigen Gebührentatbestand 6024 der BSHGebV 2018 
und wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 

Er begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz sowie 
§ 56 Absatz 5 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden Fas-
sung) eine Gebührenpflicht für die Person, die den Antrag gestellt hat, für die Voll-
ziehung der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangeneh-
migung auf eine andere Person, die Inhaber*in oder Betreiber*in ist.. Es handelt 
sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betroffene Person-
einen Antrag auf Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plange-
nehmigung stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht   

o nach § 56 Absatz 5 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 gel-
tenden Fassung) für die jeweils betroffene Person für die Vollziehung der 
Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmigung 
auf einen andere Person, die Inhaber*in oder Betreiber*in ist.. Es handelt 
sich jeweils um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Vollziehung 
der Übertragung des Planfeststellungsbeschlusses oder der Plangenehmi-
gung vom Betroffenen durch die Übertragung veranlasst wurde. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 4 Bundesgebührengesetz eine 
Gebührenpflicht für den Antragsteller  

o nach § 56 Absatz 5 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 gel-
tenden Fassung) für die Vollziehung der Übertragung des Planfeststellungs-
beschlusses oder der Plangenehmigung auf einen anderen Inhaber/Betrei-
ber. Es handelt sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da der An-
knüpfungspunkt im Pflichtenkreis des von der Leistung Betroffenen nach § 
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56 Absatz 5 Windenergie-auf-See-Gesetz (in der am 31.12.2022 geltenden 
Fassung) rechtlich begründet ist. 

 Für diesen Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in zwei 
Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer in Minuten nach Lauf-
bahngruppen je Prozessbaustein ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahn-
gruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung 
des Sachverhaltes   60 Min.  

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertra-
gung 30 Min   

Insgesamt  30 Min. 0 Min. 60 Min. 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Pro-
zessbaustein 
über alle Auf-
schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Ermittlung und Prüfung des Sachverhal-
tes 93,61 € 

Prozessbaustein II  Vollziehung der Übertragung 29,71 € 

Summe  123,32 € 

Gebührensatz  123 €  

 

 - Nummer 132 

Die Nummer 6088 beruht auf der bisherigen Nummer 6020 der BSHGebV 2018 und 
wurde redaktionell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 
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Er begründet folgende Gebührenpflichten: 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 1 Bundesgebührengesetz und 
§§ 35, 36 Verwaltungsverfahrensgesetz eine Gebührenpflicht für den Antragstel-
ler für die Änderung von Nebenbestimmungen eines Planfeststellungsbeschlus-
ses, einer Plangenehmigung, einer Anordnung oder eines sonstigen Bescheides. 
Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die betref-
fende Person einen Antrag auf Änderung von Nebenbestimmungen stellt. 

• Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Absatz 2 Nummer 3 Bundesgebührengesetz und 
§§ 35, 36 Absatz 2 Nummer 5, 74 Absatz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eine 
Gebührenpflicht für die betroffene Person für die Aufnahme, Änderung oder Er-
gänzung von Nebenbestimmungen eines Planfeststellungsbeschlusses, einer 
Plangenehmigung, einer Anordnung oder eines sonstigen Bescheides.  

Hierbei handelt es sich um eine individuell zurechenbare Leistung, da die Aufnahme, Än-
derung oder Ergänzung von Nebenbestimmungen durch den Betroffenen veranlasst 
wurde. 

Der Gebührentatbestand 132 ist neu. Aus der Verwaltungspraxis des BSH hat sich ent-
sprechender Bedarf für die Aufnahme dieses Gebührentatbestandes ergeben. Die Num-
mer 132 beruht auf der bisherigen Nummer 6020 der BSHGebV 2018 und wurde redaktio-
nell sowie hinsichtlich der Gebührenhöhe angepasst. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 6.488 – 14.752 € 
erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

132 130-298 627-1 427 3 576-8 131 

 

Die große Spanne beim Bearbeitungsaufwand des höheren Dienstes erklärt sich aus der 
Vielzahl der unterschiedlichen Fallkonstellationen, da dieser Gebührentatbestand im Zu-
sammenhang mit allen Nebenbestimmungen der Zulassungsentscheidung relevant wer-
den kann. Dabei geht es um Regelungen unterschiedlichsten Umfangs. 

In der angegebenen Rahmengebühr sind die Aufwände des BfN bereits enthalten. 

 

 - Nummer 133 

Nummer 133 regelt die Gebühr für die Ausstellung einer Haftungsbescheinigung. Rechts-
grundlagen für die Ausstellung von Haftungsbescheinigungen je Bescheinigung sind: 

• §§ 2 Abs. 2, 4 Abs. 1 Ölschadengesetz (ÖlSG) 

• §§ 5 Abs. 2, 6, 8 Abs. 2 Seeversicherungsnachweisgesetz (SeeVersNachwG) 

• § 4 Abs. 1 Öl-Pflichtversicherungsbescheinigungs-Verordnung (ÖlPflichtVersBe-
schV) 

• § 4 Abs. 1, 2 Seeversicherungsnachweisverordnung (SeeVersNachwV) 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 118 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Die dem Gebührentatbestand zu Grunde liegende öffentliche Leistung lässt sich in der 
Kürze der verfügbaren Zeit nicht in Prozessbausteine aufteilen. Die durchschnittliche Be-
arbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngruppen ergibt sich aus der nachfolgenden Ta-
belle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

(Vor-)Prüfung, Aktenan-
lage und Er-
fassung ei-
nes Antrags 

19 Min.   

Prozessbaustein II 

Versicherungsnachweis 
oder Nach-
weis zur 
sonstigen fi-
nanziellen 
Sicherheit 
prüfen 

    10 Min. 24 Min.  

Prozessbaustein III 
fehlende Unterlagen 

nachfordern 
42 Min.   

Prozessbaustein IV 
Bescheid/Bescheinigung 

erstellen 
19 Min.   

Insgesamt  90 Min. 24 Min.   

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibungen 
in € 

Prozessbaustein I 
(Vor-)Prüfung, Aktenanlage und 

Erfassung eines An-
trags 

18,82 € 

Prozessbaustein II 

Versicherungsnachweis oder 
Nachweis zur sonsti-
gen finanziellen Si-
cherheit prüfen 

39,66 € 

Prozessbaustein III fehlende Unterlagen nachfordern 41,59 € 

Prozessbaustein IV Bescheid/Bescheinigung erstellen 18,82 € 
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Summe kostendeckende Gebühr 118,89 € 

Gebührensatz  118 € 

 

 - Nummer 134 

Nummer 134 regelt die Gebühr für die Genehmigung von Plänen zur Gefahrenabwehr auf 
dem Schiff. Rechtsgrundlage ist § 7 Absatz 2 SeeEigensichV in Verbindung mit Abschnitt 
9 Teil A ISPS-Code 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 218 – 1.042 € er-
hoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

134 16-78 157-752 4-20 

 

 

 - Nummer 135 

Nummer 135 regelt die Gebühr für die Genehmigung von Änderungen von Plänen zur Ge-
fahrenabwehr auf dem Schiff. Rechtsgrundlage ist § 7 Absatz 4 SeeEigensichV, in Verbin-
dung mit Abschnitt 9.5 Teil A ISPS-Code.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 50,40 – 999 € er-
hoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

135 5-107 34-685 1-27 

 

 - Nummer 136 

Die Nummer 136 regelt die Gebühr für die Genehmigung eines Zusatzes zum Plan zur 
Gefahrenabwehr auf dem Schiff im Hinblick auf den Einsatz von privatem Wachpersonal-
Rechtsgrundlagen ist: 

• § 7 Absatz 2a See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV) 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 322 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Pro-
zess-
bau-
stein I  

Formelle Vollständig-
keitsprüfung 
des Antrags 
beziehungs-
weise der 
Unterlagen, 
gegebenen-
falls Nachfor-
derung von 
Unterlagen, 
Korrektur, 
Ausstellung 
des Be-
scheids und 
des Zusat-
zes 

 

2
10 
Mi
nu
te
n 

 

Pro-
zess-
bau-
steine II 

Qualitätsprüfung, 

Zeichnung 
  21 Min. 

Pro-
zess-
bau-
stein III 

Gebühren,  

Veraktung 
30 Minuten   

Insgesamt  30 Minuten 210 Minuten 21 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
 Kosten je Prozess-baustein 

über alle Auf-
schreibungen in € 

Prozessbaustein I 

Formelle Vollständigkeits-prü-
fung des Antrags 
bzw. der Unterla-
gen, gegebenen-
falls Nachforde-
rung von Unter-la-
gen, Korrektur, 
Ausstellung des 
Bescheids und des 
Zusatzes 

260,44 € 

Prozessbaustein II Qualitätsprüfung, 32,76 € 
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Zeichnung 

Prozessbaustein III 
Gebühren,  

Veraktung … 
29,71 € 

Summe  322,91 € 

Gebührensatz  322 € 

 

 - Nummer 137 

Die Nummer 137 regelt die Gebühr für die Ausstellung des internationalen oder vorläufi-
gen internationalen Zeugnisses über die Gefahrenabwehr an Bord (ISSC) gemäß 

• § 8 Absatz 1 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV), in Verbindung mit 
Abschnitt 19.2 – 19.4 Teil A ISPS-Code 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 176 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

 

Formelle Vollständig- 

keitsprüfung des 

Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf. 

Nachforderung von 

Unterlagen, Korrektur, 

Ausstellung des 

Zeugnis und des 

Gebührenbescheids,  

Veraktung 

144 Min.   

Prozessbaustein II 

 

Überprüfung 

Verifikationsergebnis,  

Klärung mit RSO, 

 12 Min.  
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Freigabe  

Prozessbaustein III 

 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

  12 Min. 

Insgesamt  144 Minuten 12 Minuten 12 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 

 

Formelle Vollständigkeitsprüfung 

Des Antrags bzw. der Unter 

lagen, ggf. Nachforderung von 

Unterlagen, Korrektur,  

Ausstellung des Zeugnisses  

und des Gebührenbescheids, 

Veraktung 

142,61 € 

Prozessbaustein II 

 

Überprüfung 

Verifikationsergebnis,  

Klärung mit RSO, 

Freigabe 

14,88 € 

Prozessbaustein III 

 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

18,72 € 



 - 190 -   

 

Summe  176,21 € 

Gebührensatz  176 € 

  

 - Nummer 138 

Die Nummer 138 regelt die Gebühr für die Bescheinigung der Durchführung von Zwi-
schen- oder zusätzlichen Überprüfungen für das ISSC gemäß 

• § 8 Absatz 3 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV) in Verbindung mit 
Abschnitt 19.2 - 19.3 Teil A ISPS-Code. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 123 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

Formelle Vollständig- 

keitsprüfung des  

Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf.  

Nachforderung von 

Unterlagen, Korrektur, 

Ausstellung des 

Zeugnisses und des  

Gebührenbescheids,  

Veraktung 

108 Minuten   

Prozessbaustein II 

 

Überprüfung 

Verifikationsergebnis,  

Klärung mit RSO, 

Freigabe 

 6 Minuten.  

Prozessbaustein III 

 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

  6 Minuten 
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Insgesamt  108 Minuten 6 Minuten 6 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 

 

Formelle Vollständigkeits- 

prüfung des Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf. Nachforderung 

Von Unterlagen, Korrektur, 

Ausstellung des Zeugnisses und  

des Gebührenbescheids, 

Veraktung 

 

106,96 € 

Prozessbaustein II 

Überprüfung 

Verifikationsergebnis,  

Klärung mit RSO, 

Freigabe 

7,44 € 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

9,36 € 

Summe  123,76 € 

Gebührensatz  123 € 

 

 - Nummer 139 

Die Nummer 139 regelt die Gebührf ür die Ausstellung des Dokuments zur lückenlosen 
Stammdaten-dokumentation (CSR) gemäß 

• § 13 Absatz 2 Flaggenrechtsgesetz (FlRG) i.V. Regel 5 Kapitel XI-1 SOLAS 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 120 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

 

Formelle Vollständig- 

keitsprüfung des  

Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf.  

Nachforderung von 

Unterlagen, Korrektur, 

Kommunikation mit 

Seeschiffsregistern,   

Ausstellung des 

Dokuments und des  

Gebührenbescheids,  

Veraktung 

 

105 Minuten   

Prozessbaustein II 

Überprüfung  

Dokumentenhistorie,  

Klärung mit 

Flaggenstaaten 

 6 Minuten  

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

  6 Minuten 

Insgesamt  105 Minuten 6 Minuten 6 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 
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Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 

Formelle Vollständig- 

keitsprüfung des  

Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf.  

Nachforderung von 

Unterlagen, Korrektur, 

Kommunikation mit 

Seeschiffsregistern,   

Ausstellung des 

Dokuments und des  

Gebührenbescheids,  

Veraktung 

103,99 € 

Prozessbaustein II 

Überprüfung  

Dokumentenhistorie,  

Klärung mit Flaggenstaaten 

7,44 € 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

9,36 € 

Summe  120,79 € 

Gebührensatz  120 € 

 

 - Nummer 140 

Die Nummer 140 regelt die Gebühr für die Befreiung von der Meldepflicht gemäß 

• § 10 Absatz 6 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV), Regel 11 Absatz 
1 Kapitel XI-2 SOLAS i.V.m. Art. 7 Verordnung (EG) Nr. 725/2004 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 395 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  
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Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 

Formelle Vollständig- 

keitsprüfung des  

Antrags bzw. der 

Unterlagen, ggf.  

Nachforderung von 

Unterlagen, 

Kommunikation mit 

Flaggen- u. Hafen- 

staaten, Ausstellung  

des Genehmigungs-  

u. des Gebühren- 

bescheids, Veraktung 

 300 Minuten  

Prozessbaustein II 

 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

 

  15 Minuten 

Insgesamt  0 Minuten 300 Minuten 15 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
 Kosten je Prozessbaustein 
über alle Aufschreibungen in € 

Prozessbaustein I 

Antragseingangs- 

bearbeitung, 

Kommunikation mit 

Antragstellern, 

372,05 € 
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Flaggenstaaten, 

Hafenstaaten,  

Prüfung der  

Voraussetzungen, 

Genehmigungsausstellung, 

Kommunikation Behörden 

Gebühren, Veraktung 

Prozessbaustein II 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

23,40 € 

Summe  395,45 € 

Gebührensatz  395 € 

 

 - Nummer 141 

Die Nummer 141 regelt die Gebühr für die Anerkennung eines Unternehmens als aner-
kannte Stelle zur Gefahrenabwehr (RSO) gemäß 

• § 3 Absatz 2 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV), Regel 1 Absatz 
1.16 Kapitel XI-2 SOLAS sowie Abschnitt 4.3 Teil A, Abschnitt 4.3.1-2 Teil B ISPS-
Code  

Bei der Überprüfung der Anträge der letzten 10 Jahre wurde festgestellt, dass sich der 
Prüfaufwand und –Inhalt je Klassifikationsgesellschaft nicht unterscheidet. Aus diesem 
Grunde wird eine einheitliche Festgebühr in Höhe von 5 103 Euro festgesetzt. 

Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt:  

Bezeichnung der Prozessbausteine  Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minuten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I  Prüfung des Antrags  792 Minuten   

Prozessbaustein II  Einholen von inter-
nen/exter-
nen Stel-
lungnah-
men und 
Abstim-
mung  1776 Minuten 600 Minuten 

Prozessbaustein III  Verfassen des Ände-
rungsbescheides  792 Minuten   

Insgesamt  
 

3360 Minu-
t

600 Minuten 
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e
n 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Tabelle 
dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine   Kosten je Prozessbaustein 
über alle Auf-schreibungen in 
€ 

Prozessbaustein I  Prüfung des Antrags  982 € 

Prozessbaustein II  Einholen von internen/externen Stellung-
nahmen und Abstimmung  3139 € 

Prozessbaustein III  Verfassen des Änderungsbescheides  982 € 

Summe  5.103 € 

Gebührensatz  5.103 € 

 

 - Nummer 142 

Die Nummer 142 regelt die Gebühr für die Befreiungen nach Regel 4 Teil A, Kapitel I in 
Verbindung mit Kapitel XI-1/XI-2 SOLAS gemäß 

• Regel 4 Teil A, Kapitel I i.V.m. Kapitel XI SOLAS i.V.m. Schiffssicherheitsgesetz 
(SchSG) § 4 Anlage   A.I.11.1, 11.2  

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 132 € erhoben. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 
Gebühren, 

Veraktung 
12 Minuten   

Prozessbaustein II 

Antragseingangs- 

bearbeitung, 

Kommunikation mit 

Antragstellern, 

Prüfung der  

Voraussetzungen, 

 90 Minuten  
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Schiffstyp und Route,  

Genehmigungsaus- 

stellung, 

Kommunikation Behör-
den 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

  6 Minuten 

Insgesamt  12 Minuten 90 Minuten 6 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-
baustein 
über alle Auf-
schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 
Gebühren, 

Veraktung 
11,88 € 

Prozessbaustein II 

Antragseingangsbearbeitung, 

Kommunikation mit Antragstellern, 

Prüfung der Voraussetzungen, 

Schiffstyp und Route,  

Genehmigungsausstellung, 

Kommunikation Behörden 

111,62 € 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

9,36 € 

Summe  132,86 € 

Gebührensatz  132 € 

 

 - Nummer 143 
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Die Nummer 143 regelt die Gebühr für die Anlassbezogenen Sonderbescheinigungen ge-
mäß 

• § 4 Anlage I.11.1, 11.2 SchSG in Verbindung mit SOLAS Kapitel XI  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 149 – 329 € erho-
ben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

143 9-20 109-341 3-6 

 

 - Nummer 144 

Die Nummer 144 regelt die Gebühr für die Permanente Sicherheitserklärung (PDOS) Prü-
fung und Genehmigung gemäß 

• § 9 Absätze 3 und 4 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV) i.V.m. Ab-
schnitt 5 Teil A ISPS-Code 

Bei der Überprüfung der Anträge der letzten 10 Jahre wurde festgestellt, dass sich der 
Prüfaufwand und –Inhalt je Sicherheitserklärung nicht unterscheidet. Aus diesem Grunde 
wird eine einheitliche Festgebühr festgesetzt. 

Für diesen Gebührentatbestand wird daher eine Festgebühr in Höhe von 250 € erhoben. 
Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: 

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

Prozessbaustein I 
Gebühren, 

Veraktung 
12 Minuten   

Prozessbaustein II 

Antragseingangs- 

bearbeitung, 

Kommunikation mit 

Antragstellern, 

Prüfung der  

Voraussetzungen, 

Schiffstyp und Route,  

 90 Minuten  



 - 199 -   

 

Genehmigungsaus- 

stellung, 

Kommunikation Behör-
den 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

  6 Minuten 

Insgesamt  12 Minuten 90 Minuten 6 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-
baustein über 
alle Auf-
schreibun-
gen in € 

Prozessbaustein I 
Gebühren, 

Veraktung 
27,78 € 

Prozessbaustein II 

Antragseingangsbearbeitung, 

Kommunikation mit Antragstellern, 

Prüfung der Voraussetzungen, 

Schiffstyp und Route,  

Genehmigungsausstellung, 

Kommunikation Behörden 

208,33 € 

Prozessbaustein III 

Qualitätskontrolle, 

Klärung/Entscheidung 

in Einzelfällen 

13,89 € 

Summe  250,00 € 

Gebührensatz  250 € 

 

 - Nummer 145 

Die Nummer 145 regelt die Gebühr für die Besichtigungen an Bord für das ISSC gemäß 
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• § 8 See-Eigensicherungsverordnung (SeeEigensichV) in Verbindung mit Abschnitt 
19 Teil A ISPS-Code  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 750 – 2.198 € er-
hoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

145  576-1 688 23-67 

 

 - Nummer 146 

Die Nummer 146 bestimmt den Gebührentatbestand für die erstmalige Feststellung der 
Eignung einer Konformitätsbewertungsstelle durch das BSH gemäß § 3 Absatz 3a 
Schiffsausrüstungsverordnung für die Tätigkeit als Benannte / Notifizierte Stelle im Sinne 
der europäischen Schiffsausrüstungsrichtlinie RL 2014/90/EU. Bei der Tätigkeit des BSH 
handelt es sich um eine individuell zurechenbare öffentliche Leistung nach § 1 Nr. 4b 
Seeaufgabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen 
Schiffsausrüstungsverordnung. Die Konformitätsbewertungsstelle beantragt beim BSH die 
Benennung und Notifizierung und reicht die für die Feststellung erforderlichen Unterlagen 
ein. Die Dokumentenprüfung wird mit einem umfangreichen Audit verbunden. Das Vorlie-
gen einer einschlägigen Akkreditierung kann zu einem reduzierten Prüfaufwand und somit 
zu einer Minderung der Gebühren führen. 

Bei Feststellung der Eignung erhält die Konformitätsbewertungsstelle einen Benennungs-
bescheid durch das BSH und wird anschließend bei der Europäischen Kommission notifi-
ziert. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 4.195 – 14.985 € 
erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

146 126-453 2 266-8 095 806-2 881 

  

Die breite Spreizung der Rahmenober- und -untergrenze ergibt sich dabei aus dem erheb-
lich unterschiedlichen Aufwand der notwendigen Prüfungen für die Notifizierung. Als Fak-
toren berücksichtigt werden dabei insbesondere vorhandene Akkreditierungen für die 
Richtlinie 2014/90/EU (MED) und der beantragte Scope der Konformitätsbewertungsstel-
len. Dieser kann zwischen 1 Produktgruppe („Item“) und circa 300 Produktgruppen 
(„Items“) schwanken. Auch können mit einer Notifizierung immer wieder komplexe Sach- 
und Rechtslagen verbunden sein, die zusätzlich einen erheblichen Arbeits- und 
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Auditaufwand bedeuten, Beispiel aus der Vergangenheit: „Transfer“ einer notifizierten 
Stelle im Rahmen des BREXIT aus England nach Deutschland.  

 

 - Nummer 147 

Die Nummer 147 bestimmt den Gebührentatbestand für die mindestens alle zwei Jahre 
durch das BSH durchzuführende Prüfung der bereits benannten / notifizierten Stelle hin-
sichtlich des Fortbestandes ihrer Eignung. Diese regelmäßigen Überprüfungen durch das 
BSH als öffentliche Leistung im Sinne des § 1 Nummer 4b Seeaufgabengesetz sowie auf 
Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsausrüstungsverordnung erfol-
gen gemäß § 4 Absatz 1 Schiffsausrüstungsverordnung grundsätzlich mittels Überwa-
chungsaudits bei den benannten / notifizierten Stellen.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.998 – 6.993 € 
erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

147 423-1 482 1 047-3 665 179-627 

 

 - Nummer 148 

Die Nummer 148 regelt die Gebühr für die Prüfung der in Verkehr zu bringenden oder in 
Verkehr gebrachten Ausrüstung. In vielen Fällen beginnen die Tätigkeiten der produktbe-
zogenen Marktüberwachung mit der Überprüfung der formalen Konformität von bereits in 
Verkehr gebrachten Schiffsausrüstungsgegenständen. Hierzu zählen insbesondere fol-
gende Fälle der formalen Nichtkonformität: 

a) Das Steuerrad-Kennzeichen wird ohne vorheriges Konformitätsbewertungsverfahren 
angebracht. 

b) Das Steuerrad-Kennzeichen wird nicht angebracht. 

c) Die EU-Konformitätserklärung wird nicht ausgestellt. 

d) Die EU-Konformitätserklärung wird nicht korrekt ausgestellt. 

e) Die technischen Unterlagen sind nicht verfügbar (bei der Person, die nichtkonforme 
Ausrüstung in Verkehr bringen will oder gebracht hat)) oder unvollständig (unvollständig 
bezieht sich dabei nicht auf eine inhaltliche (technische) Prüfung – siehe hierzu laufende 
Nummer 9004 - sondern darauf, dass für alle einschlägigen Prüfnormen überhaupt Prüf-
berichte vorliegen). 

f) Die EU-Konformitätserklärung wurde nicht an das Schiff gesandt. 

Bei der Feststellung einer formalen Nichtkonformität wird der entsprechende Wirtschafts-
akteur zu Korrekturmaßnahmen mittels Bescheiderteilung aufgefordert.  

Es handelt sich um öffentliche Leistungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4c Seeauf-
gabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsaus-
rüstungsverordnung, dort § 6 Absatz 2. 

Artikel 11 Absätze 1 und 3 Verordnung (EU) 2019/1020 ist zu berücksichtigen.  
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Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 85,35 - 449 € er-
hoben. Die Gebühr (Rahmengebühr) wird nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festge-
stellt worden sind.  

 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

148 6-32 43-227 16-86 

 

 - Nummer 149 

Die Nummer 149 regelt die Gebühr für die Überprüfung der in Verkehr zu bringenden oder 
in Verkehr gebrachten Ausrüstung mit technischer Prüfung. Zu der Prüfung der formalen 
Konformität von bereits in Verkehr gebrachter Schiffsausrüstung im Rahmen der Markt-
überwachung zählt gegebenenfalls auch die inhaltliche Sichtung und Bewertung der tech-
nischen Unterlagen des Produkts beziehungsweise der Prüfberichte, welche dem Konfor-
mitätsbewertungsverfahren zugrunde liegen. Aufgrund der oftmals hohen Komplexität der 
Prüfung und Bewertung sowie der notwendigen Fachkenntnisse des Sachbearbeiters ist 
hier in Abgrenzung zu der Nummer 148 ein eigenständiger Gebührentatbestand zweck-
mäßig. Im Falle der Feststellung einer Nichtkonformität des Produkts wird die Person, die 
die nichtkonforme Ausrüstung in Verkehr bringen will oder gebracht hat, zu Korrekturmaß-
nahmen – mittels Bescheiderteilung - aufgefordert.  

Es handelt sich um öffentliche Leistungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4c Seeauf-
gabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsaus-
rüstungsverordnung, dort § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 7.  

Artikel 11 Absätze 1 und 3 Verordnung (EU) 2019/1020 ist zu berücksichtigen.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 899 - 1.898 € er-
hoben. Die Gebühr (Rahmengebühr) wird nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festge-
stellt worden sind.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst  

Aufwand in Min. h-
Dienst 

149 64-140 456-1 010 172-382 

 

 - Nummer 150 

Die Nummer 150 regelt die Gebühr für die Überprüfung der in Verkehr zu bringenden oder 
in Verkehr gebrachten Ausrüstung mit technischer Prüfung und der Inanspruchnahme ex-
terner Prüflaboratorien, sachverständiger Personen oder Gutachter*innen. Aufbauend auf 
der Prüfung der technischen Unterlagen im Sinne des Gebührentatbestandes zu Nummer 
149 kann es notwendig werden, dass die Marktüberwachungsbehörde zur Abklärung der 
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materiellen Konformität der bereits in Verkehr gebrachten Schiffsausrüstung externe Par-
teien (Prüflaboratorien, Sachverständige und Gutachter*innen) in die Sachverhaltsaufklä-
rung und Bewertung aufgrund fehlender eigener Expertise oder Prüfmöglichkeiten einbin-
det. Der hiermit gepaarte erhöhte Verwaltungsaufwand, zum Beispiel Beauftragung der 
externen Stelle, fachlicher Austausch, Vor- und Nachbereitung der externen Prüfung) be-
gründet den angepassten Rahmen im Vergleich zu der Nummer 149. 

Im Falle der Feststellung einer Nichtkonformität des Produkts wird dIe Person ,die die 
nichtkonforme Ausrüstung in Verkehr bringen will oder gebracht hat,  zu Korrekturmaß-
nahmen – mittels Bescheiderteilung - aufgefordert.  

Es handelt sich um öffentliche Leistungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4c Seeauf-
gabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsaus-
rüstungsverordnung, dort § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 7 

Artikel 11 Absätze 1 und 3 Verordnung (EU) 2019/1020 ist zu berücksichtigen.  

 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 1.298 - 2.697 € er-
hoben. Die Gebühr (Rahmengebühr) wird nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festge-
stellt worden sind.  

Die Leistungen externer Prüflabore, sachverständiger Personen, Gutachter*innen und die 
Kosten für die Beschaffung der geprüften Gegenstände werden als Auslagen gesondert in 
tatsächlicher Höhe erhoben. 

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

150 92-191 659-1369 249-518 

 

 - Nummer 151 

Die Nummer 151 regelt die Gebühr für die Überprüfung der in Verkehr zu bringenden oder 
in Verkehr gebrachten Ausrüstung mit technischer Prüfung mit Laborleistungen des BSH. 
Es handelt sich um öffentliche Leistungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4c Seeauf-
gabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsaus-
rüstungsverordnung, dort § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 7. 

Artikel 11 Absätze 1 und 3 Verordnung (EU) 2019/1020 ist zu berücksichtigen.  

Aufbauend auf der Prüfung der technischen Unterlagen im Sinne des Gebührentatbestan-
des zu Nummer 150 kann es notwendig werden, dass die Marktüberwachungsbehörde 
zur Abklärung der materiellen Konformität der bereits in Verkehr gebrachten Schiffsaus-
rüstung aufgrund fehlender eigener Expertise oder fehlender eigener Prüfmöglichkeiten 
auf das insoweit von der Marktüberwachung unabhängige und eigenständige BSH interne 
akkreditierte Prüflabor für Schiffsausrüstung zurückgreift.  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 900 – 1.900 € er-
hoben. Die Gebühr (Rahmengebühr) setzt sich letztlich aus der Gebühr nach 150 und der 
Gebühr des BSH Prüflabors nach 24 bis 29 entsprechend der jeweiligen Gerätekategorie 
zusammen. Der Gebührensatz ergibt sich wie folgt: 
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Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

151 45-96 544-1 149 115-244 

 

Kosten für die Beschaffung der geprüften Gegenstände werden als Auslagen gesondert in 
tatsächlicher Höhe erhoben. 

Die Gebühr wird nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festgestellt worden sind. 

Im Falle der Feststellung einer Nichtkonformität des Produkts wird der entsprechende 
Wirtschaftsakteur zu Korrekturmaßnahmen mittels Bescheiderteilung aufgefordert. 

 

 - Nummer 152 

Die Nummer 152 regelt die Gebühr für die Anordnung von Maßnahmen bei Nichtkonformi-
täten. Es handelt sich um öffentliche Leistungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4c 
Seeaufgabengesetz sowie auf Grund der nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen 
Schiffsausrüstungsverordnung, dort § 6 Absatz 2 in Verbindung mit § 7. Auch greifen die 
unmittelbar geltenden europäischen Eingriffsermächtigungen gemäß Artikel 16 Absatz 5 
bzw. Artikel 19 Absatz 1 („ernstes Risiko“) gemäß Verordnung (EU) 2019/1020. 

Die Maßnahmen der Marktüberwachung gegenüber Wirtschaftsakteuren bei der Feststel-
lung von Nichtkonformitäten nach den Nummern 148 bis 151 erfolgen jeweils durch Erlass 
entsprechender schriftlicher Verwaltungsakte oder vergleichbares Verwaltungshandeln 
(„Bescheiderteilung“). 

Zusätzlich kann es notwendig werden, dass die Marktüberwachung ad hoc mündliche An-
ordnungen trifft. Hierzu zählen z.B. Anordnungen im Rahmen eines Messebesuchs, bei 
einer Schiffsbesichtigung oder bei der Ausübung der Befugnis, Räumlichkeiten  zu betre-
ten, um Nichtkonformitäten festzustellen und Beweismittel zu sichern. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 85 – 600 Euro er-
hoben. Die Gebühr (Rahmengebühr) wird nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festge-
stellt worden sind.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

152 6-42 43-304 16-115 

 

 - Nummer 153 

Die Nummer 153 regelt die Gebühr für die Genehmigung der Änderung des Eignungsum-
fangs von Konformitätsbewertungsstellen. Die Prüfung, Feststellung und die anschlie-
ßende Erteilung eines Bescheids zu der Eignungsumfangserweiterung sowie die gegebe-
nenfalls notwendige Notifizierung bei der Europäischen Kommission sind öffentliche Leis-
tungen des BSH im Sinne des § 1 Nummer 4b Seeaufgabengesetz sowie auf Grund der 
nach § 7a Seeaufgabengesetz erlassenen Schiffsausrüstungsverordnung, dort § 3 Absatz 
3a. 

Nach einer bereits erfolgten Benennung / Notifizierung einer Konformitätsbewertungs-
stelle ist es durchaus möglich, dass diese im weiteren Verlauf ihrer Tätigkeit ihren 
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Benennungs- /Notifizierungsbereich um zusätzliche Schiffsausrüstungsgegenstände (Pro-
duktgruppen/ „Items“) im Sinne der europäischen Schiffsausrüstungsrichtlinie 
RL 2014/90/EU erweitern möchte.  

Angelehnt an die §§ 3 Absatz 3a, 4 Absatz 1 Schiffsausrüstungsverordnung wird abhän-
gig vom Umfang der Erweiterung des Anwendungsbereichs („Scope Erweiterung“) die Do-
kumentenprüfung mit einem Audit verbunden. 

Gleichzeitig ist es auch möglich und zulässig, dass eine Konformitätsbewertungsstelle ih-
ren durch das BSH anerkannten Benennungs- /Notifizierungsbereich teilweise wieder ein-
schränken möchte („Scope Reduzierung“). Auch hierdurch entsteht dem BSH ein Verwal-
tungsaufwand (z.B. Änderung des Benennungsbescheids, Anpassung BSH Webseite, 
Notifizierung der EU Kommission usw.). 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 200 – 3000 € erho-
ben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

153 14-212 102-1524 38-577 

 

 - Nummer 154 

Die Nummer 154 regelt die Gebühr für die Befreiung von einem Befahrungsverbot nach § 
9 Absatz 2 Satz 3 See-Umweltverhaltensverordnung. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 578,00 € erhoben. Der 
Gebührensatz mit durchschnittlicher Bearbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngrup-
pen ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

 der Prozessbau-
steine  

… 0 Minuten 240 Minuten 180 Minuten 

Insgesamt  0 Minuten 240 Minuten 180 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 
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 Kosten der Prozessbau-
steine 

… 578,00 € 

Gebührensatz  578,00 € 

 

 - Nummer 155 

Die Nummer 155 regelt die Gebühr für die Zulassung einer Ausnahme von der Verpflich-
tung des Ziehens einer Probe nach § 15 Absatz 3 See-Umweltverhaltensverordnung  

Für den Gebührentatbestand wird eine Festgebühr in Höhe von 446 Euro erhoben. Der 
Gebührensatz mit durchschnittlicher Bearbeitungsdauer in Minuten nach Laufbahngrup-
pen ergibt sich aus der nachfolgenden Tabelle:  

 

Bezeichnung der Prozessbausteine  
Ø Zeitaufwand nach Laufbahngruppe in Minu-

ten  

 mD gD hD 

 der Prozessbau-
steine  

… 0 Minuten 360 Minuten 0 Minuten 

Insgesamt  0 Minuten 360 Minuten 0 Minuten 

 

Bei Anwendung der allgemeinen pauschalen Stundensätze des BMI in der Anlage 1 der 
Allgemeinen Gebührenverordnung (AGebV) ergeben sich die in der nachfolgenden Ta-
belle dargestellten Kosten: 

Bezeichnung der Prozessbausteine  

 Kosten je Prozess-bau-
stein über alle 
Aufschreibun-
gen in € 

 Kosten der Prozessbau-
steine 

… 446,00 € 

Gebührensatz  446,00 € 

 

 - Nummer 156 

Die Nummer 156 regelt die Gebühr für die Zulassung eines emissionsmindernden, nicht 
technischen Verfahrens nach § 13 Absatz 5 See-Umweltverhaltensverordnung. 

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben.  

 

 - Nummer 157 

Die Nummer 157 regelt die Gebühr für die Erlaubnis zur Ballastwasser-Einleitung nach § 
18 Absatz 1 See-Umweltverhaltensverordnung. 

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 137 - 515 € erho-
ben.  
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Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

157  110-415  

 

 - Nummer 158 

Nummer 158 regelt die Gebühr für die Erteilung einer Ausnahme vom Verbot der Ballast-
wasser-Einleitung nach § 18 Absatz 2 See-Umweltverhaltensverordnung.  

Für den Gebührentatbestand wird eine Gebühr nach Zeitaufwand erhoben.  

  

 - Nummer 159 

Die Nummer 159 regelt die Gebühr für die Befreiung von der Ballastwasser-Behandlung 
nach § 18 Absatz 3 See-Umweltverhaltensverordnung  

Für diesen Gebührentatbestand wird eine Rahmengebühr in Höhe von 6.450 - 13.410 € 
erhoben.  

Die Unter- und die Obergrenze der Rahmengebühr ergeben sich durch Multiplikation des 
für die gebührenfähige Leistung ermittelten a) niedrigsten Stundensatzes mit dem nied-
rigsten Zeitaufwand, der für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich 
erforderlich ist, und dem b) höchsten Stundensatzes mit dem höchsten Zeitaufwand, der 
für die Erbringung der gebührenfähigen Leistung durchschnittlich erforderlich ist. Der Ge-
bührensatz ergibt sich wie folgt: 

Nummer Aufwand in Min. m-
Dienst 

Aufwand in Min. g-
Dienst 

Aufwand in Min. h-
Dienst 

159  3 467-7 209 1 378-2 885 

 

 - Nummer 160 

Ein bisher fehlender Gebührentatbestand für feststellende Verwaltungsakte wird ergänzt. 
Da dies sehr unterschiedliche Fallkonstellationen betreffen kann und belastbare Anhalts-
punkte zur Ermittlung des Zeitaufwandes nicht vorliegen, wird eine Zeitgebühr festgesetzt. 

 

Zu 3. e) 

Der bisherige Abschnitt 4 wird Abschnitt 5, da die Gebühren des BSH als neuer Abschnitt 
4 eingefügt werden. 

Ein bisher fehlender Gebührentatbestand für feststellende Verwaltungsakte wird ergänzt. 
Da dies sehr unterschiedliche Fallkonstellationen betreffen kann und belastbare Anhalts-
punkte zur Ermittlung des Zeitaufwandes nicht vorliegen, wird eine Zeitgebühr festgesetzt. 

Zu 3. f) 

Der bisherige Abschnitt 5 wird Abschnitt 6, und der bisherige Abschnitt 6 wird Abschnitt 7, 
da die Gebühren des BSH als neuer Abschnitt 4 eingefügt werden. 
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Zu Artikel 2 

 

Zu 1. 

Die Praxis hat gezeigt, dass die bisherige Regelung zu restriktiv ist. Es besteht ein unab-
weisbares Bedürfnis, die Zulässigkeit der Übermittlung von Identifikations- und Verkehrs-
daten an nicht öffentliche Stellen, die im Auftrag öffentlicher Stellen Forschungsvorhaben 
durchführen, auszudehnen. In den letzten Jahren wurden Untersuchungen bei privaten 
Forschungsinstitutionen in Auftrag gegeben, die solche Daten zwingend benötigen. 

Beispiele aus der jüngeren Vergangenheit sind das Projekt „LEAS“ oder auch eine Unter-

suchung, die das Deutsche Maritime Zentrum (DMZ) zur Ermittlung eines ökologischen 

Rabattsystems für die Befahrungsabgaben am NOK in Auftrag gegeben hat. Bei dem Pro-

jekt „LEAS“ handelt es sich um ein mit öffentlichen Mitteln beauftragtes Projekt, dessen 

Ziel die Unterstützung der Schifffahrt durch landseitige Entscheidungsempfehlungen zur 

Verbesserung der Sicherheit und Effizienz des küstennahen Seetransportverkehrs für 

Verkehrslagen mit hochautomatisierten bzw. autonomen Schiffen ist.  

Zu 2. 

Die Änderung des § 2 Absatz 2 stellt klar, dass die Weitergabe der Daten an private For-
schungseinrichtungen nur erfolgen darf, wenn dies einem Forschungsvorhaben dient, 
dessen Ergebnisse den Bund bei seiner Aufgabenerledigung dienlich ist. Eine Weitergabe 
von Daten an die Forschungseinrichtungen „auf Vorrat“ ist demnach nicht zulässig. 

Zu 3. 

Die Datenschutz-Grundverordnung schreibt vor, dass die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten für die Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe erforderlich sein muss. Die 
bloße Dienlichkeit reicht nicht aus. Daher sieht § 2 Absatz 4 eine entsprechende Ein-
schränkung für personenbezogene Daten vor. 

Bei der Übermittlung personenbezogener Daten wird geprüft, ob diese in anonymisierter 
oder pseudonymisierter Form zur Verfügung gestellt werden können. 

Zudem wird § 2 Absatz 4 geschlechtsneutral gefasst.  

 

Zu Artikel 3 

In der Anlage II der Seeschifffahrtsstraßenordnung wird ein Redaktionsversehen korri-
giert. 

 

Zu Artikel 4 

Die Verordnung  tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft und nicht zum Quartalsbe-
ginn, damit die Mehreinnahmen aufgrund der neuen Gebührentatbestände und der gestie-
genen Personalkostensätze möglichst frühzeitig realisiert werden können. 
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	„Abschnitt 4
	Gebühren des Bundesamtes für Seeschifffahrt und Hydrographie
	Vorbemerkungen
	1. Bei den Gebühren für die Genehmigung zur Führung einer anderen Nationalflagge wird die Gebühr einer zuvor erteilten Genehmigung, deren Bewilligungszeitraum noch nicht abgelaufen ist, anteilig berücksichtigt.
	2. Bei den Gebührennummern 20-22, 24-30 sowie 32-33 werden die Reisekosten gesondert als Auslagen erhoben.
	3. Bei den Gebührennummern 34-43 werden die Kosten für Auslandsdienstreisen gesondert als Auslagen erhoben.
	4. Bei der Gebührennummer 147 werden die Kosten für externe Labore, Sachverständige oder Gutachter als Auslagen erhoben.
	5.Bei den Gebührennummern 145-148 werden Gebühren nur erhoben, wenn Nichtkonformitäten festgestellt wurden.
	“.
	e) Der bisherige Abschnitt 4 wird Abschnitt 5 und nach Nummer 5003 wird folgende Nummer 5004 angefügt:
	f) Die bisherigen Abschnitte 5 und 6 werden die Abschnitte 6 und 7.
	Artikel 2
	Änderung der See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung
	Die See-Datenübermittlung-Durchführungsverordnung vom 1. März 2016 (BGBl. I S. 329) wird wie folgt geändert:
	1. § 1 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	a) In Nummer 2 wird das Wort „und“ durch ein Komma ersetzt.
	b) In Nummer 3 wird der Punkt durch ein Komma ersetzt
	c) Folgende Nummer 4 wird angefügt:
	„4. Einrichtungen, die Forschungsvorhaben durchführen, die von öffentlichen Stellen beauftragt sind oder die im öffentlichen Interesse liegen.“
	2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	„(2) Die Übermittlung der Daten an die in § 1 Absatz 3 Nummern 1 bis 3 genannten Stellen darf nur erfolgen, wenn sie der Erhaltung der Leistungsfähigkeit des deutschen Seehafens dient, für den die nichtöffentliche Stelle tätig ist. Die Leistungsfähigk...
	1. zur Unterstützung des Hafenmanagements, einschließlich der Anschlusslogistik oder zur besseren Organisation des Schiffsverkehrs im Hafen eingesetzt werden, oder
	2. der sicheren Behandlung von Schiffen mit gefährlicher Ladung dienen.
	Die Übermittlung der Daten an die in § 1 Absatz 3 Nummer 4 genannten Stellen darf nur erfolgen, wenn sie einem Forschungsvorhaben dient, dessen Ergebnisse der Erledigung von Aufgaben des Bundes gemäß § 1 des Seeaufgabengesetzes dienen sollen.“
	3. § 2 Absatz 4 wird wie folgt gefasst:
	„(4) Die Übermittlung von personenbezogenen Daten nach Absatz 1 darf nur erfolgen, wenn sie zu den in Absatz 2 genannten Zwecken erforderlich ist. Sie ist ausgeschlossen, wenn die betroffene Person ein schutzwürdiges Interesse an dem Ausschluss der Üb...
	Artikel 3
	Änderung der Seeschifffahrtsstraßen-Ordnung
	In Anlage II Abschnitt II.1 Nummer 6 der Seeschiffahrtsstraßen-Ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Oktober 1998 (BGBl. I S. 3209; 1999 I S. 193), die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 11. Mai 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 127) geändert...
	Artikel 4
	Inkrafttreten
	Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.
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